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Bei der Beantwortung der Interviewanfrage 
gab sich US-Staranwalt Alan M. Dershowitz, 
77, wortkarg. Er beantwortete sie mit einem 
kurzen «Okay», und als wir seine Adresse 
wissen wollten, schrieb er knapp: «45, Sutton 
Place. Das ist auf der Ostseite von Manhat-
tan.» Während des Gesprächs in seiner Woh-

nung – Blick auf den East River und die 
Queensboro Bridge – erlebte Pierre Heumann 
Dershowitz dann aber so, wie er sich ihn 
 vorgestellt hatte: als wortgewaltigen, scharf-
sinnigen Juristen, der gerne kontroverse 
 Meinungen verficht. Seite 54

Der Fall um die ungeschickte FDP-Politikerin 
Christa Markwalder ist Anlass für eine grund-
sätzliche Recherche. Nicht die Tatsache, dass 
sich Parlamentarier von PR-Buden beraten 
lassen, ist das Problem. Der Umstand, dass 
sich Politiker, nur weil sie ein Amt haben, 
durch lukrative Zusatzposten von Firmen, 
Interessengruppen und Verbänden einkau-
fen lassen, wirft kritische Fragen auf. Wir 
 haben in dieser Ausgabe die emsigsten 
 Ämtchensammler untersucht. Wo kippt die 
legitime Interessenvertretung aus Überzeu-
gung in fragwürdige bezahlte und intrans-
parente Abhängigkeit? Die Lösung ist nicht 
ein Berufsparlament, bewahre, aber vielleicht 
sollten sich die Parlamentarier beim Jagen 
und Sammeln von Ämtchen etwas zurück-
haltender geben. Ein weiterer Schwerpunkt 
ist die hocherfolgreiche Berner PR-Agentur 
Furrer Hugi & Partner. Markus Schär hat die 
Zampanos des wirkungsvollen Einseifens 
zum offenen Gespräch getroffen. Seite 14

Überraschend hat das Berner Regionalgericht 
vor zwei Wochen zwei SVP-Parteikader auf-
grund des Inserats mit der Aufschrift «Kosova-
ren schlitzen Schweizer auf» wegen Verstosses 
gegen die Antirassismusstrafnorm schuldig 
gesprochen. Anwalt der Kläger war David 
 Gibor – wie fast immer, wenn in der Schweiz 
jemand wegen Rassismus vor Gericht steht. 
Wer ist dieser Mann, der die gesamte politi-
sche Rechte gegen sich aufbringt? Bislang hat 
er sich stets geweigert, über seine persönliche 
Motivation zu sprechen. Redaktor Rico Bandle 
hat ihn getroffen – und aus dem geplanten 
Mittagessen ist ein intensives, dreistündiges 
Gespräch geworden. Seite 30

Abbas ist eine lebende Legende der Fotografie. 
Seit einem halben Jahrhundert hält er mit 
 seiner Leica Revolutionen, Bürgerkriege und 
Aufstände fest. Wiederholt war er für die Welt-
woche im Einsatz, erstmals im Irak 2003. 
«Fühlst du es?», fragte er Urs Gehriger mit ei-
nem breiten Grinsen, nachdem die beiden 
Zeugen des ersten Terroranschlags im frisch 
eroberten Irak wurden und US-Helikopter wie 
nervöse Wespen am Nachthimmel schwirrten. 
«Wir sind im Belagerungszustand!» Abbas 
fühlte sich an seinen ersten Einsatz in Vietnam 
erinnert. Im Vietnamkrieg begründete der 
 gebürtige Iraner seinen Ruf als einer der 
 Weltbesten seines Metiers. Zum Gedenken an 
den längsten Konflikt des 20. Jahrhunderts 
widmen wir Abbas’ Schaffen eine Bildstrecke. 
 «Abbas’ Fotografie ist street photography im 
 besten Sinne», sagt Weltwoche-Bildchef Nathan 
Beck, «inhaltlich und formal schnörkellos, fast 
 immer geradeaus fotografiert und auf Augen-
höhe mit dem Objekt. Je länger man seine 
 Aufnahmen betrachtet, desto ereignisreicher 
werden sie.» Seite 44 
 Ihre Weltwoche

Wortgewaltiger Jurist: Alan M. Dershowitz.

Umfassende 
Beratung.

Kampagne: LGT Frühling 2015 Titel: Weltwoche Format: 66 x 90 mm
Sujet: T3 (Eigentümergeführt) Sprache: Deutsch Farbe: 4c

LGT. Ihr Partner für Generationen. 
LGT Bank (Schweiz) AG, 044 250 81 81

www.lgt.ch

Impressum

Herausgeberin: Weltwoche Verlags AG,  
Förrlibuckstrasse 70, Postfach, 8021 Zürich 
Die Weltwoche erscheint donnerstags

Redaktion: Telefon 043 444 57 00, Fax 043 444 56 69, 
E-Mail: redaktion@weltwoche.ch 
E-Mail: leserbriefe@weltwoche.ch
Verlag: Tel. 043 444 57 00, Fax 043 444 56 07, 
E-Mail: verlag@weltwoche.ch

Internet: www.weltwoche.ch

Abo-Service: Tel. 043 444 57 01, Fax 043 444 50 91 
E-Mail: kundenservice@weltwoche.ch 
Jahresabonnement Inland Fr. 298.– (inkl. MwSt.) 
Probeabonnement Inland Fr. 40.— (inkl. MwSt.) 
Weitere Angebote für In- und Ausland unter 
www.weltwoche.ch/abo 
E-Mail-Adressen: vorname.name@weltwoche.ch  

Gründer: Karl von Schumacher (1894–1957)
Verleger und Chefredaktor: Roger Köppel
Chefredaktion: Philipp Gut (Stv.), Beat Gygi
Produktionschef: Lukas Egli

Redaktion:  
Rico Bandle (Leitung Kultur), Alex Baur,  
Urs Gehriger, Wolfgang Koydl,  
Hubert Mooser, Alex Reichmuth,  
Markus Schär, Florian Schwab,  
Mark van Huisseling 

Redaktionelle Mitarbeiter:  
Miroslav Barták, Peter Bodenmann, 
Silvio Borner, Henryk M. Broder, 
Peter Hartmann, Pierre Heumann,  
Peter Holenstein, Hansrudolf Kamer,  
Peter Keller, Wolfram Knorr,  
Tom Kummer, Christoph Landolt,  
Dirk Maxeiner, Christoph Mörgeli,  
Franziska K. Müller, Daniele Muscionico,  
Deborah Neufeld, Daniela Niederberger, 
Kurt Pelda, Peter Rüedi, Kurt Schiltknecht,  
Beatrice Schlag (Los Angeles),  
David Schnapp, Hildegard Schwaninger, 
Martin Spieler, Sacha Verna (New York), 
Sami Yousafzai (Pakistan/Afghanistan), 
Kurt W. Zimmermann

Produktion: Benjamin Bögli, Roy Spring
Bildredaktion: Nathan Beck (Leitung),  
Simon Keller, Fabian Gimmi (Assistent)
Layout: Daniel Eggspühler (Leitung), Silvia Ramsay 
Korrektorat: Cornelia Bernegger und  
Rita Kempter (Leitung), Viola Antunovits,  
Sandra Noser, Gregor Szyndler,  
Dieter Zwicky
Sekretariat: Miriam Schoch (Leitung), 
Inga-Maj Hojaij-Huber

Marketing: Guido Bertuzzi (Leitung)
Anzeigenverkauf: Sandro Gianini (Leitung), 
Fabian Keller, Brita Vassalli
Anzeigeninnendienst: Samuel Hofmann (Leitung) 
Tel. 043 444 57 02, Fax 043 444 56 07
E-Mail: anzeigenid@weltwoche.ch
Online-Vermarktung: Adextra
Tarife und Buchungen: infoAadextra.ch
Druck: Ziegler Druck, Winterthur

Die Wiedergabe von Artikeln und Bildern, auch auszugsweise 
oder in Ausschnitten, ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung 
der Redaktion gestattet.  
Für unverlangt eingesandte Manuskripte und Fotos wird keine 
Haftung übernommen.

Der Weltwoche-Inhalt ist gedruckt auf Recyclingpapier, 
das aus 100 % Altpapier hergestellt wird.
Es schont Ressourcen, Energie und somit die Umwelt.

Shortcut:  Mit dem iPhone Weltwoche-Artikel  
empfehlen und aufbewahren sowie Zusatzinhalte 
 entdecken. www.weltwoche.ch/shortcut



www.mitsubishi-motors.ch

Das beste Preis-Leistungs-Angebot für Mitsubishi in der Schweiz und 
in Liechtenstein gibt es beim Marken-Vertreter, dem Fachmann vor Ort. 
Verkauf und Service des Outlander PHEV und i-MiEV nur über zertifi zierte 
Mitsubishi MiEV-Partner.

Energie-Normverbrauch i-MiEV: Gesamt 12.5 kWh/100 km (Benzinäquivalent 1.4 l/100 km), CO2 0 g/km, Energieeffi zienz-Kategorie A. Outlander PHEV: 13.4 kWh/100 km (Benzinäquivalent 1.5 l/100 km), Normver-
brauch gewichtet (67% Strom, 33% Benzin) 1.9 l/100 km, CO2 44 g/km, Hybrid-Normverbrauch (Batterie leer): 5.8 l/100 km, Energieeffi zienz-Kategorie B. CO2-Durchschnitt aller verkauften Neuwagen: 144 g/km. 

*Unverbindliche Nettopreise CHF inkl. 8.0% MWST und Währungs-Bonus. Währungs-Bonus gültig bis 30.5.2015 (CO2-Eintausch-Bonus 1.5.–30.6.2015) für Vertragsabschlüsse (Mitsubishi Neuwagen ab Händlerlager) und
Immatrikulation bis 30.9.2015. **0.9% Green-Leasing Konditionen: gültig 1.4.–30.6.2015 für Vertragsabschlüsse und Immatrikulation bis 30.9.2015, Laufzeit bis 24 Mt. (Option: Laufzeit 25 bis 48 Mt., 2.9%), 
10’000 km/Jahr, Sonderzahlung 15%, eff. Jahreszins 0.9%, Leasingrate i-MiEV CHF 355.–/Mt., Outlander Intense PHEV CHF 618.–/Mt., exkl. obligatorischer Vollkasko, Kaution 5% vom Finanzierungsbetrag 
(min. CHF 1’000.–). Eine Leasingvergabe ist unzulässig, falls sie zur Überschuldung des Konsumenten führt. Alle Preise inkl. MWST. MultiLease AG.

Outlander 4x4 PHEV
> Erster SUV 4x4 mit Plug-in-Hybrid Antrieb (Elektro + Benzin)

> Intense: CHF 45’999.– inkl. Bonus CHF 4’000.–*

> Navigator Leder: CHF 50’999.– inkl. Bonus CHF 6’000.–*

> Plus CO2-Eintausch-Bonus*

> Plus Green-Leasing ab 0.9%**

City-Flitzer i-MiEV
> 100% elektrisch – 0% CO2

> Kompakt, wendig, geräumig

> CHF 23’499.– inkl. Bonus CHF 1’500.–*

> Plus CO2-Eintausch-Bonus*

> Plus Green-Leasing ab 0.9%**

Die innovativen Mitsubishi mit Elektro- oder Plug-in-Hybrid Antrieb

Saubere Preise für 
eine saubere Zukunft.

> Plus: Green-Leasing 0.9%

> Plus: CO2-Eintausch-Bonus

> Währungs-Bonus bis CHF 6’000.–

101_304_Green_Leasing_230x300_de_RA   1 04.05.15   11:32



5Weltwoche Nr. 20.15
Bild: Gian Marco Castelberg

«Die Reissbrett-Liberalen übertreiben es.»

Editorial

Lob den Bauern
Sie haben die Schweiz geschaffen 
und sind aktuell wieder mal die 
Prügelknaben. Ein Lob auf die 
Bauern. Von Roger Köppel

Nein, ich kann nicht einstimmen ins sterile 
Gejammer unserer Berufseuropäer und 

Zeitgeist-Liberalen, die es ganz schlimm fin-
den, dass der Nationalrat mit den Stimmen der 
Bauern und der Grünen letzte Woche die einsei-
tige Anwendung des Cassis-de-Dijon-Prinzips 
auf die Schweiz stoppte. «Cassis de Dijon»: Das 
bedeutet, dass die in den EU-Staaten produzier-
ten Lebensmittel automatisch auch in der 
Schweiz zugelassen sind. Umgekehrt aber dür-
fen die Schweizer Lebensmittelproduzenten 
nicht ebenso automatisch in die EU liefern. Das 
von Bundesrätin Doris Leuthard vor neun Jah-
ren eingeflogene Konzept bevorteilt die euro-
päischen auf Kosten der Schweizer Bauern. 

Nur ein Beispiel: Schweizer Jo gurt produ-
zenten haben hierzulande gewollt hohen 
Standards zu entsprechen, um ihre Erzeug-
nisse in die Ladenregale zu bringen. Ein däni-
scher Konkurrent muss geringeren Anforde-
rungen genügen und kann sein Jogurt dank 
«Cassis de Dijon»  einfacher und günstiger in 
der Schweiz verkaufen. Die EU-Regelung ist 
eine Einbahnstrasse für Billig lebensmittel aus 
Europa, während den Schweizer Nahrungs-
mittelherstellern keinerlei Gegenrecht zu-
steht. Natürlich können auch einseitige 
Markt öffnungen «liberal» und nützlich sein, 
aber eine voreilige Einseitigkeit ist doch gera-
de im Verhältnis mit der EU verfehlt. Höchste 
Zeit, dass die Bauern hier den Riegel schieben.   

Womit wir beim eigentlichen Thema wären: 
Nicht nur die «Cassis de Dijon»-Verklärung ir-
ritiert, es ist vor allem die darin inbegriffene ge-
hässig-verkrampfte Aggressiv-Rhetorik gegen-
über den Bauern – derzeit etwa zu besichtigen 
in der letzten Sonntags-NZZ. Die Bauern sind 
zum billigsten gemeinsamen Nenner politi-
scher Pauschalkritik geworden. Wem nichts 
Besseres einfällt, der schimpft über die Land-
wirte und ihr «nationalkonservatives [. . .] 
 Agrar-Reduit». Unter Klischeeliberalen und 
angeblich Welt offenen gehört es mittlerweile 
zum guten Ton, auf den Bauern herumzutram-
peln, sich an der Landwirtschaft die Schuhe ab-
zuputzen wegen ihrer Subventionen und neu-
erdings wegen der vernünftigen Absage an die 
einseitige EU-Freundlichkeit, die die  Schwei-
zer Lebensmittelhersteller  benachteiligt. 

Gegen die wohlfeilen Angriffe bleibt festzu-
halten: Die Bauern sind trotz allen staat lichen 
Auflagen und Bevormundungen, unter denen 
sie selber oft am meisten leiden, zunächst ein-

um die  Sache, müssten sie diese Bereiche viel 
unerbittlicher ins Visier nehmen.  

Es ist ausserdem daran zu erinnern, dass die 
Bauern einen Verfassungsauftrag haben, der 
 ihnen punkto Landschaftspflege und Boden-
bewirtschaftung gesetzlich Aufgaben zuweist. 
Das ist von links bis rechts gewollt und abge-
stützt. Selbstverständlich kann man dagegen die 
These vertreten, man solle die Schweizer Bauern 
ohne Rücksicht auf die Verfassung den globalen 
Marktkräften aussetzen. Das längst stattfinden-
de Bauernsterben würde sich dadurch rasant 
zum Aussterben verschärfen. Vielleicht gäbe es 
dann etwas billigeren Käse aus den Niederlan-
den, aber eben auch grossräumig vergandende 
Gebiete, die dann von vollsubventionierten 
staatlichen Landschaftspflegebeauftragten in 
orangefarbener Arbeitskleidung zu höheren 
Kosten in Ordnung gebracht werden müssten. 

Kann, soll man die Landwirtschaft voll dem 
Markt überlassen? Die Neuseeländer haben es 
probiert und ruderten dann schnell zurück. Of-
fensichtlich ist es den Leuten nicht egal, wo ihre 
Lebensmittel herkommen. Man hat kein Prob-
lem, nur chinesische Textilien zu tragen oder 
die Fabrikation von Unterhaltungselektronik 
Korea oder Japan zu überlassen. Aber beim 
Grundbedürfnis des Essens ist es etwas  anderes. 
Kein Land liefert sich der totalen Abhängigkeit 
vom Ausland aus. Es gibt so etwas wie eine 
menschliche Grundnachfrage nach einer kont-
rollierbaren Nahrungskette. Die Reissbrett- 
Liberalen sitzen weltfremden Zielen auf. 

Vielleicht hat die Schweiz tatsächlich, wie die 
NZZ krittelt, ein spezielles Verhältnis zu ihren 
Bauern. Allerdings mit gutem Grund. Viele 
Schweizer, der Schreibende eingeschlossen, 
 haben bäuerliche Vorfahren. Wichtiger noch: 
Ohne ihre Bauern gäbe es die Schweiz nicht. Es 
waren die Bauern, die in den frühen Freiheits-
kriegen des 14. und 15. Jahrhunderts unter gros-
sen Verlusten die Schweiz erkämpft und gegen 
mächtige Gegner verteidigt haben. Anders als 
in den kontinentaleuropäischen Monarchien 
waren die Schweizer Bauern nie Nährboden für 
den reaktionären Obrigkeitsstaat, im Gegen-
teil. Sie bildeten mit den Städten eine wehr-
bereite Avantgarde der Freiheit. Nicht nur, weil 
sie die Soldaten stellten, sondern auch deshalb, 
weil sie in der Schweiz selber die Entstehung 
 eines Zentralismus nach europäischem Vorbild 
durch Widerstand verhinderten. 

Natürlich muss der staatliche Einfluss auf die 
Landwirtschaft vermindert werden. Auch an 
dieser Stelle wurde die hoheitlich verfügte 
 «Agrarkolchose» schon kritisiert. Aber das süf-
fisant-überhebliche Bauern-Bashing zielt an 
der Wirklichkeit vorbei. Wer die Bauern durch 
rabiate Liberalisierung abschaffen will, unter-
gräbt das Schweizer Unternehmertum. Anstatt 
auf ihnen herumzureiten, könnte man den 
Bauern die gebührende Anerkennung zollen.  

(Eine Gegenposition zu diesem Artikel fin-
den Sie auf Seite 11.) 

mal urschweizerische Unternehmer. Sie führen 
Betriebe in einem Hochlohnland. Sie haben wö-
chentliche Arbeitspensen von mindestens acht-
zig Stunden. Die Natur kennt  keine Feiertage. 
Von einem lockeren Leben oder einem übertrie-
benen Einkommen kann keine Rede sein. 

Dass der Staat in der Landwirtschaft eine zu 
grosse Rolle spielt, ist bekannt. Auch den Land-
wirten. Die empörten Galerie-Liberalen über-
treiben es absichtlich: Die schrumpfende Land-
wirtschaft kostet die Schweiz insgesamt weit 
weniger als das massiv auswuchernde Sozial- 
und Gesundheitswesen mit seinen dramati-
schen Wachstumsraten. Ginge es den Kritikern 
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Magrée alias Marcel Grether zählt 
weltweit zu den Besten seiner Zunft. 

Als erster Schweizer Magier produziert er 
in Las Vegas eine abendfüllende Show. Der 
mehrfache Schweizer Meister begeistert 
sein Publikum seit über zwanzig Jahren 
mit intelligenter und stilvoller Unterhal-
tung. Sein technisches Können und seine 
Vielseitigkeit sind bestechend.
An der exklusiven Vorstellung im Hotel 
«Riverside» entgeht Ihnen nichts: Denn 
bei «Magic Moments» sind Sie nicht 
einfach nur Zuschauer, sondern ein per-
sönlicher Gast von Magrée. Durch das 
Miteinbeziehen des Publikums läuft die 
Show hautnah ab. Trotzdem bleiben am 
Ende viele Rätsel ungelöst.

 Auf höchstem Niveau ist auch das Rahmen-
programm: Vor der Show geniessen Sie 
einen reichhaltigen Apéro und nach der 
Show ein zauberhaftes 3-Gang-Dinner.

Schauen Sie dem begnadeten Magier auf die Finger! Zusammen mit 
einem handverlesenen Publikum sitzen Sie mit Magrée am grossen 
Tisch und erleben direkt vor Ihren Augen das scheinbar Unmögliche.

Platin-Club-Spezialangebot

www.weltwoche.ch/platinclub

«Magic Moments» mit Magrée 
im Hotel «Riverside», Zweidlen-Glattfelden

Datum:
Mittwoch 27. Mai 2015, ab 18 Uhr

VIP-Programm:
18.00 Uhr: Reichhaltiger Apéro im Autoatelier
19.00 Uhr: Live-Show im Kämmereisaal 
20.30 Uhr: Dinner in der Turbinenstube

Spezialangebot:
Fr. 119.– pro Person (statt Fr. 165.–)

Buchung:
Reservieren Sie Ihren Platz über Telefon 
043 500 92 92. Bitte Kennwort «Weltwoche» 
angeben.

Veranstalter:
Seminar- und Eventhotel Riverside
Spinnerei-Lettenstrasse, 
8192 Zweidlen-Glattfelden 
www.riverside.ch

«Magic Moments» mit Magrée

Weltklassemagier zum Anfassen

LA_Riverside.indd   14 16.04.15   15:19
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Im Auge

Die Zentimeterfrage

Kommentar

Importierte Arbeitslosigkeit 
Von Beat Gygi _ Der Zürcher Arbeitsmarkt kann lange  
nicht alle Zugewanderten aufnehmen. Das gilt auch für 
 Akademiker.      

Der sichtbarste sekundäre Geschlechtsun-
terschied zwischen Frau und Mann ist be-

kanntlich der Absatz respektive die Höhe des-
selben. Madame trägt schwindelerregende 
Stilettos mit bis zu zwanzig Zentimetern Hö-
henunterschied aus der Fertigung Louboutin. 
Dem Gentleman ist die Fersenzone egal, und 
wenn schon, ist sie ein verstecktes Problem, um 
das sich Geheimtipp-Manufakturen in Spanien 
und Italien kümmern, etwa im Auftrag Nicolas 
Sarkozys (Sarko-Heels) und anderer Politgrös-
sen. Frankreichs Ex-Präsident (1,65 m) kommt 
trotz eingebauter Zehenspitzenstellung auf 
Plateausohle nicht ganz auf Augenhöhe mit sei-
ner Carla. Dafür sucht er sich, nicht ganz unge-
fährlich, Leibwächter aus, die kleiner sind als er. 
Insofern ist Russlands Premier Dmitri Anatolje-
witsch Medwedew geradezu vom Schicksal be-
günstigt, dass zwar Präsident Wladimir Putin, 
auch er kaum einssiebzig, um fast einen halben 
Kopf grösser auf seinen ewigen Kronprinzen 
und Übergangsstellvertreter herabsieht und 
das Machtgefälle gewahrt ist, weil beide glei-
chermassen schummeln, Medwedew selber 
aber seine Swetlana deutlich überragt. Kleine 
Männer können sich ja zu ungeheuren Alpha-
tieren auswachsen, etwa Bernie Ecclestone 
(1,59 m), Deng Xiaoping (kaum 1,50 m), der Nazi-
Giftzwerg Goebbels und Josef Stalin (beide 
1,65 m). Sie entwickeln angeblich mehr  Power, 
Sex und Grausamkeit, Geltungssucht und 
Machtbewusstsein, aber auch höchste Geniali-
tät wie Beethoven (1,62 m), Mozart (1,63 m), 
Prince (1,58 m), Messi (1,67 m) und der Marquis 
de Sade (1,60 m). Der eher schüchtern und leise 
auftretende Jurist und Professorensohn Medwe-
dew gilt als der Chefstratege des Energieriesen 
Gazprom, sein eigenes Business hingegen, etwa 
mit dem Holzkonzern Ilim Pulp, blieb im Schat-
ten, und zu Hause regiert Swetlana über die 
 Finanzen. Eines ist sicher: Ein Napoleon ist er 
nicht. Denn der als Komplexbeispiel vielbemüh-
te Korse erreichte, gemäss seinem Ordonnanz-
offizier, 1,69 Meter, barfuss wandgemessen, 
während zu seiner Zeit der Rekrutendurch-
schnitt nur zielerschwerende 1,62 Meter betrug. 
So gross ist auch Medwedew. Peter Hartmann

Leicht weniger Arbeitslose», «Schweizer Ar-
beitsmarkt gut behauptet», «leichte Ein-

trübung». Mit solchen Wendungen berichte-
ten Medien vor knapp einer Woche über die 
Arbeitsmarktzahlen zum Monat April. Die 
Zahlen wirken zunächst nicht spektakulär. In 
der Schweiz wird praktisch voll gearbeitet, 
und dank einer leichten Frühlingsbelebung 
ist die Arbeitslosenquote gegenüber dem März 
geringfügig auf 3,3 Prozent gesunken. Rech-
net man typische Saisoneinflüsse aus den Zah-
len heraus, zeigt sich eine leichte Zunahme der 
Quote auf 3,3 Prozent. Der Kanton Zürich be-
wegte sich sozusagen zwei Zentimeter über 
dem Schweizer Durchschnitt, bei einer Quote 
von 3,5 Prozent. 

Unter der Oberfläche nehmen die Spannun-
gen jedoch zu. Im Wirtschaftskanton Zürich 
scheinen ausländische Arbeitskräfte ein 
 Beschäftigungsproblem zu haben. Unter den 
nicht ganz 28 000 Personen, die im April als 
 arbeitslos galten, waren fast 13 000 Ausländer. 
Das entspricht 46  Prozent der gesamten 
 Gruppe der Erwerbslosen. Diese Quote liegt 
weit über dem Ausländeranteil von rund 
25 Prozent in der gesamten Wohnbevölkerung 
und ist auch dann hoch, wenn man berück-
sichtigt, dass lange nicht alle als Familien zu-

ziehen. Zudem hat sich im Kanton Zürich die 
Lage der ausländischen Erwerbswilligen 
jüngst verschlechtert; es sind 9 Prozent mehr 
auf Stellensuche als vor einem Jahr, bei arbeits-
losen Schweizern (5 Prozent) hat der Druck 
weniger zugenommen.

Teure Zuwanderungspolitik

Will man versöhnlich sein, kann man das Gan-
ze so deuten, dass die Verdrängung inländi-
scher Beschäftigter durch ausländische Kon-
kurrenten relativ gering sei. Aber im Grunde 
zeigt sich in diesen Zahlen eine teure Zuwan-
derungspolitik. Befürworter der Personenfrei-
zügigkeit betonen immer wieder, dass Firmen 
darauf angewiesen seien, hochqualifizierte 
ausländische Fachkräfte ohne Beschränkung 
rekrutieren und ins Land holen zu können. 
Wieso sind aber nun so viele der vorher be-
gehrten Personen arbeitslos? Es zeichnen sich 
da zwei problematische Entwicklungen ab. 

Zum einen scheint eine Ausbildung auf tertiä-
rer Stufe, also ein akademischer Abschluss, an-
fälliger auf Arbeitslosigkeit zu sein, als bisher 
beteuert wurde. Weit über 2000 arbeitslose 
Akademiker sind im Kanton Zürich EU-/Efta-
Angehörige. Zusammen mit den Kollegen aus 
Drittländern ergibt sich eine Gruppe von 3000 
Hochqualifizierten, die auf hohem Anspruchs-
niveau keine Stelle haben. Nimmt man die 
4000 Schweizer Kolleginnen und Kollegen da-
zu, machen die Akademiker im Kanton Zürich 
einen Viertel der Arbeitslosen aus, also viel 
mehr als die  Akademikerquote von 15 Prozent 
in der Gesellschaft.

Zum andern ist die Zuwanderung aus dem 
Ausland viel weniger auf Hochqualifzierte 
ausgerichtet, als es offiziell meist dargestellt 
wird. Die Zahlen der kantonalen Steuerver-
waltung deuten darauf hin, dass es schwer-
gewichtig Gruppen mit niedrigeren Einkom-
men sind, die nach Zürich gezogen sind. Die 
Grafik zeigt, dass Arbeitnehmer mit einem 
Bruttojahreseinkommen von weniger als 
120 000 Franken in jüngerer Zeit gegen neun 
Zehntel der Zugezogenen ausgemacht haben. 
Der grösste Teil der Zuwanderer ist also offen-
sichtlich auf normale Berufe ausgerichtet und 
damit auch dem normalen Risiko ausgesetzt, 
in wirtschaftlichen Stressphasen arbeitslos zu 
werden. Die beiden Entwicklungen führen 
 dazu, dass im Kanton Zürich arbeitslose Aus-
länder auf allen Stufen gut vertreten sind. 

Dmitri Anatoljewitsch Medwedew, Premier.

Hauptsächlich kommen Normalverdiener.

Quellenbesteuerte im Kanton Zürich

QUELLE: STEUERAMT DES KANTONS ZÜRICH

Ausländische Personen mit einem Einkommen
unter Fr. 120 000.–

Ausländische Personen mit einem Einkommen
über Fr. 120 000.–
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Akademiker machen im Raum 
Zürich immerhin einen Viertel 
der Arbeitslosen aus.
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Propaganda

Leerlauf
Von Markus Schär _ Der  
Staatssender, der keiner sein will, 
bringt das Volk auf Trab.

Weltkrieg 

27 Millionen
Von Philipp Gut _ Naserümpfen 
über Russland? In diesen Tagen 
könnte man auch dankbar sein. 

Grossbritannien

Brüsseler Spiele
Von Wolfgang Koydl _ Bern 
 könnte von London lernen. Aber 
will man überhaupt Erfolg?

Montagmorgen, der Durchschnittsschwei-
zer sitzt im Auto. Er fährt zurück vom 

Wochenende samt Bergtour und Spaziergang 
durchs Naturschutzgebiet. Er schaltet SRF 3 
ein, und was er hört, jagt ihm nicht den Herz-
rhythmus, aber den Adrenalinspiegel hoch. 
Denn an diesem Montag startet der Staatssen-
der, der kein Staatssender sein will, die Aktion 
«SRF bewegt», und der Moderator lässt keine 
Gelegenheit aus, sie zu bewerben. In einer 
 Stunde Autofahrt bekommt der Hörer unge-
fragt mindestens ein halbes Dutzend Mal die 
Gratis-App (auf Kosten der Gebührenzahler) 
angepriesen, mit der er jeden seiner Schritte 
zählen und sich mit Kollegen oder Prominen-
ten messen kann. Er erfährt – Service public –, 
dass «Rundschau»-Moderator Sandro Brotz 
übers Wochenende schon mehr als hundert 
 Kilometer gerannt ist. Und er vernimmt als 
News von nationaler Bedeutung, dass sich an 
diesem Premierentag zwei Hörer im Duell mes-
sen, denen es eigentlich im Berufsleben nicht an 
Bewegung mangelt: Der Bauarbeiter, der den 
ganzen Tag an der frischen Luft krampft, will 
deshalb über Mittag noch joggen; die Kellnerin 
dagegen liegt morgens um acht noch im Bett, 
auf ihrem Zähler stehen erst die paar Schritte 
ins Bad zum Pinkeln.

So läuft es den ganzen Tag; jede Sendung, ja 
jede Moderation auf SRF 1 und SRF 3 – manch-
mal sogar zusammengeschaltet und wett-
eifernd – preist das «luschtige Gädschett» 
 (Moderatorin Rebecca Villiger), das «gezielt für 
mehr Bewegung sorgen soll». Aus purem Zufall 
kann auch jeder Nachrichtenblock über eine 
Studie des Bundesamtes für Sport berichten, 
die den Bewegungsdrang der Jugendlichen 
 statistisch festhält. Die Jugend sei «gut im 
Schuss», stellt der Nachrichtenredaktor an 
 seinem Schreibtisch fest; die Zehn- bis Vier-
zehnjährigen bewegten sich durchschnittlich 
eine Stunde pro Tag – neben dem Sport in der 
Schule. Das sei viel, aber halt weniger als früher, 
und bei Mädchen mit Migrationshintergrund 
gebe es ein Problem.

Der Durchschnittsschweizer kann zwar nicht 
so schnell und so lang rennen wie Sandro Brotz, 
dafür kann er lesen. Er denkt daran, dass sich 
Diktatoren wie Hitler oder Mao um die Ertüch-
tigung des Volkskörpers bemühten. Er fragt 
sich, wo in der Verfassung sich die Grundlage 
dafür findet, dass Bundesamt und Staatssender 
das Volk auf Trab bringen wollen. Und wünscht 
sich ein anderes Duell: Beim Bücherlesen 
 nähme er es jederzeit mit Sandro Brotz auf.

In einer Mischung aus mokantem Unver-
ständnis und latenter Furcht blickte der Wes-

ten auf die Feierlichkeiten Moskaus zum 
70. Jahrestag des Siegs im Grossen Vaterländi-
schen Krieg. Westliche Politiker sagten die Teil-
nahme an der Gedenkveranstaltung reihen-
weise ab, hiesige Zeitungen spotteten über die 
«Protzparade» (Zentralschweiz am Sonntag) oder 
kritisierten «Putins Instrumentalisierung» der 
historischen Ereignisse (Neue Zürcher Zeitung). 
Die NZZ nannte die Politik des russischen Präsi-
denten gar in einem Atemzug mit dem «ge-
waltsamen Expansionsdrang» Stalins.

Der Schweizer Bundesrat sandte wider-
sprüchliche Signale. Während er verkündete, 
eine «würdige Erinnerung» an die Opfer sei 
von «grosser Bedeutung», entsandte er ledig-
lich den lokalen Botschafter an die Moskauer 
Erinnerungsfeier. Das mag man zwar mit der 
traditionellen aussenpolitischen Zurückhal-
tung des neutralen Staats erklären. Doch in 
 einer Medienmitteilung vom 8. Mai stehen 
Sätze, die auch andere Gründe für die bundes-
rätliche Absenz vermuten lassen. «Die  europä-
ische Friedensordnung, die in den Jahrzehn-
ten seit dem Zweiten Weltkrieg geschaffen 
wurde, ist heute in Gefahr. Der Bundesrat ruft 
dazu auf, Konflikte politisch und auf der 
Grundlage des Völkerrechts zu  lösen.» Insbe-
sondere appelliere er an alle Teilnehmerstaa-
ten der OSZE, Frieden und Sicherheit durch 
Dialog und Zusammenarbeit zu sichern. Es ist 
unschwer zu erkennen, an wen sich dieser Auf-
ruf zuvorderst richtet: an Putins Russland.

Doch was der Westen dem Kreml vorwirft, 
tut er selbst. Die Erinnerung an den Weltkrieg 
und seine Opfer ist ihm weniger wichtig als die 
aktuelle politische Agenda. Dabei wäre das 
 Jubiläum des Triumphs über Hitler-Deutsch-
land der Moment, um auch einmal dankbar zu 
sein für den Beitrag des russischen Volks. Man 
muss nicht Stalin feiern, wie wir Churchill, de 
Gaulle oder Roosevelt feiern. Aber man darf 
sich ruhig ins Gedächtnis rufen, dass niemand 
auch nur annähernd einen so grossen Blutzoll 
geleistet hat wie die Russen. 27 Millionen: Das 
ist die unvorstellbare Zahl russischer Kriegs-
toter in den Jahren 1941 bis 1945. Zum Ver-
gleich: In Deutschland waren es zwischen 1939 
und 1945 sechs bis sieben Millionen. 

Fast jede russische Familie hat Opfer zu be-
klagen. Die Russen haben Hitler gestoppt und 
zurückgeschlagen. Wer das nicht anerkennen 
mag, betreibt bloss peinliche, kleinliche Kräh-
winkelpolitik.  

Wenn man mit eingefleischten Euro-
kraten über das Vereinigte Königreich 

redet, bekommt man oft Erstaunliches zu 
 hören. «Die Briten sind die besten Europäer», 
ertönt es unisono. «Sie verstehen sich am bes-
ten auf das Brüsseler Spiel.»

Das sind Spielchen um Macht und Einfluss, 
in denen sich Londons EU-Repräsentanten in 
der Tat bestens auskennen. Sie haben die rich-
tigen Leute am richtigen Ort, sie wissen, in 
welchem Restaurant man wem wann wo und 
wie welche Informationen zusteckt. Vor allem 
aber hilft die Zockermentalität: den Einsatz 
stets so hoch halten, dass er für einen selbst 
noch kalkulierbar bleibt, den Gegner jedoch 
zu unvorsichtigem Handeln zwingt.

Besonders gut lässt sich das bei der Debatte 
über die Zuwanderung beobachten – ein 
 Thema, das Briten genauso unter den Nägeln 
brennt wie Schweizern. Doch derweil sich 
Bern an Debatten über aussichtslose Quoten, 
Kontingente und komplizierte mathemati-
sche Formeln festbeisst, gehen die Briten viel 
pragmatischer, man könnte auch sagen, kalt-
schnäuziger vor: Der Zweck heiligt die Mittel.

Bezweckt wird eine Reduzierung der Zu-
wanderung, und wenn man den Zustrom aus 
Osteuropa schon nicht mit Einreisekontrollen 
oder Obergrenzen steuern darf, kann man So-
zialschmarotzer doch wenigstens vergraulen 
oder abschrecken. Das heisst: Grundsätzlich 
stehen Britanniens Tore offen, aber wer hier 
keinen Job hat, kann keine sozialen Wohltaten 
erwarten. Auch der Zugriff auf das kostenlose 
britische Gesundheitssystem würde Fremden 
erst nach einer Karenzzeit zustehen. Damit 
entfällt der Anreiz, auf gut Glück in Posen, 
Plowdiw oder Pécs einen Bus zu besteigen und 
sich nach der Ankunft erst einmal vom briti-
schen Steuerzahler durchfüttern zu lassen.

In London hat man die Schweizer Debatte 
mit der EU um die Zuwanderung verfolgt – 
und seine Schlussfolgerung daraus gezogen: 
Mit dem Kopf durch die Wand kommt man 
nicht weiter, da muss man schon wie beim Bil-
lard über die Banden spielen. Das wäre auch 
 eine Variante für den Bundesrat. Doch der 
stürmt weiter unverzagt gegen Betonwände. 
Auch dies wäre eine erfolgversprechende 
 Methode, wenn man bereit ist, mit den Konse-
quenzen – einer Kündigung der Bilateralen – 
zu leben. Doch das traut man sich auch nicht. 
Und so bleibt nur eine Erklärung: Bern will 
gar keine Lösung und hofft, dass letztlich alles 
beim  Alten bleibt.
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Bauern

Sonntagsliberale
Von Alex Reichmuth _ Der Nationalrat will den Import von  
EU-Lebensmitteln verhindern. Viele Bürgerliche unterstützen  
das Verbot. Das ist Protektionismus. Sonst nichts.

Sex  

Das wird teuer
Bern zahlt Hunderttausende 
Franken nach Europa für 
 Transsexuelle u. Ä. 

Man reibt sich die Augen. Der National-
rat hat die Aufhebung des sogenann-

ten Cassis-de-Dijon-Prinzips bei Lebensmit-
teln beschlossen, laut dem Produkte aus der 
EU grundsätzlich auch in der Schweiz zuge-
lassen sind. Dass die Grünen für die Abschaf-
fung  waren, erstaunt zwar wenig. Die stän-
dige Bevormundung der Bürger gehört zu 
ihrer Politik. Irritierend ist, dass viele bür-
gerliche Politiker sie unterstützt haben. So 
stimmten die FDP und die CVP teilweise und 
die SVP geschlossen für die Aufhebung. Ge-
rade die SVP, die sich sonst gegen überbor-
dende Vorschriften wehrt und Selbstverant-
wortung predigt, etwa im Bereich Gesund- 
heitsprävention: Sie ist nun dagegen, dass 
die Schweizer Konsumenten selber wählen 
können, was sie kaufen wollen. Viele Bürger-
liche halten die Kunden also nicht für mün-
dig, sich für eine Rahmglace mit fünf oder 
sechs Prozent Fettanteil oder  einen Sirup mit 
zwanzig oder dreissig Prozent Fruchtgehalt 
zu entscheiden.

Klar, jetzt kommen allerlei Ausflüchte, um 
die Marktabschottung schönzureden. So be-
mängeln die Abschaffer etwa, dass das Cassis-
de-Dijon-Prinzip 2010 von der Schweiz ein-
seitig eingeführt worden ist. Ohne ent- 
sprechende Verkaufsrechte in der EU sei dies 
inakzeptabel. Natürlich ist es unschön, dass 

Es ist zweifellos gut gemeint. «Die Schweiz 
engagiert sich weiter gegen Diskriminie-

rung aufgrund von sexueller Orientierung 
und Geschlechtsidentität», verkündete der 
Bundesrat. In seiner Sitzung vom 29. April be-
schloss er, die Erklärung von Valletta zu ge-
nehmigen, die von einigen Mitgliedstaaten 
des Europarats ausgearbeitet wurde. Diese Er-
klärung verlangt «eine ausdrückliche Auswei-
tung des Schutzes auf Intersexuelle und die 
Bekämpfung aller Formen der sozialen Aus-
grenzung wegen Nichtkonformität mit Ge-
schlechterstereotypen». 

Auf den ersten Blick scheint das Engagement 
nachvollziehbar zu sein: Wer ist schon für Dis-
kriminierung? Doch bei genauerer Betrach-
tung zeigen sich Widerhaken – und beträchtli-
che Kosten für Projekte, die die Schweiz kaum 
kontrollieren kann. Der Bund unterstützt 
gleich mehrere Einrichtungen des Europrats in 
seiner Offensive für Lesben, Schwule, Bisexuel-
le, Transgender und Intersexuelle (LGBTI). 

Die LGBTI-Fachstelle im Generalsekretariat 
des Europarats erhielt zwischen 2012 und 2014 
200 000 Franken aus der Schweiz. In den Jah-
ren 2015 bis 2017 werden es 100 000  Franken 
sein. Das Geld fliesst in «Sensibilisierungspro-
jekte» in Albanien, Serbien oder Lettland.  

Die Europäische Kommission gegen Rassis-
mus und Intoleranz erhielt 2014 und 2015 
40 000 Franken, «auf freiwilliger Basis», wie 
das zuständige Eidgenössische Departement 
für auswärtige Angelegenheiten auf Anfrage 
mitteilt. Ein geplantes Expertentreffen in 
Genf wird der Bund nochmals mit 40 000 Fran-
ken sponsern. 

Viel beträchtlicher werden die Folgekosten 
sein. Die erwähnte Valletta-Deklaration fusst 
ihrerseits auf einer Empfehlung des Minister-
komitees des Europarats vom 31. März 2010. Sie 
sieht eine ganze Reihe staatlicher Massnahmen 
in allen möglichen Bereichen vor, von der Ver-
waltung über die Justiz und das Asylwesen bis 
zu Propaganda-Aktionen in Schulen. So hat die 
Schweiz «die gesetzgeberischen und anderwei-
tigen Massnahmen zu untersuchen, diese einer 
Prüfung zu unterziehen und relevante Daten 
zu sammeln und auszuwerten, um jede direkte 
oder indirekte Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Orientierung oder Geschlechtsiden-
tität zu überwachen und zu beheben».

Der Bundesrat ermächtigt die Behörden  also 
zu unabsehbaren neuen Aufgaben und Aus-
gaben. Ob die Anstrengungen etwas nützen, 
bleibt offen. Philipp Gut

die Schweizer Politik es nicht schaffte, Gegen-
recht durchzusetzen. Aber muss man des-
wegen gleich dem Protektionismus frönen 
und die Schweiz noch zusätzlich schwächen? 
Wirtschaftliche Abschottung mindert den 
Wohlstand insgesamt. Mehr Wettbewerb ist 
zwar unangenehm für Wirtschaftsunterneh-
men, bringt diese aber auf Trab. Wie war es 
beim Wegfallen des Euro-Mindestkurses? 
 Haben nicht gerade SVP-Vertreter argumen-
tiert, der harte Franken sei ein heilsames Stahl-
bad für die  Exportwirtschaft?

Französischer Schinken ist nicht Gift

Man komme nicht mit der Behauptung, es gel-
te, die Qualität des hiesigen Nahrungsmittel-
angebots hochzuhalten. Zum einen beginnt 
jenseits des Rheins nicht der Kongo. Ja, auch in 
der Europäischen Union gibt es Lebensmittel-
sicherheit. Niemand wird von deutschem Kaf-
feerahm krank. Niemand wird von französi-
schem Schinken vergiftet. Und sollte dieser 
tatsächlich wässrig schmecken, so greift der 
Konsument beim nächsten Einkauf ganz ein-
fach in ein anderes Regal.

Zum anderen können EU-Erzeugnisse auch 
heute keinesfalls automatisch in der Schweiz 
angeboten werden. Deren Hersteller durchlau-
fen aufwendige Zulassungsverfahren – Pro-
dukt für Produkt. Bei Tierschutz und Ökologie 
etwa gelten Schweizer Normen. Die Hürden 
sind teilweise absurd hoch und verursachen 
enorme Kosten. Sie sind der Grund dafür, dass 
erst 47 EU-Produkte in der Schweiz zugelassen 
wurden. In 36 Fällen hat der Bund den Verkauf 
verweigert – «Cassis de Dijon» hin oder her.

Man lasse sich nicht täuschen. Die Motive der 
Bürgerlichen, die dieses Prinzip abschaffen 
wollen, sind simpel. Sie lassen sich von Partiku-
larinteressen seitens der Schweizer Landwirt-
schaft und der hiesigen Lebensmittelindustrie 
leiten. Es sind Sonntagsliberale, die sich um 
 ihre eigenen Prinzipien foutieren, sobald sie im 
politischen Tagesgeschäft stehen. Es sind teil-
weise die gleichen Politiker, die zuvor schon ein 
schärferes Kartellrecht abgeschossen und so 
ebenfalls die Hochpreisinsel Schweiz zemen-
tiert haben. 

Wer der Bevormundung ausweicht und den 
Weg nach Konstanz oder St-Louis unter die Rä-
der nimmt, wird derweil fast schon als Landes-
verräter hingestellt. Dabei wird der Ausland-
einkauf angesichts der Attacke auf das 
Cassis-de-Dijon-Prinzip geradezu zur Bürger-
pflicht.

Abschottung mindert den Wohlstand.
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Personenkontrolle

Meyer, Martullo, Tobler, 
 Cameron, Prinz Charles,   
Xi Jinping, Queen Elizabeth, 
Piccard, Wili, Perriard,  
Widmer-Schlumpf,  
Spiess-Hegglin, Jenny, Löpfe

Widersprüchlichkeiten im Wochentakt produ-
ziert Ringier-Chefdenker Frank A. Meyer. War 
es letzte Woche ein Angriff des einstigen Mao-
Bewunderers auf positive China-Äusserungen 
von Magdalena Martullo-Blocher (SVP), so 
liess sich Meyer diese Woche in seiner Kolumne 
für den Sonntagsblick über das Ja zur Massenein-
wanderungsinitiative vor etwas mehr als einem 
Jahr aus. «Nichts geht mehr mit der EU», klagt 
er. Die Schuld sieht er beim Schweizer Stimm-
bürger und dessen Ja vom 9. Februar letzten Jah-
res. «Und dazu wagt Europa doch tatsächlich 
Nein zu sagen! Nein zu einem Schweizer Volks-
entscheid!», parodiert er das Schweizer Unver-
ständnis gegenüber Brüssels Gesprächsverwei-
gerung. Was Meyer vergisst: Zehn Tage vor der 
Abstimmung hatte er selbst die Initiative als 
«nützlich» bezeichnet, da sie den Bundesrat 
«aufgeweckt» habe. Das denkbar knappe Ja, 
über das er sich jetzt beklagt, hat Meyer als ein-
flussreicher Publizist somit selbst mitverant-
wortet. (fsc) 

Professorin Christa Tobler, die in Basel und im 
niederländischen Leiden Europarecht lehrt, 
versuchte derweil, den EU-Parlamentariern im 
Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucher-
schutz zu erklären: Die Schweiz gehört dem eu-
ropäischen Binnenmarkt nicht an, sie geniesst 
nur den privilegierten Zugang dazu, den sie 
auch den EU-Mitgliedstaaten zum Schweizer 
Markt gewährt. «Der Unterschied wird manch-
mal unterschätzt», warnte die Juristin. Denn 
von den vier Freiheiten des Binnenmarktes (Per-
sonen, Güter, Dienstleistungen, Kapital) gilt für 
die Schweiz keine uneingeschränkt. Die Einfüh-
rungsvorlesung war umsonst, die EU-Parla-
mentarier bekräftigten nur die Position der EU-
Kommission, mit der Schweiz lasse sich nicht 
verhandeln, wenn sie die sakrosankte Personen-
freizügigkeit einschränken wolle. (sär)

Auch David Cameron wird sich in seiner zwei-
ten Amtszeit schwergewichtig mit Eu ropa aus-
einandersetzen müssen. Dem glanzvoll wieder-
gewählten britischen Premierminister könnten 
daneben diplomatische Verwicklungen mit 
China drohen. Schuld ist der Thronfolger, Prinz 
Charles. Anlass ist der für Herbst geplante 
Staatsbesuch des chinesischen Präsidenten Xi 
Jinping – den der Sohn von Queen Elizabeth 
boykottieren will. Der Tibet-Freund Charles hat 
schon angekündigt, dass er ihm nicht die Hand 

schütteln will. Er selbst hat einen Besuch des 
Landes bisher vermieden. Aus seiner Ableh-
nung des chinesischen Systems hat Charles noch 
nie einen Hehl gemacht. Unvergessen ist seine 
Beschreibung der Pekinger Führungsriege als 
«schreckliche alte Wachsfiguren». (ky)

Weniger Mühe mit China hat Bertrand Pic-
card: Während sich der Weiterflug seines Son-
nenenergieflugzeugs «Solar Impulse» über den 
Pazifik wegen schlechter Wetterbedingungen 
immer wieder verzögert, nutzt Piccard die 
Zwangspause im Reich der Mitte, um mit seinen 
Cleantech-Botschaften zu missionieren. So lob-
te er China für seinen grossen Zubau an Solarpa-
nels. Von der Westschweizer Zeitung Tribune de 
Genève darauf angesprochen, dass China aber 
der grösste Kohlestromproduzent der Welt sei, 
meinte Piccard, dieses Argument sei «unauf-
richtig». Denn: «Europa und die USA lassen 
hier einen grossen Teil ihrer Konsumationsgü-
ter produzieren.» So werde die Verschmutzung 
nach China exportiert. Von einem Beschluss 
des Westens, in  China produzieren zu lassen, 
ist allerdings nichts bekannt. Es ist wohl viel-
mehr so, dass China dem Westen wirtschaftlich 
das Wasser abgräbt – dank laschen Umweltvor-
schriften. (are)

Viele, viele bunte Kästchen finden sich auf der 
Website www.ch.ch/wahlen2015, mit der die 
Bundeskanzlei die Schweizerinnen und Schwei-
zer zu den Eidgenössischen Wahlen am 18. Ok-
tober aufrufen will. Darunter auch eine Seite 
mit einer «nicht offiziellen», aufgrund von Me-
dienberichten zusammengestellten Liste von 
«Mitgliedern des Nationalrates, die (auch) für 
den Ständerat kandidieren», eine Liste, die wei-
ter keinen Erkenntnisgewinn bietet. Wichtig 
für die Parteien sind nur die Daten: Bis im Au-
gust müssen sie ihre Listen melden, danach 
muss die Bundeskanzlei die «Analyse der einge-
gangenen Listen/Kandidierenden nach Ge-
schlecht und Parteien» vollziehen. Nach Gesetz 
geht es einfach darum, sämtliche Listen zu kon-

«Nichts geht mehr»: Frank A. Meyer.

Unterschätzter Unterschied: Professorin Tobler.

«Datenbankgestützt»: Sektionschefin Perriard.

trollieren; das pflegte der frühere Sektionschef, 
der renommierte Staatsrechtler Hans-Urs Wili, 
eigenhändig zu machen. Seiner Nachfolgerin 
Barbara Perriard lässt sich dies natürlich nicht 
zumuten. Die Kontrolle der Listen geschieht 
jetzt im Team und «datenbankgestützt». Mit 
ihrem Grosseinsatz muss die Bundeskanzlei 
verhindern, dass jemand auf zwei Listen kandi-
diert und so die ganzen Nationalratswahlen ver-
fälscht. (sär)

Angesichts solcher Akribie ist es nicht verwun-
derlich, dass die Skepsis über das ungebremste 
Wachstum des öffentlichen Sektors wächst. Der 
Personalverband des Bundes (BVB) sieht dies 
aber mit Unbehagen. Finanzministerin Eveline 
Widmer-Schlumpf (BDP) hat beispielsweise 
angesichts des schlechten letztjährigen Finanz-
ergebnisses die vage Absicht bekundet, die Per-
sonalausgaben auf dem jetzigen Stand einzu-
frieren. Dagegen wehren sich die Beamten nun 
mit einer Werbekam pagne unter dem Titel «Lo-
ve Service public». Die Kampagne sieht im Staat 
den alleinigen «Garanten für Freiheit und Ge-
rechtigkeit», was die NZZ eine «steile These» 
nannte und auf folgende Formel brachte: «Liebe 
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Oscar Holderer (1919–2015) _ Er war we-
der in der NSDAP noch in der SS wie einige 
seiner prominenten Kollegen, die nach dem 
Krieg von den USA aus Deutschland geholt 
worden waren, um den Amerikanern beizu-
bringen, wie man Raketen baut. Holderer 
war in erster Linie Ingenieur, dessen grösster 
Stolz seine preussisch geordnete Werkstatt 
daheim war, in der er bis zu seinem Tod bas-
telte und experimentierte. Er gehörte zur 
zweiten Gruppe der «Paperclip Boys» um 
Wernher von Braun, die für die Nazis die 
 Raketenwaffen V1 und V2 entwickelt hatten 
und nun ihr Wissen in den Dienst der USA 
stellten. Alles in allem waren es rund tausend 
Wissenschaftler und Techniker, die Ameri-
kas nuklear bestückte Interkontinentalrake-
ten entwickelten, aber auch zu den Vätern 
des US-Raumfahrtprogramms wurden. Hol-
derer war massgeblich an der Entwicklung 
der Saturn-V-Rakete entwickelt, die unter 
anderem Neil Armstrong, Buzz Aldrin und 
Michael Collins 1969 auf den Mond brachte. 
Der Deutsche konstruierte den Windkanal 
für die Rakete. Auch nach seiner Pensionie-
rung 1974 war der gelernte Maschinenbau-
ingenieur weiter für die Weltraumbehörde 
Nasa tätig: Die von ihm entworfenen Trai-
ningsgeräte werden noch heute von an-
gehenden Astronauten benutzt. Aber auch 
Besucher des Nasa Space Center können von 
seinem Erfindungsgeist profitieren. Eine der 
beliebtesten Attraktionen ist der von ihm 
entwickelte Spacewalk-Simulator, mit dem 
ein Spaziergang im Weltall simuliert werden 
kann. Oscar Holderer ist letzte Woche 95-jäh-
rig in Alabama nach einem Schlaganfall 
 gestorben.  Wolfgang Koydl

Guy Carawan (1927–2015) _ Sein Gesang, 
da muss man ehrlich sein, war fürchterlich. 
Und auch sein Aussehen erinnerte eher an 
einen Sternsinger der Jungen Kirche Zolli-
kerberg als an Elvis Presley. Doch Guy Cara-
wans Lyrik, die hatte es in sich. «We Shall 
Overcome!» Drei Worte, drei Akkorde, und 
es richtet sich kollektiv das Nackenhaar. Den 
Durchbruch feierte Carawan 1960, als er mit 
schwarzen Bürgerrechtlern in Raleigh, 
North Carolina, den Folksong in den Nacht-
himmel schmetterte. Auf einen Schlag 
machte er das Lied zur Protesthymne, die bis 
heute durch die Geschichte hallt.

Carawan stammte aus bescheidenen Ver-
hältnissen. Die Mutter war brotlose Poetin, 
der Vater Asbestproduzent, der bald an 
 Asbestose starb. Nach dem Kriegsdienst in 
der Navy studierte Carawan Soziologie 
und entdeckte seine Neigung fürs Gitar-
renspiel. Er setzte sich in den Kopf, Folk-
musik als Vehikel für sozialen Fortschritt 
zu instrumentalisieren. Die eindringliche 
Mahnung seines Mentors, der mit Verweis 
auf Nazi-Deutschland davor warnte, Volks-
melodien mit Aktivismus zu mixen, schlug 
er in den Wind.

Carawan begab sich auf die Walz durch 
die Südstaaten, wo er Liedgut sammelte, 
musizierend das tägliche Brot erwarb und 
sein Leben den Verdammten dieser Erde 
widmete. Regimegegner, Pazifisten, Pfad-
finder und Heilsarmeen dankten es ihm, in-
dem sie «We Shall Overcome» in ihr Reper-
toire aufnahmen. Nun ist Carawan 87-jährig 
gestorben. Die Welt wird sich noch lange an 
seiner Weise, die er freilich nicht selbst kom-
poniert hatte, erwärmen.  Urs Gehriger

Nachruf

Drei Worte, drei Akkorde: Barde Carawan. Spaziergang im Weltall: Ingenieur Holderer.

Totalausfall: Jolanda Spiess-Hegglin.

Schuld ist der Thronfolger: David Cameron.

Keine Mühe mit China: Bertrand Piccard.

den Staat wie dich selbst». Das Kräftemessen 
zwischen der Politik und dem organisierten Be-
amtentum ist eröffnet. (fsc)

Die grün-alternative Kantonsrätin Jolanda-
Spiess-Hegglin, Hauptfigur des sogenannten 
Zuger Sexskandals, wird langsam zu einem To-
talausfall. Am 29. Januar sass sie wie versteinert 
im Ratssaal. Am 26. Februar stimmte sie ja für 
den Stadttunnel, entgegen ihrer eigenen Aussa-
gen im Vorfeld und entgegen der Parole der ei-
genen Partei. Am 2.  April war sie ganz abwe-
send. Bei der letzten Kantonsratssitzung am 
30. April fehlte sie nun auch. (gut)

Pro Natura Aargau und ihr Geschäftsführer Jo-
hannes Jenny müssen einen finanziellen Ver-
lust hinnehmen. Die Naturschützer investierten 
in die «Energiesparfirma» Enercontract AG des 
umtriebigen Unternehmers Urs Löpfe, die jetzt 
Konkurs anmeldete, und verloren einen Betrag 
im fünfstelligen Bereich. Dabei hatte Jenny extra 
Einsitz im Verwaltungsrat der Firma genom-
men, um deren «nachhaltige Entwicklung» zu 
garantieren. Merke: Ökologie und Ökonomie 
sind zwei verschiedene Paar Schuh. (gut)
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Bundeshaus

Gekaufte Politiker
Von Roger Köppel _ Der Fall Markwalder sorgt für Schlagzeilen. Es stellt sich die Frage nach der Käuflichkeit 
von Politikern in Bern. Die Sachlage ist pikant: Im Bundeshaus floriert das Geschäft mit den Zusatzposten. 
Vor allem die Mitteparteien greifen zu, aber auch SP- und SVP-Politiker bedienen sich reichlich. 

Erwischt. Das jüngste Beispiel heisst Christa 
Markwalder. Die FDP-Politikerin macht gerade 
Schlagzeilen von NZZ bis Blick. Für eine PR- 
Firma reichte die Bernerin einen Vorstoss ein, 
der im Auftrag der kasachischen (Pseudo-)Oppo-
sition formuliert und überarbeitet worden war. 
Eingefädelt hatte den Deal Marie-Louise Bau-
mann, frühere Mitarbeiterin im FDP-General-
sekretariat, die den Kasachen für diese poli tische 
Gefälligkeit rund 7000 Franken ver rechnete. 

Wieder einmal rückt der Lobbyismus ins Zen-
trum, und es ergeben sich grundsätzliche Fra-
gen: Wie käuflich ist die Schweizer Politik? Wer 
ist mit wem verbandelt? Wo endet die gewollte 
Einflussnahme, und wo beginnt die dunkle 
 Seite des politischen Söldnertums?

Bleiben wir bei Christa Markwalder. Gemäss 
offizieller Biografie arbeitet sie als Juristin für 
die Zurich-Versicherungen. Diese Beschreibung 
ist nicht falsch, aber auch nicht ganz ehrlich: 
Markwalder gehört der Abteilung «Govern-
mental Affairs» an. Sie ist bezahlt dafür, Augen 
und Ohren offen zu halten, was politisch Rele-
vantes läuft für ihren Arbeitgeber. 2014 wurde 
publik, dass Markwalder ihre Sekretariatsarbei-
ten von der Berner Lobby-Firma Furrer Hugi er-
ledigen lässt. Ein «unentgeltlicher Freund-
schaftsdienst», wie Mitinhaber Lorenz Furrer 
umgehend beschwichtigte. Markwalder korri-
gierte, sie bezahle für diese Leistungen tausend 
Franken im Monat, worauf die Ertappten sich 
auf die Sprachregelung einigten, es handle sich 
um eine Spesenentschädigung. 

«Befangenenchor»

Generell scheint sich in unserer Gesellschaft das 
Networking für Karriere und Verdienst in Wirt-
schaft, Wissenschaft, Politik, Verwaltung oder 

Kultur mehr auszuzahlen als die eigentliche Leis-
tung. Wer die Wahl hat, entweder hinzusitzen, 
nachzudenken und etwas zu entwickeln oder 
aber zum nächsten netzwerkenden Cüpli-Mee-
ting zu gehen, tut heute mit Vorteil das Zweite.

Mehr noch: Mittlerweile hat das frühere Lob-
byistensystem, bei dem bezahlte Interessen-
vertreter die Parlamentarier in der Wandelhalle 
zu beeinflussen versuchten, einem neuen, weit 
fragwürdigeren Modell Platz gemacht: Die 
Inter essengruppen, Verbände, Firmen, Gewerk-
schaften bezahlen die Parlamentarier direkt, 
 damit diese ihre Interessen vertreten. Darum 
hat der Beobachter das eidgenössische Parlament 
im Jahr 2012 nicht ganz zu Unrecht als «Befan-
genenchor» bezeichnet.

Problematisch ist nicht, wenn Milizpolitiker 
nach ihrer Wahl die Interessen ihres ange-
stammten Berufes vertreten, etwa wenn ein 
 Anwalt seine Verwaltungsratsmandate weiter-
hin betreut. Oder wenn ein Garagist auch in 
Bundesbern die Autolobby vertritt. Oder wenn 
ein Unternehmer nach der Wahl in der Ge-
schäftsleitung oder im Verwaltungsrat seiner 
 familieneigenen Firma sitzt. 

Ungesund ist die Entwicklung aber dann, 
wenn die Volks- und Ständevertreter zu Manda-
ten kommen aus dem einzigen Grund, weil sie 
Parlamentarier sind. Gerade weil ihre schön 
 dotierten Mandate am Parlamentsamt hängen, 
wollen, können sie möglichst lange nicht zu-
rücktreten. Weil ihre gutbezahlten Mandate 
 direkt mit dem Parlamentsamt zusammenhän-
gen, sind sie es auch wieder los im Moment, in 
dem sie nicht mehr im Bundeshaus sitzen. Die-
ser Tatbestand ist weit näher an der Wirklichkeit 
als die vielgehörte Behauptung, die National- 
und Ständeräte müssten eben Ämter sammeln, 

damit sie auch nach ihrer Zeit in Bern noch ein 
Auskommen hätten.

Fette Mandate im Ständerat

Wer wirklich fette Mandate abräumen will, tut 
besser daran, für den Ständerat als für den 
 Nationalrat zu kandidieren. Denn die Stimme 
eines Ständerates ist viel  gewichtiger bei zwei 
gleichberechtig ten Kammern – seine eigene mit 
46 Mitgliedern überwiegt jene, wo 200 Köpfe 
einsitzen. Kein Wunder also, dürfen die Stände-
räte neben ihrer ohnehin gegenüber den Natio-
nalräten schon deutlich höheren Entschädi-
gung auf Nebenverdienste hoffen, die ihr 
angestammtes Mandatssalär meist deutlich 
übersteigen. 

Die grosse Mehrheit der Ständeräte sind Be-
rufspolitiker – für viele eine Fortsetzung ihrer 
vorherigen politischen Karriere: Sie kommen 
aus den Exekutiven von Städten und Kantonen 
wie die St. Gallerin Karin Keller-Suter oder die 
Zürcher Grünliberale Verena Diener. Unter-
nehmer wie der verstorbene Glarner This Jenny 
oder aktuell der Schwyzer SVP-Mann  Peter 
Föhn lassen sich in der Kleinen Kammer an ei-
ner Hand abzählen. Jenny war es auch, der jah-
relang für mehr Transparenz beim Abstimmen 
eintrat. Vor allem die CVP wehrte sich gegen    
das elektronische Verfahren. Die Abstimmungs-
transparenz stört die bislang praktizierte (und 
lukrative) Hinterzimmerpolitik im Ständerat. 

Der Zuger Christdemokrat Peter Bieri hat sei-
nen Beruf als Landwirtschaftslehrer längst an 
den Nagel gehängt und widmet sich dem lukra-
tiven Präsidium des Informationsdienstes für 
den öffentlichen Verkehr Litra.

Je mehr ein Parlamentarier der politischen 
Mitte angehört, desto grösser ist die Chance auf 

Pascale Bruderer: auf allen Hochzeiten. Martin Bäumle: lukrative Energiewende. Kurt Fluri: Wunder der Mandatsvielfalt.
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schöne Mandate. CVP-Chef und Nationalrat 
Christophe Darbellay zum Beispiel garniert 
aus insgesamt zwölf Nebenposten, die ihm 
nach seiner Wahl ins Parlament zufielen, nach 
eigenem Bekunden 170 000 Franken jährlich. 

Die Polparteien scheinen leicht benachteiligt; 
nicht weil SP und Grüne oder SVP die charakter-
lich widerstandsfähigeren Vertreter hätten, son-
dern weil ihnen in der Realität solche Mandate 
weniger angeboten werden. Wer für FDP, CVP 
oder BDP politisiert, kann hingegen davon aus-
gehen, dass er eher für bezahlte Mandate ange-
fragt wird. Der Grund ist einfach: Die Interes-
sengruppen trauen der Mitte eher zu, Brücken 
zu bauen und Mehrheiten zu beschaffen. Aus-
nahmen bilden «gemässigte» Sozialdemokra-
ten und konsensorientierte Volksparteiler.

Vier Typen der Käuflichkeit

Insgesamt könnte man vier Kategorien von 
 abhängigen Politikern näher bestimmen:

Der Regionalfürst: Er ist bestens vernetzt mit 
dem eher ländlich geprägten Kanton, aus dem 
er stammt. In der Regel steht der Regionalfürst 
nicht im Fokus nationaler Medien, umso ge-
räuschloser kann er sein Lokalimperium auf-
bauen. Stellvertretend sei hier der Luzerner 
FDP-Nationalrat Peter Schilliger genannt, der 
2012 für den verstorbenen Otto Ineichen nach-
gerutscht ist und seit seiner Zeit als Kantonspo-
litiker emsig Ämter sammelt: Spitalrat des 
 Spitalverbundes Lunis Luzern und Nidwalden, 
Verwaltungsrat Kursaal Casino AG, Stiftungs-
rat der Spida-Pensionskasse, der Hochschule 
 Luzern und der von Otto Ineichen gegründeten 
Stiftung Speranza. Schilliger ist dank seinem 
Sitz im Parlament auch bezahltes Mitglied für 
Suissetec (Gebäudetechnikverband), für den 
Verband Effiziente Energie-Erzeugung, für 
den Schweizerischen Gewerbeverband, den 
Schweizerischen Arbeitgeberverband, und 
neuerdings ist er auch Präsident von TCS 
 Waldstätte. 

Die Sozialstaatler: Sie sorgen dafür, dass die 
Millionen und Milliarden des Staates weiterhin 

in die richtigen Kanäle fliessen. Während die 
Wirtschaft eher darauf dringt, von der Politik in 
Ruhe gelassen zu werden, ist der Sozialgürtel 
 direkt auf staatliche Zuwendungen angewie-
sen. Dafür stehen Linkspolitiker im Dutzend 
zur Verfügung. Exemplarisch sind hier die Solo-
thurner Nationalrätin und Heilpädagogin Bea 
Heim und ihre Interessenbindungen zu nen-
nen, die von der Lehrerschaft, Pro Senectute,   
Pro Natura, Kleinbauern, Eisenbahnerpersonal 
(SEV), Staatspersonal, VCS bis zu den Interessen-
gemeinschaften öffentliche Arbeitsplätze und 
öffentlicher Verkehr reichen. Oder SP-National-
rätin Maria Bernasconi, die als Generalsekretä-
rin des Bundespersonalverbands schaut, dass 
heute ein Beamter durchschnittlich mehr ver-
dient als ein Banker. 

Der Edelsöldner: Im Gegensatz zum reinen 
Massensammler holt er wenige, dafür hoch-
dotierte Mandate. Für diesen Typus steht die 
St. Galler Ständerätin Karin Keller-Sutter, die, 
obwohl erst seit 2011 gewählt, sich die Pöstchen 
in der obersten Liga aussuchen durfte. Sie  gehört 
dem Verwaltungsrat der NZZ-Medien gruppe 
an und dem Vorstand des Schweizerischen 
 Arbeitgeberverbands, dazu präsidiert sie den 
Schweizer Detaillistenverband (Swiss Retail 
 Federation). Hinzu kommen Verwaltungsrats-
mandate in gleich drei Vorsorgeeinrichtungen 
(Bâloise Holding AG, Pensimo Fondsleitung AG 
und ASGA St. Gallen). Damit kommt die FDP-
Politikerin neben ihrem 150 000-Franken-Lohn 
als Ständerätin auf mehrere 100 000 Franken 
Zusatzentschädigung. Allein für die Tätigkeit 
bei der Bâloise dürfte Keller-Sutter rund 240 000 
Franken im Jahr kassieren.

Der Berufspolitiker: Er ist nur Parlamentarier 
oder arbeitet für Verbände, Gewerkschaften, 
 Organisationen, die ihr Mandat an die politi-
sche Tätigkeit knüpfen. Von der 57-köpfigen SP-
Fraktion behauptet sich lediglich die Zürcher 
Nationalrätin Jacqueline Badran als Unter-
nehmerin in der freien Wirtschaft. Alle anderen 
arbeiten beim Staat, als Juristen, Gewerkschaf-
ter, Kommunalpolitiker, für den Sozialgürtel – 

oder gar nicht wie der Aargauer Cédric Wer-
muth. 

Und wen vertreten die Anwälte?

Was die Berufe betrifft, so sind Berater, Inhaber 
von PR-Agenturen und Rechtsanwälte am 
 undurchsichtigsten. Wer weiss schon, welche 
wirklichen Interessen der Zürcher Bahnhof-
strasse etwa der Anwalt Beat Walti von der FDP 
vertritt? Oder Doris Fiala (FDP) und Gregor 
Rutz (SVP), von denen bekannt ist, dass sie 
 bezahlte politische Kampagnen führen oder 
früher geführt haben? Wann reden sie im Rats-
saal in ihrem persönlichen Namen, wann im 
Namen ihrer Wählerinnen und Wähler und 
wann gar im Namen jener Firmen und Verbän-
de, die sie hinter dem Schleier des Berufs-
geheimnisses direkt bezahlen?

Natürlich kann man das Milizargument ins 
Feld führen, das etwa so lautet: Die Hälfte der 
Zeit eines Parlamentariers gehört seinem Amt 
als Volks- oder Standesvertreter, in der anderen 
Hälfte ist er frei, im legalen Rahmen das zu tun, 
was er will, und sich von diesem oder jenem 
Einflüsterer nach freiem Ermessen bezahlen zu 
lassen. Doch diese Sicht der Dinge dürfte die 
Wählerinnen und Wähler zunehmend weniger 
befriedigen. Wenn beispielsweise der Berner 
BDP-Ständerat Werner Luginbühl neben sei-
nem Ständeratssalär und der Pension als frühe-
rer Regierungsrat auch noch als «Leiter Public 
Affairs» zuständig ist für den PR-Bereich der 
Schweizerischen Mobiliarversicherung, wissen 
die Berner nicht mehr so recht, ob er jetzt im 
Namen des Standes Bern oder in jenem der 
 Mobiliar abstimmt. Gleiches gilt für den 
 Schwyzer SVP-Ständerat und «Relation Mana-
ger» Alex Kuprecht, der ebenfalls im Sold der 
Versicherungsbranche steht. 

Jäger und Sammler Gutzwiller

Der Zürcher FDP-Vorzeigepolitiker Felix Gutz-
willer durfte – obwohl ausgebildeter Mediziner 
– schöne Schwergewichtsmandate aus der 
 Finanzwirtschaft des alten Wirtschaftsfreisinns 
übernehmen, so bei Swiss Re oder bei der Axa-
Versicherung. Dass viele Mandate aus dem 

Roland Borer: Faszination Beirat.Christophe Darbellay: plus 170 000 Franken. Pirmin Bischof: wendige Bonuspolitik.
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 Gesundheitsbereich hinzukommen, ist selbst-
verständlich, so Osiris Therapeutics Inc., Rahn 
AG, Krankenkasse Sanitas und lange Zeit auch 
der Pharmafirma Siegfried. 

Die Briger CVP-Frau Viola Amherd ist eine 
 erfolgreiche Mandatsjägerin von Bergbahnen 
bis Migros Wallis. Martin Bäumle (GLP) haben 
es Energiemandate angetan und natürlich der 
Verein «Swiss Innovation Park, dem auch der 
Zürcher FDP-Nationalrat Ruedi Noser ange-
hört. Heinz Brand (SVP), bislang nicht als Ge-
sundheitspolitiker aufgefallen, wurde in Nach-
folge seines Bündner Parteikollegen Christoffel 
Brändli Präsident des Krankenkassenverban-
des Santésuisse.

Die kaum bekannte CVP-Politikerin Chris  
tine Bulliard ist still und leise Präsidentin der 
Schweizerischen Lauterkeitskommission der 
Werbewirtschaft geworden. Ihre Gebirgskan-
tonskollegen Yannick Buttet (VS) und Martin 
Candinas bringen es auf vierzehn beziehungs-
weise fünfzehn Mandate, wobei der Bündner 
Oberländer Katholik sogar im Stiftungsrat des 
Evangelischen Alters- und Pflegeheims Ilanz 
Einsitz nehmen darf.

Ein emsiger Mandätchensammler ist sodann 
Ignazio Cassis; der Tessiner FDP-Arzt tut sich 
naturgemäss vor allem im Gesundheitsbereich 
um. Der Basellandschäftler Wirtschaftsförderer 
Thomas de Courten ist auch Geschäftsführer 
der «Politcom, Agentur für politische Kommu-
nikation und Public Affairs». Jacqueline Fehr 
(SP) wurde unlängst mit einem lukrativen 
 Verwaltungsratssitz der Schweizerischen Mobi-
liar-Genossenschaft bedacht. Die PR-Frau Doris 
Fiala (FDP) präsidiert aus nicht ganz nachvoll-
ziehbaren Gründen den schweizerischen Plas-
tikverband Swiss Plastics.

Die 33 Mandate des umtriebigen Solothurner 
Stadtpräsidenten Kurt Fluri waren schon öfter 
Gegenstand kritischer Erörterungen. Sebastian 
Frehner (SVP, BS), ein strammer Fürsprecher des 
Basler Pharmastandorts, hat’s nicht nur in den 
Beirat der Groupe Mutuel geschafft, sondern 
auch in den Bankrat der Basler Kantonalbank 
und in den Verwaltungsrat der Bank Coop AG, 
Basel. Es verwundert, dass die Finma bei einem 
solchen Interessenkonflikt nicht einschreitet.

Von Galladé bis Jositsch

Chantal Galladé darf als gemässigte Sozial-
demokratin immerhin den Kaufmännischen 
Verein Winterthur präsidieren, dessen schweiz-
weites Pendant ihr Ex-Freund Daniel Jositsch 
in Händen hält. BDP-Mann Urs Gasche voll-
zieht als Präsident der Bernischen Kraftwerke 
inklusive Mühleberg mit seiner Partei die Ener-
giewende und präsidiert die Schweizer Salinen 
AG. Josias F. Gasser von den Grünliberalen ist 
mandatsmässig ein Hansdampf in allen Gassen 
mit Schwergewicht Energiewirtschaft.

Lorenz Hess (BDP), dessen PR-Agentur von 
Furrer Hugi gekauft worden ist, sitzt im neu-
gebildeten, der Beziehungspflege gewidmeten 

Beirat der Medizinischen Fakultät der Univer-
sität Bern genau wie Rudolf Joder (SVP) und 
Christian Wasserfallen (FDP). Die Gesund-
heitsmandate von Ruth Humbel (CVP) lassen 
sich kaum zählen; fast genauso emsig scheint 
der Staatsangestellte und Strafrechtsprofessor 
 Daniel Jositsch unterwegs. 

Martin Landolt, ehemals Mitarbeiter der 
Glarner Kantonalbank, dann tätig bei der Bank 
Vontobel und nach seiner Wahl in den National-
rat 2010 bis 2013 politischer Berater der UBS, 
jetzt im Beirat der Groupe Mutuel und im Ver-
waltungsrat der Interesta AG, einer Finanzbera-
tungsgesellschaft mit Sitz im liechtensteini-
schen Balzers. Lucrezia Meier-Schatz (CVP) 
hält lukrative Mandate des CVP-nahen Kran-
kenversicherers CSS, genau wie Kathy Riklin 
(CVP) im Bildungsbereich, etwa als Zürcher Uni-
versitätsrätin oder neu als Beirätin der Abtei-
lung für  Agronomie an der ETH. 

Auch die SVP voll dabei

Die Krankenkasse Groupe Mutuel lockt das Par-
lament mit Beiratssitzen, wobei die Zuwendun-
gen unbekannt sind. Davon profitieren Roland 
Borer (SVP), Sebastian Frehner (SVP), Martin 
Landolt (BDP), Thomas Maier (GLP), Bruno 
Pezzatti (FDP, ZG), Daniel Stolz (FDP), nicht zu 
vergessen die Ständeräte Urs Schwaller (CVP) 
und Roland Eberle (SVP), der für die Groupe 
Mutuel im Verwaltungsrat als Vizepräsident 
 amtet. In deren Geschäftsleitung sitzt der zwei-
te  Vizepräsident des Nationalrates, Jürg Stahl 
(SVP). Ständerat Roland Eberle, der sich als 
 Unternehmer bezeichnet, führt ebenfalls eine 
Beratungsfirma (Mercanda Consulting). Dabei 
dürfte der Thurgauer vor allem sich selber im 
Angebot haben: Seit seiner Wahl summiert sich 
die Zahl seiner Mandate, darunter befinden sich 
allein sechs als Verwaltungsrat, wie etwa jenes 
des Energiekonzerns Axpo. 

Der Internet-Versicherungsvergleichsdienst 
Comparis bezahlt seinen Beiräten gemäss 
 «Beobachter» vom 20. November 2012 pauschal 
12 000 Franken pro Jahr für die Teilnahme an 
wenigstens zwei Sitzungen. Das freut die Bei-
räte Ruth Humbel (CVP), Toni Bortoluzzi und 
Pierre-François Veillon (beide SVP), Alec von 

Graffenried (Grüne) sowie Ständerat Joachim 
Eder (FDP).

Toni Brunner erhielt für seine profilierte 
Stellung als nationaler SVP-Präsident immer-
hin das Präsidium des Verbands Stahl-, Metall- 
und Papier-Recycling. Sind die bürgerlichen 
Parlamentarier naturgemäss eher mit der Wirt-
schaft und deren Interessenorganisationen ver-
bandelt, so sind es die Linken mit den Gewerk-
schaften und vor allem mit den Hilfswerken. Da 
dort der Staat längst an die Stelle der Privatspen-
den getreten ist – das Schweizerische Arbeiter-
hilfswerk generiert so gut wie keine Privat-
spenden –, sind die Hilfswerke an staatlichen 
Geldern aufs höchste interessiert. Gute Kontak-
te zu Parlament und Bundesverwaltung sind für 
sie darum über lebenswichtig.

Kaum Nationalräte ohne Zusatzposten

Naturgemäss haben die Ständeräte durch-
schnittlich wesentlich mehr Mandate als die 
 Nationalräte. Der neue FDP-Ständerat Thomas 
Hefti aus dem Kanton Glarus gehört zu den 
Mandatsrekordhaltern, ebenso wie sein Bünd-
ner FDP-Kollege Martin Schmid. Seit seinem 
Wechsel in den Ständerat ist es auch um den 
 Solothurner CVP-Mann Pirmin Bischof ruhi-
ger geworden. Sein Bonussteuer-Projekt hat er 
inzwischen klammheimlich beerdigt, was auch 
mit seinem neuen Mandat zu tun haben dürfte: 
Bischof gehört seit Mitte 2012 dem Verwaltungs-
rat des Schindler-Konzerns an, wo man von 
 solchen wirtschaftspopulistischen Schnell-
schüssen wenig hält. 

Völlig ohne Mandat sind nur wenige National-
räte: Guillaume Barazzone (CVP, GE), der Wal-
liser Regierungsrat Oskar Freysinger (SVP, VS) 
und auch Weltwoche-Kolumnist Christoph Mör-
geli (SVP). Letzterer, obwohl irgendein Spass-
vogel beim Register der Interessen bindungen 
bei Mörgeli ein Mandat als Präsident von «Profi-
Lait, Lindau» angegeben hat. Dies ist gemäss 
Selbstdeklaration eine Organisation «für eine 
wettbewerbsfähige schweizerische Milchpro-
duktion». Weltwoche-Autor und SVP-Nationalrat 
Peter Keller ist Mitglied im «Komitee Durch-
gangsbahnhof Luzern». Entschädigung pro 
 Sitzung: Kaffee und Mineralwasser. g

Jacqueline Fehr: auf einmal die Versicherung. Christoph Mörgeli: ohne Zusatzmandate.
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Bild: Lukas Lehmann (Keystone) 

Biografie

Farbige Polit-Nudel
Wer ist die Frau, die jetzt überall im Visier der Journalisten  
steht? Das bewegte Leben der Christa Markwalder in Fakten  
und Facetten. 

Laufbahn: Christa Markwalder, Jahrgang 1975, 
hat einen spektakulären Aufstieg hinter sich. Als 
Maturandin sammelte sie Unterschriften für die 
links-grünen Auto-Feinde von «Umverkehr». 
Mit 24 wurde sie von den Jungfreisinnigen ange-
fragt, ob sie für das Burgdorfer Stadtparlament 
kandidieren wolle – und wurde prompt ge-
wählt. Mit 27 schaffte sie  es in den Grossen Rat 
des Kantons Bern, wobei sie ihren eigenen Vater, 
Hans-Rudolf Markwalder, überholte, der damit 
die Wiederwahl verpasste. Nur ein Jahr später, 
2003, zog sie in den Nationalrat ein.

In Bern studierte sie Recht und Ökologie, 
 danach arbeitete sie als Assistentin des umtrie-
bigen Europarechts-Professors Thomas Cottier 
(Institut für Europa- und Wirtschaftsvölker-
recht der Universität Bern). Er weibelt seit 1995 
für einen EU-Beitritt der Schweiz.

Seit 2008 ist sie für die Zurich als Ver-
antwortliche des Bereichs Government and 
 In dustry Affairs tätig. Der Wochenzeitung gegen-
über bezeichnete sie dieses Gefäss 2010 als «un-
ser Thinktank, der regulatorische, ökonomische 
und gesellschaftliche Entwicklungen zu antizi-
pieren versucht, Analysen erstellt und Strategien 
entwickelt». Den Vorwurf, es handle sich um 
 einen Lobbyposten, liess sie nicht gelten. «Ich 
trenne Politik und Arbeit voneinander. Wenn  
Sie meine Voten oder Vorstösse im Nationalrat 
nachlesen, werden Sie sehen, dass versiche-

rungsrelevante Fragen in meiner parlamentari-
schen Tätigkeit eine untergeordnete Rolle spie-
len.» Das mutet schönfärberisch an. Bei ihrem 
Fünfzig-Prozent-Zurich-Job scheint es sich um 
eine reine Lobbyistenstelle zu handeln. Ein Ge-
währsmann sagt, er habe Markwalder im für sie 
bestimmten Büro noch nie gesehen. 

Auch erscheint unglaubwürdig, dass sie Beruf 
und Politik so strikte trennt. Bei den Beratungen 
der Rechtskommission zum neuen Versiche-
rungsgesetz gehörte Markwalder zu den aktivs-
ten. Ihre Anträge seien so perfekt formuliert ge-
wesen, dass von den Experten in der Verwaltung 
praktisch keine Korrekturen und kein Wider-
spruch gekommen sei, erklärt ein Parlaments-
Insider. «Es war offensichtlich, dass ihre Vor   - 
stös se zuvor mindestens dreimal vom Rechts-
dienst einer Versicherung geprüft worden sind.»

Einen richtigen Job in der Wirtschaft hatte 
Markwalder nie. Vielmehr verdankt sie ihre 
 Position bei der Zurich (ihren Lohn wollte sie  
nie bekanntgeben) ihrem politischen Amt, man 
kann sie deshalb mit gutem Recht als Berufs-
politikerin bezeichnen. Das verbindet sie mit an-
deren Politjungstars wie Aline Trede, Evi Alle-
mann, Pascale Bruderer oder Cédric Wermuth. 

Diese Generation von Jungpolitikern hat ge-
genüber älteren Politneulingen, die sich zuerst 
im Beruf ihre Sporen verdient haben, den Vorteil 
eines telegeneren Aussehens. Fast kein Jahr ist 

vergangen ohne eine Markwalder-Homestory, 
in denen sie ihr Ehe-Idyll im Haus ihrer verstor-
benen Grosseltern in Burgdorf inszeniert hat. 
Nur als es zur Trennung von Ehemann Walter 
Bär kam, blieben die Türen für die Boulevard-
presse verschlossen. Das sei ihre «Privatsphäre» 
und nicht von «öffentlichem Interesse». 

Wirken im Parlament: Alle angefragten Perso-
nen sagen, Markwalder sei eher ein Leicht-
gewicht. Das zeige sich auch an der Liste ihrer 
Vorstösse, die sich um Nebensächlichkeiten 
 drehten, so das Verhältnis zu Kasachstan, die 
 Unterstützung des Europäischen Jahres der 
Freiwilligentätigkeit, die Stärkung des väterli-
chen En gage ments, der Radioempfang in den 
Tunnels zwischen Biel und Péry. Immer wieder 
setzt sie sich für die Vollintegration der Schweiz 
in die EU ein, als letzte freisinnige oder sogar als 
letzte bürgerliche Politikerin. 

Überhaupt, das Internationale: Immer wieder 
erwähnt wird ihr Engagement in verschiedenen 
«Reisegrüpplein», im parlamentarischen Verein 
Schweiz USA (Präsidentin), in der parlamen ta-
rischen Gruppe Schweiz - Ukraine (Co-Präsiden-
tin), im Auslandschweizer-Rat (Mitglied) oder in 
der Interparlamentarischen Union, einem Uno-
Gremium für Parlamentarier aus aller Welt, wo 
Markwalder dabei ist.

Eine Quelle, die bei einer Reise der Parla-
mentarier-Gruppe Schweiz - USA dabei war, hat 
Markwalder «in ihrem Element» erlebt. Sie habe 
die Apéros, Dinners und Empfänge sowie  
den Smalltalk mit amerikanischen Politikern 
und Funktionären sichtlich genossen und alle 
und alles für irrsinnig wichtig gehalten. Erreicht 
habe man meistens wenig, was aber auch nicht 
angestrebt worden sei. Alles wurde bezahlt von 
der Swiss-American Chamber of Commerce. 

Position in der Partei: Geliebt wird sie  
nicht wirklich. Am ehesten geschätzt ist sie bei 
den eher linksfreisinnig dominierten Sektionen 
im Welschland und bei den Bernern, wo sie als 
 Stimmenlieferantin gilt. Dass der «Markwalder-
Freisinn» der FDP nachhaltige Erfolge beschert, 
darf aber getrost bezweifelt werden. 2003 hatte 
die Berner FDP vier Nationalratsmandate, heute 
hat sie nur noch zwei (der zweite FDPler ist ihr 
ewiger Rivale Christian Wasserfallen). 

Privatleben: Markwalder war bis Ende 2009 mit 
dem 26 Jahre älteren Chirurgen Walter Bär 
 verheiratet. Seither hatte sie offenbar verschie-
dene kurzlebige Geschichten. Markwalder 
schmiedet auch im Parlament eifrig private Kon-
takte. Sie kann es mit allen gut, hat einen Ruf als 
überaus trinkfeste Feiernudel, organisiert da-
heim in Burgdorf feuchtfröhliche Poolpartys 
(für jene, die bei ihrer Wahl unter 35 waren). 
 Zuletzt teilgenommen haben etwa Christophe 
Darbellay, Andrea Caroni, Pascale Bruderer. Sehr 
engagiert ist sie auch als Präsidentin der Ski-
gruppe der Bundesversammlung. (WW)

Sie kann es mit allen gut: FDP-Politikerin Markwalder.
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Bild: Facebook

Beratung

Das Kaufhaus
Von Markus Schär _ Setzt sich in der Schweizer Politik durch, wer am meisten Geld aufwenden und  
die besten Berater einspannen kann? Lassen sich Gesetze kaufen? Die Fragen gehen an die beiden  
Shootingstars der Branche, den Zürcher Andreas Hugi und den Berner Lorenz Furrer.

Oben, im sechsten Stock unter den Dachbal-
ken, sehen die Chefs auf die Kuppel des Bun-
deshauses. Unten, auf der Milchglastür neben 
dem Lebensmittelgeschäft von Loeb in den 
Berner Lauben, stehen die Namen von zwan-
zig Firmen und Organisationen, von Alliance 
Patrimoine bis zu Swiss Police ICT und vom 
Schweizerischen Ingenieur- und Architekten-
verein bis zu République et canton de Genève. 
Alle diese feinen Adressen gehören zum Reich 
der beiden Chefs im obersten Stock: «Furrer.
Hugi & Partner AG».

Der Hausherr grinst, als er dem Besucher die 
Aussicht zeigt: «Sehen Sie, wir haben einen di-
rekten Draht zum Bundeshaus.» Tatsächlich 
liesse sich hinüber zur Kuppel mit dem 
Schweizerkreuz eine Schnur für ein Postseil-
bähnchen spannen. Aber solches Kinderzeug 
brauchen Lorenz Furrer und Andreas Hugi 
nicht. Dank ihrem Netzwerk, an dem sie seit 
neun Jahren zusammen weben, gelten sie als 
die erfolgreichsten Lobbyisten in Bundesbern. 
Also auch als Experten für die Frage: Lässt sich 

die Schweizer Politik kaufen? (Die Antwort – 
so viel sei gleich verraten – heisst: Nein. Oder 
zumindest: nicht mit Schmiergeld-Couverts 
und auch nicht mit Kampagnen-Millionen. 
Das Honorar für gewiefte Lobbyisten dagegen 
könnte sich  lohnen.)

Konzepte statt Apéros

Aber von vorne: Furrer und Hugi fanden 2006 
zusammen, 2014 stiegen sie unter den Schwei-
zer PR-Agenturen auf den zweiten Platz auf, 
mit offiziell 26 Mitarbeitenden (im Jahres-
schnitt) und einem Honorarertrag von sieben 
Millionen nur noch hinter dem 1951 gegründe-
ten Dinosaurier der Branche, Farner Consul-
ting. Was machen Furrer Hugi, jetzt schon mit 
mehr als 40 Mitarbeitenden, besser als die 
Konkurrenz?

«Wir setzten von Anfang an auf Public Af-
fairs», sagt Andreas Hugi, also darauf, die Ent-
scheide von Regierungen, Parlamenten und 
Verwaltungen zu beeinflussen. Die Agentur 
mache politische Kommunikation, die in der 

Schweiz mit ihrem zunehmend professionali-
sierten Politikbetrieb immer wichtiger werde. 
Und dies als Handwerk, das nicht auf unver-
bindliches «Aperölen», sondern auf durch-
dachte Konzepte und Tools setze. «Wir nen-
nen uns Lobbyisten, und wir schämen uns 
nicht dafür.» Gilt das auch für die Zeiten, als 
das Lobbying als unanständig galt? «Es ist im-
mer noch unanständig.»

Für den Erfolg brachten die beiden Eigentü-
mer die besten Voraussetzungen mit, als sie vor 
neun Jahren ihre Agentur gründeten. Andreas 
Hugi, 44, stieg nach dem Germanistikstudium 
als Fraktionssekretär und Wahlkampfleiter der 
FDP des Kantons Zürich ein. Er sammelte wei-
tere Erfahrungen als persönlicher Mitarbeiter 
des Zürcher Volkswirtschaftsdirektors Ruedi 
Jeker (FDP). Und er pflegt das Milizsystem als 
Major und als Schulpräsident in Zumikon an 
der Goldküste, wo er mit Frau und vier Buben 
wohnt. Lorenz Furrer, 47, liebt das Netzwerken 
seit je: «Ich kümmerte mich schon als Kind lie-
ber um meine Freunde als um das Trompeten-

Handwerk und Netzwerk: Andreas Hugi und Lorenz Furrer auf Facebook, 2014.
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spielen.» Er sorgte nach dem Geschichtsstudi-
um für die Kommunikation von Finanzminister 
Kaspar Villiger (FDP). Er legte sich gemäss Han-
delszeitung einen Ruf als «Berns grösster Char-
meur» zu. Und er heiratete die Warenhaus- 
Erbin Nicole Loeb, deren Vater für die FDP im 
Nationalrat sass.

Die Kombination von Kommunikations-
mann und Netzwerker und vor allem die Achse 
zwischen Zürich und Bern führten zum rasan-
ten Aufstieg, meinen die beiden Polithand-
langer. «Die PR-Agenturen sitzen zumeist in 
Zürich», sagt Andreas Hugi, «sie fassen in Bern 
nur schwer Fuss.» Furrer und Hugi verdanken 
 ihren Erfolg denn auch einem Mann, der sich in 
beiden Biotopen geschmeidig bewegt: dem 
Zürcher Software-Unternehmer und FDP- 
Nationalrat Ruedi Noser. Er brachte die beiden 
Vertrauten zusammen. Und er gab ihnen Man-
date, von der Geschäftsführung der ICT-Lobby-
gruppe E-Power bis hin zu seinem Ständerats-
wahlkampf. Dass ihr Höhenflug nur auf der 
Standleitung zum umtriebigen Zürcher Frei-
sinnigen beruhe, tun die Lobbyisten aber als 
 Legende ab: «Ruedi Noser käme gar nicht mehr 
zum Arbeiten, wenn er uns alle Mandate zu-
halten müsste.»

«Geniale» Akquisitionsstrategie

Handwerk und Netzwerk, je zu fünfzig Pro-
zent, machten den Erfolg aus, beteuern die 
 beiden Chefs. Für das Handwerk nutzen sie 
selbstentwickelte Werkzeuge, vor allem das 
Polito scope: Für den Bund, die 26 Kantone und 
die 30 grössten Gemeinden erfassen Studie-
rende sämtliche parlamentarischen Vorstösse. 
So lässt sich die Politlandschaft beobachten, 
 also beispielsweise erkennen, dass eine Partei 
an  einem Positionspapier arbeitet, bevor sie die 
Öffentlichkeit sucht. Die Konkurrenz belächelt 
die Ergebnisse, die Furrer und Hugi ihren Kun-
den liefern, anerkennt aber die «geniale» 
 Akquisitionsstrategie, mit der die beiden Agen-
turchefs zu ihren Mandaten kommen.

Das Tagewerk machen die Mitarbeitenden; 
die Chefs lassen gelten, dass sie die Branche vor 
allem als Türöffner sieht. «Wir müssen Leute 
anstellen, die gescheiter sind als wir», sagt Lo-
renz Furrer, und was wie ein Scherz tönt, meint 
er im Ernst. Der Erfolg komme auch daher, dass 
die Mitarbeitenden nicht den Chefs zudienen 
wie in anderen Agenturen, sondern die Verant-
wortung für ihre Mandate übernehmen. 

Die Firma wuchs gerade deshalb so schnell, 
weil sie auf dem Platz Bern wie ein Magnet klei-
nere Konkurrenten mit ihrem Kundenstamm 
anzog. So Michael Gehrken, bis vor einem Jahr 
Direktor des Nutzfahrzeugverbands Astag und 
zuvor im Bundesamt für Verkehr; Claudine Es-
seiva, nebenbei immer noch Generalsekretärin 
der FDP-Frauen Schweiz; Cédric Alber, vorher 
Kabinettschef des Genfer FDP-Regierungsrats 
Pierre Maudet; Dominique Martin, ehemaliger 
Referent von Aussenministerin Micheline Cal-

my-Rey (SP) und Head Governmental Affairs 
von Credit Suisse; und vor allem im letzten 
Herbst die eingesessene Agentur Stoll, Hess 
und Partner. Martin Stoll brachte als früherer 
Informationschef des Bundesamtes für Land-
wirtschaft Mandate für Brot und Zucker mit, 
Lorenz Hess sitzt für die BDP im Nationalrat.

Der Schlüssel zu Bern

Wächst da ein Krake heran, der mit seinen wu-
chernden Tentakeln in Regierungen, Parla-
mente und Verwaltung greift, als politisch- 
industriell-bürokratischer Komplex? Erst bei 
Furrer Hugi habe sie erlebt, «wie das Spiel 
wirklich läuft», erzählte im Branchenmaga-
zin Persönlich Verena Vonarburg, zuvor Jour-
nalistin für Tages-Anzeiger und Radio SRF, jetzt 
 Direktorin des Verbandes Schweizer Medien: 
«Nach zwanzig Jahren im Journalismus kam 
ich in diesen zweieinhalb Jahren in der Agen-

tur richtiggehend auf die Welt.» Vor allem 
verblüffte sie, wie die Verwaltung ganz kon-
kret Politik betreibe, also selber lobbyiere: 
«Zu  sehen, wie sie mitunter sogar gegen den 
eigenen Bundesrat im Parlament Einfluss 
nimmt, das war schon sehr lehrreich, aber, 
 offen  gesagt, auch er nüchternd.»

Die Missgunst der Konkurrenz, aber zuneh-
mend auch den Argwohn der Politik erweckt 
vor allem, dass Furrer und Hugi nicht nur an 
Apéros, bei Präsentationen und in der Wandel-
halle an ihrem Netz weben, sondern auch im 
eigenen Haus – das allerdings, wie sie betonen, 
nicht Loeb, sondern den Helvetia-Versiche-
rungen gehört. Im dritten Stock zeigen sie 
dem Gast den «Clé de Berne» («Der ‹Schlüssel 
zu Bern› ist für uns eine Metapher, die eine un-
serer zentralen Leistungen umschreibt»), ein 
gediegen-schlichtes Lokal mit nur vier Ti-
schen. Das Publikum des Privatklubs ist vom 
Feinsten: Hier trifft sich tout Berne, von SRG-
Generaldirektor Roger de Weck über SBB-Prä-
sident Ulrich Gygi bis hin zu Starchirurg 
Thierry Carrel, mit Politikern aus allen Par-
teien. Für 250 Franken Mitgliedbeitrag – 100 
Franken für Parlamentarier, die nur während 
der Sessionen kommen – können die Promi-
nenten im exklusiven Klub speisen, aber auch 
die Sitzungsräume nutzen und sich an den 
vierteljährlichen Netzwerkanlässen treffen. 
Da liessen Furrer und Hugi auch schon The 
Ambassadors aufspielen, die Rockband des 
schwedischen Botschafters Per Thöresson.

So ökumenisch wie bei seinem Freundeskreis 
zeigt sich Pfarrerssohn Lorenz Furrer auch bei 
den Auftraggebern. Zwar weisen die beiden 
Chefs auf ihren «liberalen Kompass» hin; sie 
 arbeiten denn auch ehrenamtlich für Succè-

suisse, die (natürlich) von Ruedi Noser zusam-
men mit Nationalrat Gerhard Pfister (CVP) an-
geregte Kampagne, die für die Vorzüge des 
Werkplatzes Schweiz werben soll. Aber dane-
ben finden sich unter ihren Mandanten die SRG 
und Google Switzerland, das Bundesamt für 
Umwelt und der Rohstoffriese Glencore, die 
Ärztevereinigung FMH, die Wiedergutma-
chungsinitiative für Verdingkinder und der 
Verband Schweizerischer Vermögensverwalter. 
Sogar die Schweizerische Konferenz für Sozial-
hilfe (Skos), die tatsächlich die besten Kommu-
nikationsberater braucht. «Wir entwickeln 
manchmal einen sportlichen Ehrgeiz», witzelt 
Lorenz Furrer – auch die grüne Skos-Chefin 
Theres Frösch zählt zu seinem Freundeskreis.

Nochmals: Lässt sich die Schweizer Politik 
kaufen? Hebelt am erfolgreichsten an der Ge-
setzgebungsmaschine, wer das grösste Geld 
aufwenden und die besten Berater einspannen 
kann – zumal wenn diese selber in der Politik 
mittun, wie Lorenz Hess, der als BDP-National-
rat die Mehrheiten mischelt, oder wie Claudine 
Esseiva, die für die FDP Bern in den Ständerat 
strebt? Die beiden Wandelhallenstars wider-
sprechen: Den Grossbanken oder den Strom-
versorgern nützten auch Millionen für Lobby-
isten, Sponsoring und Apéros nichts.

«Wichtig ist die Transparenz», betont An-
dreas Hugi, der auch den Bund der Public-Rela-
tions-Agenturen der Schweiz (BPRA) führt. Im 
Register lässt sich nachschauen, in welchen Ver-
waltungs-, Stiftungs- oder Beiräten die Parla-
mentarier sitzen; diese Interessenbindungen 
müssen sie in Voten offenlegen. Und auch die 
Lobbyisten geben bekannt, für wen sie arbeiten 
– anders als die Anwälte oder die Treuhänder, 
von denen es im Parlament wimmelt.

«Parlamentarier, die kein Telefon haben»

Die Transparenz hält Andreas Hugi denn auch 
für das einzige relevante Thema im aktuellen 
Fall von FDP-Nationalrätin Christa Mark-
walder, die eine von einer kasachischen Partei 
gekaufte Interpellation einreichte. «Wo ist 
eigent lich die Story?», frage er sich sonst. Zwi-
schen Parlamentariern und Lobbyisten dürften 
– im rechtmässigen Rahmen! – Informationen 
fliessen. Und mit einem Fragenkatalog lasse 
sich ja nichts bewegen: «Interpellationen sind 
für Parlamentarier, die kein eigenes Telefon 
 haben.» Ein schwerer Fehler wäre es indes, 
wenn die Lobbyistin der mit ihr  befreundeten 
Nationalrätin tatsächlich nicht gesagt hätte, 
wer den Auftrag für den Vorstoss gab. «Das», so 
Furrer, «wäre bei uns ein Kündigungsgrund.»

Die beiden Lobbyisten beeilen sich aber 
gleich, für die angeschlagene Vizepräsidentin 
des Nationalrats ein gutes Wort einzulegen. 
«Eine der fundiertesten Politikerinnen, ein 
Topshot in der Aussenpolitik mit einem exzel-
lenten Beziehungsnetz», preisen sie Christa 
Markwalder. Klar, auch sie gehört zum Freun-
deskreis des grossen Hauses. g

«Wir müssen Leute  
anstellen, die gescheiter  
sind als wir.»
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Die Deutschen

Zum Nulltarif 
Von Henryk M. Broder _ Die 
 Milchmädchenrechnung zur 
Rettung Griechenlands. 

Kaum hatte Bun-
desfinanzminis-

ter Schäuble am 
 vergangenen Wo-
chenende vor einer 
Staatspleite Grie-
chenlands gewarnt 
und dabei auf histori-
sche Parallelen hin-

gewiesen – «Erfahrungen anderswo auf der Welt 
haben gezeigt: Ein Land kann plötzlich in die 
Zahlungsunfähigkeit rutschen» – da meldete 
sich Focus online zu Wort und unterbreitete 
 einen Vorschlag, wie den Griechen geholfen wer-
den könnte: «Entschuldung leicht gemacht». 
 Jeder Bundesbürger – Arbeitslose, Kinder, Rent-
ner und Sozialhilfeempfänger mitgerechnet – 
müsste nur «knapp 4000 Euro zahlen, um Athen 
von allen Schulden zu befreien – also etwas mehr 
als das durchschnittliche Bruttomonatsgehalt».

Früher hätte man so etwas eine Milchmäd-
chenrechnung genannt. Da es heute keine 
Milchmädchen mehr gibt, muss man davon 
ausgehen, dass es sich um die Expertise eines 
Ökonomen handelt, der an einer Hütchenspie-
lerakademie im Kosovo studiert hat. Zum  einen 
sagt das «durchschnittliche Bruttomonatsge-
halt» wenig über die Verteilung der Einkom-
men aus. «Im Durchschnitt» sind der Chef des 
VW-Konzerns und der Pförtner, der ihn jeden 
Morgen begrüsst, beide Millionäre. Entschei-
dend ist das mittlere Einkommen, das anders 
berechnet wird und unter dem durchschnittli-
chen Einkommen liegt. Zum anderen ist nur 
 etwa die Hälfte der Bevölkerung erwerbstätig, 
im März 2015 waren es 42,5 Millionen «Perso-
nen mit Wohnort in Deutschland».

Wenn man zudem bedenkt, dass eine Kassie-
rerin bei Aldi oder Lidl etwa 1000 bis 1200 Euro 
monatlich ausbezahlt bekommt, bleibt von der 
Focus-Rechnung zur Rettung Griechenlands 
nicht einmal ein Gläschen  Ouzo übrig. Diese 
Art der sträflichen Ahnungslosigkeit ist weit 
verbreitet. Der Präsident des Europa-Par-
laments, der deutsche Sozialdemokrat Martin 
Schulz, behauptet, «wir würden Griechenland 
zum Nulltarif» retten, es sei bisher «noch kein 
Euro geflossen», was erstens nicht stimmt und 
zweitens völlig ausser Acht lässt, dass die Bun-
desrepublik im Zuge der Euro-Rettung Garan-
tien für über 700 Milliarden Euro geleistet hat 
– bei einem Bundeshaushalt von fast 300 Mil-
liarden. Und das bedeutet: Im Ernstfall könnte 
Deutschland noch schneller als Griechenland in 
die Zahlungsunfähigkeit rutschen.

Wirtschaft

Teurer Köder
Von Silvio Borner _ Statt sich dem Wettbewerb zu stellen, will sich 
die SRG mit Zwangsgebühren absichern. Dabei deutet  alles auf ein 
Ende von  staatlichen Monopolen  in den digitalen Medien hin.

Wir alle kennen die Volksweisheit, das 
Pferd nicht am Schwanz aufzuzäumen. 

Aber genau das haben Bundesrat und Parla-
ment im Sinn, und sie werden dabei von der SP 
und der CVP unterstützt. Die ohnehin über-
holte und durch eine Initiative bedrohte Bil-
lag-Gebühr für alle Besitzer von TV- und Ra-
diogeräten soll durch eine zweckgebundene 
Kopfsteuer bei allen Haushalten abgelöst wer-
den. Zusätzlich sollen auch nichtstimmbe-
rechtigte Unternehmen ab einer gewissen 
Grösse zur Kasse gezwungen werden. Kir-
chensteuern zahlen sie ja schon. Wenn der 
Bundesrat sich über Vogelfänger-Initiativen 
ärgert, so erklimmt er mit dieser Vorlage einen 
Höhepunkt an Perfidität. Die Steuer soll «nur» 
noch 400 Franken betragen, statt wie heute die 
Gebühr von 462 Franken. Dieser Köder könnte 
uns alle jedoch teuer zu stehen kommen, weil 
wir der Steuer nicht mehr ausweichen können 
und deren Höhe gleichzeitig an den Bundesrat 
delegiert würde.

Statt vorgängig abzuklären, 
aus welchen technischen oder po-
litischen Gründen wir heutzuta-
ge überhaupt noch staatliche 
Sender brauchen und welche 
Aufgaben sie zu erfüllen hätten, 
spülen wir diesem SRG-Monster 
einfach jährlich gut 1,2 Milliar-
den Franken in die Kasse. Erst 
später überlegen wir uns dann, 
was damit gemacht wird. Bei der Einführung 
von Radio und Fernsehen gab es noch Argu-
mente für ein Monopol, weil vor allem ein flä-
chendeckendes Netz aufgebaut werden muss-
te, was hohe versunkene Kosten verursachte. 
Doch schon damals hätte eine Regulierung an-
statt eines Staatsmonopols wie in den USA die 
Innovation und die Informationsvielfalt 
durch Wettbewerb beschleunigen können. 

So viel Service public wie nötig

In keinem anderen Bereich hat der technische 
Fortschritt so schnell und so radikal die Welt 
verändert wie in der Kommunikation. Die Di-
gitalisierung hat alle Unterschiede zwischen 
der Ton-, Bild- oder Datenübertragung aufge-
hoben, aber auch die Zweidirektionalität des 
Telefons ins Internet getragen. Zudem sind 
mehrere Parallelnetze entstanden, so dass man 
Radio und TV-Produkte über terrestrische An-
tennen, das Telefonkabel oder Cablecom, aber 
auch via Mobilfunk oder Satelliten beziehen 
kann. Dabei kann man mittlerweile zwischen 

mehr als tausend Sendern auswählen, weil die 
Eintrittsbarrieren gewaltig gesunken sind. 
Gerade für News, Wetter und alle anderen 
 Tagesaktualitäten sind wir Konsumenten völ-
lig unabhängig von den fixen Programmen 
der klassischen Radio- und TV-Sender gewor-
den. Die besten Überlebenschancen haben 
spezialisierte Kanäle, die sich auf Kultur, 
Nachrichten, Dokumentar-, Natur- oder Spiel-
filme konzentrieren.

Aber gerade hier haben sich neue Online- 
Anbieter wie Netflix oder Wetterstationen be-
wegt. Internetanbieter brauchen keine eigenen 
Kanäle oder Netze mehr, sondern können zwi-
schen verschiedenen auswählen. Gleichzeitig 
ermöglichen sie auch eine gezielte und verursa-
chergerechte Anwendung von Benutzer-Abos. 
Alles deutet also auf ein absehbares Ende von 
staatlichen Monopolen im digitalen Zeitalter 
hin. Wettbewerb ist praktisch überall möglich, 
wenn er nicht durch den Staat abgewürgt wird. 

Das haben natürlich auch die 
SRG-Bosse und ihre politischen 
Steigbügelhalter mitbekommen. 
Statt sich den neuen Technologien 
anzupassen und dem Wettbewerb 
zu stellen, wollen sie ihr beque-
mes Monopoldasein finanziell auf 
alle Zeiten absichern. Um den 
Schein von Wettbewerb zu wah-
ren, ihn aber ja nicht aufkommen 
zu lassen, überlassen sie dabei den 

privaten Mini-Konkurrenten ein paar Brosa-
men vom reich gedeckten Gebührentisch.

Was wäre zu tun? Erstens ist am 14. Juni die 
Billag-Vorlage bachab zu schicken. Dann könn-
te man sich überlegen, wie ein minimaler staat-
licher Service public aussehen müsste und wie 
man den garantieren könnte, sei es durch die 
SRG, durch Ausschreibungen von Inhalten 
oder durch private Sender mit Aufl agen. Dieses 
Minimalprogramm könnte man durch Steuern 
finanzieren, aber konsequent ohne Werbung 
betreiben. Jeder Sender hätte so die Wahl, ent-
weder Gebühren zu erhalten und gewisse öf-
fentliche Aufgaben zu übernehmen, oder aber 
innerhalb eines allgemein verbindlichen Regu-
lierungsrahmens frei zu bleiben und sich allein 
durch Werbeeinnahmen zu finanzieren. Die 
SRG verzerrt nicht nur den Wettbewerb in den 
Medienmärkten durch Quersubventionierung 
von Internetange boten, sondern auch den Wer-
bemarkt. Die Werbeeinnahmen sind für die 
SRG sozusagen das Trinkgeld auf den Gebüh-
reneinnahmen.
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Ausland

Die EU kann den «Brexit» verhindern
Von Hansrudolf Kamer _ Camerons Wahlsieg und die Aussicht auf   
eine Volksabstimmung eröffnen der EU eine Chance, überfällige 
 Reformen anzupacken. Die Widerstände sind allerdings beträchtlich.

Kaum hat David 
Cameron die 

Wahlen gewonnen, 
melden sich die 
 Bedenkenträger zu-
rück. Die Warnun-
gen lauten drama-
tisch: Das Vereinigte 
Königreich zerfalle, 
der Austritt aus der 
EU sei so gut wie 

 sicher und schwäche alle Beteiligten, die 
 Wahlversprechen seien nicht finanzierbar. Es 
ist dieser Tage nicht leicht, Prophet zu sein.

Dabei hat Cameron die Wahllandschaft rich-
tig gelesen und mit einem energischen End-
spurt die Kastanien aus dem Feuer geholt. Das 
betrifft ebenso den schottischen wie den 
 europäischen Aspekt. Der Triumph der Natio-
nalisten nördlich des Hadrianswall schwächte 
Labour und verunmöglichte einen Sieg Ed 
 Milibands im Vereinigten Königreich. Das 
 Versprechen auf ein EU-Referendum grub der 
United Kingdom Independence Party das 
 Wasser ab. Das stoppte den Aderlass der Tories 
und ebnete den Weg zum Sieg.

Das EU-Referendum steht nun auf dem 
 Programm. Doch bemerkenswert ist, dass die 
Europafrage im Wahlkampf kaum eine Rolle 
spielte. Die Wirtschaft war wichtiger. Wirt-
schaftliche Argumente werden auch im Euro-
pa-Abstimmungskampf wohl mehr ins Ge-
wicht fallen als andere. 

Doch ist das Beispiel Schottland auch poli-
tisch instruktiv: Wahlen und Abstimmungen 
sind nicht das Gleiche. Die Unionisten hatten 
letzten September beim schottischen Unab-
hängigkeitsreferendum mit 55 gegen 45 Pro-
zent der Stimmen und hoher Beteiligung klar 
gewonnen – auch damals übrigens entgegen 
dem Trend vieler Meinungsumfragen. 

Bei den Unterhauswahlen errangen nun die 
schottischen Nationalisten 56 der 59 Sitze ge-
gen durchwegs flügellahme Gegner. Ein schö-
ner Erfolg, aber ihren Stimmenanteil konnten 
sie nur unwesentlich erhöhen. Der Stimmen-
block der Sezessionsgegner ist kaum schwä-
cher geworden. Das Wahlresultat sagt wenig 
aus über den schottischen Unabhängigkeits-
willen. Und eine neue Volksabstimmung über 
Schottland hat Cameron bereits verworfen.

Die Verknüpfung der schottischen mit der 
europäischen Frage funktioniert insofern, als 
Cameron proeuropäische schottische Stimmen 
für seine EU-Kampagne nutzen und damit 

zwei Fliegen auf einen Schlag treffen kann. Die 
Nationalisten dagegen sind in der Zwickmüh-
le. Sie brauchen Europa für ein unabhängiges 
Schottland und können im EU-Abstimmungs-
kampf kaum offen gegen Cameron agieren. 

Jean-Claude Junckers «fair deal»

Der Kampf um die EU-Mitgliedschaft wird die 
Parteifronten durcheinanderwirbeln. Gegner 
und Befürworter gibt es in fast allen Lagern – 
wie 1975, als der damalige Labour-Premiermi-
nister Harold Wilson auf viel Unterstützung 
von den Konservativen zählen konnte. Damals 
stimmten 67 Prozent für die Fortführung der 
Mitgliedschaft in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft.

Für die Europäische Union bietet das briti-
sche Referendum eine Chance. Die Forderun-
gen Camerons nach einer weniger zentralisti-
schen und bürokratischen EU sind Anliegen, 
die Brüssel und die andern Mitgliedstaaten 
mit Handkuss aufnehmen müssten. Die EU 
muss in der Tat flexibler und wettbewerbs-
fähiger werden, wenn sie global mithalten 
und aus der Sackgasse herausfinden will. 

Ausgerechnet der Präsident der EU-Kom-
mission, Jean-Claude Juncker, scheint dies be-
griffen zu haben. Cameron hatte erfolglos ver-
sucht, die Ernennung Junckers zu verhindern. 
Nun erklärt sich der Luxemburger bereit, die 

britischen Vorschläge entgegenzunehmen 
und einen «fair deal» auszuhandeln. Das ist 
fast zu schön, um wahr zu sein.

Denn die Kräfte des Beharrens sind stark. 
Deutschland hat zwar mehrmals Interesse sig-
nalisiert, mit gezielten Konzessionen – nicht 
aber mit der Preisgabe von EU-Grundprinzi-
pien wie der Personenfreizügigkeit – die Bri-
ten in der EU zu halten. Gleichzeitig will aber 
Berlin eine grundlegende Revision der EU-
Verträge vermeiden, die Volksabstimmungen 
notwendig machen würde. Diese Büchse der 
Pandora will Bundeskanzlerin Merkel nicht 
öffnen. Das ist ein Thema für später.

Ausserdem ist Frankreich kaum bereit, auf 
britische Wünsche einzugehen. Obwohl wirt-
schaftlich angeschlagen, will es die EU weiter-
hin möglichst nach eigenen, nichtliberalen 
Vorstellungen modellieren. Zudem könnte 
das britische Referendum den französischen 
Präsidentenwahlen und den deutschen Bun-
destagswahlen in die Quere kommen, die auch 
im Jahr 2017 stattfinden.

Mit seinem Wahlsieg hat sich «Cam», wie 
der Ungeliebte nun liebevoll genannt wird, ins 
Geschichtsbuch eingetragen: der erste wirkli-
che Tory-Sieg seit der Ära Tony Blair. Cameron 
könnte das EU-Referendum vorverlegen, 
wenn die andern Europäer mitspielen und 
ihm eine Plattform geben, auf der er für die 
fortwährende Mitgliedschaft argumentieren 
kann. 

Es liegt an Europa, den «Brexit» zu verhin-
dern. Der Euro taumelt. Die Lage an den 
 Aus sengrenzen im Süden und Osten ist pre-
kär. Der europaweite Wirtschaftsaufschwung 
bleibt aus. Britannien ist nicht Griechenland. 
Es wäre für die EU ein harter Schlag, wenn sich 
das Königreich verabschieden würde.

Britannien ist nicht Griechenland: wiedergewählter Premier Cameron.
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Bodenmann

Wer sieht sich bei Filippo wieder?
Von Peter Bodenmann _ Stadtzürcher brauchen nicht mehr  
als 22 000 sich selbst steuernde Autos. 

Mörgeli

Berner Platte  
ohne Fleisch
Von Christoph Mörgeli

Laut Sonntagsblick hat der Zürcher FDP- 
Nationalrat und Ständeratskandidat 

 Ruedi Noser unlängst in einem Restaurant der 
Bundesstadt eine «Berner Platte» bestellt. 
 Unter  einer Berner Platte versteht man ge-
meinhin  einen kalorienreichen, ja üppigen 
Hauptgang in der kühleren Jahreszeit. Den 
Hauptbestandteil  bilden Rindfleisch, Speck, 
Zunge, Wurst und  Gnagi. Berner Fleisch. Alles 
Übrige ist Beilage.

Doch Ruedi Noser orderte ausdrücklich eine 
«Berner Platte ohne Fleisch». Und beugte sich 
anschliessend zufrieden über je ein Häufchen 
Salzkartoffeln und Sauerkraut. Aus schwer 
wurde leicht. Aus Fleisch wurde Vegi. Aus out 
wurde trendy. Berner Platte ohne Fleisch. Die-
se ungewöhnliche Menü-Variante ist das exak-
te Abbild des FDP-Politikers. Noser zelebriert 
gegen aussen alle Eigenschaften einer Berner 
Platte: gut  bürgerlich, währschaft, traditio-
nell. Wesentlich leiser und für die Allgemein-
heit kaum hörbar folgt dann aber mit betrüb-
licher Regelmässigkeit der Nachsatz: «Aber 
bitte ohne Fleisch». Das Wesentliche, die 
Hauptsache soll man bitte weglassen.

Ruedi Noser spricht mit Inbrunst von der 
Bedeutung der bilateralen Verträge. Um sich 
gegenüber der Neuen Europäischen Bewe-
gung schriftlich für den EU-Beitritt zu ver-
pflichten. Ruedi Noser steht gemäss Eigenwer-
bung für einen starken Finanzplatz ein. Um 
sich gleichzeitig für den automatischen Infor-
mationsaustausch im Inland als «wählbare 
Option» und gegen die Volksinitiative zur 
Wahrung der finanziellen Privatsphäre auszu-
sprechen. Ruedi Noser gibt sich als Verteidiger 
des Schweizer Werkplatzes. Um diesen als 
 Befürworter der Energiewende zu ruinieren. 
Ruedi Noser ist für eine liberale Wirtschafts-
ordnung. Um mit seinem «Innovationspark» 
ein gigantisches staatlich-privates Mischpro-
jekt zu bauen. Ruedi Noser ist für den bürger-
lichen Schulterschluss. Um gleichzeitig im 
Unterstützungskomitee für SP-Regierungsrat 
Mario Fehr Einsitz zu nehmen. 

Ruedi Noser reiste 2013 im Gefolge von Bun-
desrat Schneider-Ammann nach Kasachstan. 
Die Lobby-Agentur Burson-Marsteller hat für 
«Kontakte mit Nationalrat Ruedi Noser» 6000 
Franken an Kasachstan verrechnet. Gegenwär-
tig wird aber nur Christa Markwalder zu Ge-
hacktem ohne Hörnli gemacht. Ruedi Noser 
bleibt unbehelligt. Denn an seiner Berner Plat-
te ist bekanntlich kein Fleisch am Knochen.

Der Autor ist Historiker und SVP-Nationalrat.

In jungen Jahren war Filippo Leutenegger ein 
halbwegs linker Sponti, der gegen Atomkraft-

werke auf die Strasse ging. Ein halber Sponti 
blieb er sein Leben lang. Und das Problem der 
Atomkraftwerke löst an seiner Stelle jetzt der 
technische Fortschritt. Im wenig sonnigen 
Deutschland verdient man heute mit Freiflä-
chenanlagen Geld, obwohl der Staat nurmehr 
zehn Rappen pro Kilowattstunde bezahlt. Das 
Hochspannungsnetz der Schweiz müssen wir – 
auch wenn der Solarstrom 2025 einen Viertel der 
Produktion ausmacht – nur marginal ausbauen. 
Und Elon Musk bringt bereits nächstes Jahr kos-
tengünstige dezentrale Stromspeicher auf den 
Markt, die für drei Rappen pro Kilowattstunde 
aus Flatterstrom stabilen Konservenstrom ma-
chen. Wer keine Atombomben bauen will, 
braucht keine Atomkraftwerke mehr. Schlicht 
und einfach, weil sie zu teuer sind.

Filippo Leutenegger ist in Zürich neu für 
den Verkehr zuständig. Für den öffentlichen 
wie den privaten. Lissabon hat etwas mehr 
Einwohner als Zürich. In beiden Metropolen 
sind pro tausend Einwohner vergleichbar viele 
Autos zugelassen, vergleichbar viele Pendler 
mit dem Auto unterwegs.

Im Gegensatz zu Zürich hat Lissabon durch 
das International Transport Forum der OECD 
abklären lassen, was die Umstellung des heu-
tigen Verkehrs auf sich selbst steuernde Fahr-
zeuge bringen würde.

Die Resultate: Wenn Lissabon radikal um-
steigt, braucht es nurmehr einen Zehntel so 
viel Autos für seine Bewohner. Und nurmehr 
35 Prozent so viel fahrbare Untersätze für die 
Pendler. 1,5 Millionen Quadratmeter Parkflä-
chen würden frei. Für Grünflächen und neue 
Wohnungen. Selbst für Forscher von Daimler-
Benz, die natürlich etwas vorsichtig sein müs-
sen, erhöhen sich parallel dazu die Kapazitä-
ten des bestehenden Strassennetzes. In der 
Stadt um vierzig Prozent, auf den Autobahnen 
um achtzig Prozent.

Warum gibt es nicht längst eine entsprechen-
de Studie für Zürich? Warum hinkt Zürich Lis-
sabon, das weiss Gott andere Sorgen hat, hinter-
her? Warum schläft Filippo? Der Grund ist 
einfach: Die Grünen sind in Sachen Mobilität 
und Ökologie so beweglich wie die Sozialdemo-
kraten. Statt neue Themen zu besetzen, jagte 
der inzwischen abgewählte Regierungsrat Mar-
tin Graf den Mucki-«Carlos» durch das Unter-
holz. Und will als Nationalrat nach Bern.

Die letzte Hoffnung ruht auf dem Zürcher 
Gewerbe. Zürich als Stadt der selbstgesteuer-
ten Autos würde als urbanes Einkaufszentrum 
ohne Parkplatzsorgen alle vor seinen Toren 
dahinserbelnden Einkaufszentren vom Markt 
fegen. Vielleicht sehen sich die Ladenbesitzer 
nächstens bei Filippo wieder.

Der Autor ist Hotelier in Brig und ehemaliger Prä sident  
der SP Schweiz.

Halber Sponti: Verkehrspolitiker Leutenegger.
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Medien

«Ich verspreche es Ihnen»
Von Kurt W. Zimmermann _ Hier der Wortlaut einer Rede, die Roger  
de Weck dringend halten müsste.

Am 14. Juni stimmt die Schweiz über das 
 Radio- und TV-Gesetz ab. SRG-Chef Roger 

de Weck führt eine heftige Pro-Kampagne. 
Doch oft setzt er sich herablassend aufs hohe 
Ross und riskiert so eine Niederlage. Ich habe de 
Weck eine Rede verfasst, mit der er die Abstim-
mung gewinnen würde:

«Liebe Mitbürger, chers compatriotes
In den letzten Wochen ist es mir klargewor-

den. Bei der Abstimmung vom 14. Juni geht es 
nicht, wie wir erst glaubten, um ein neues 
 Gebührenmodell. Es geht um die Zukunft der 
SRG und des Service public.

Diese Diskussion müssen wir führen. Wir 
müssen sie selbstkritischer führen, als wir das 
bisher getan haben. Auch ich habe geglaubt, wir 
von der SRG seien eine Art Nationalheiligtum. 
Wir hielten uns für unantastbar. Wir wurden 
 arrogant.

Wir haben darum Fehler gemacht. Wir sind 
masslos geworden. Ich glaube heute nicht 
mehr, dass wir 24 TV- und Radiosender betrei-
ben müssen. Das ist Verschwendung von 
 Steuergeldern. Ich glaube, dass in der Deutsch- 
und der Westschweiz je zwei Fernseh- und zwei 
Radiokanäle genügen. Im Tessin sollten wir 
uns auf einen TV-Kanal und zwei Radiokanäle 
beschränken. 

Den grössten Teil der anderen Sender, von 
SRF Info bis Radio Virus, können wir ersatzlos 
streichen. Sie sind nicht nötig für den Service 
public. Denn der Service public muss eine 
Grundversorgung sicherstellen, nicht eine 
 Luxusversorgung. Ich verspreche Ihnen einen 
Kulturwandel. Die SRG wird vom Koloss wie-
der zum Freund werden.

Wir haben auch beim Programm Fehler ge-
macht. Wir haben uns zu sehr in die Unterhal-
tung abtreiben lassen. Allein im Fernsehen 
 geben wir heute für Sport und Entertainment 
jährlich 450 Millionen aus. Wir unterscheiden 
uns dadurch viel zu wenig von kommerziellen 
TV-Sendern. Konfektionierte Shows wie «Die 
grössten Schweizer Talente» wollen wir künf-
tig den Privatsendern überlassen. 

Ich gestehe, dass ich in diesem Punkt zu sorg-
los war. Ich habe unterschätzt, dass bei der SRG 
echte Werte wie Glaubwürdigkeit und Seriosi-
tät viel wichtiger sind als die Gier nach Ein-
schaltquoten. Service public wird nicht am 
Marktanteil gemessen.

Ich verspreche Ihnen eine Kurskorrektur. Un-
sere künftige Kernkompetenz muss qualitativ 
hochstehende Information sein und nicht 
wohlfeiles Amüsement.

Wir müssen uns auf unsere Wurzeln zurück-
besinnen – zurück zu einer schlanken SRG der 
hochklassigen Information. Damit erweisen 
wir unserer Demokratie den wichtigsten 
Dienst. Wir müssen die öffentliche Debatte 
fördern, nicht die private Belustigung. 

Echter Service public ist politisch, nicht po-
pulistisch. Das ist die Leitlinie unseres künfti-
gen, konzentrierten Programms. Wir werden 
dieses Programm zu tieferen Kosten realisie-
ren können. Ich schätze, dass wir mit unserer 
Rückbesinnung auf unsere Kernkompetenzen 
rund 350 Millionen Franken pro Jahr einspa-
ren können. Ich verspreche Ihnen Effizienz. 
350 Millionen Franken sind ziemlich genau 
die Summe, die wir mit TV-Werbung einneh-
men. Wir können darum in Zukunft ohne 
Werbegelder auskommen. Die überlassen wir 
leichten Herzens den Privaten. Die SRG ver-
zichtet künftig auf Werbung, genauso, wie es 
die von mir bewunderte BBC tut. 

Ich habe Ihnen drei Versprechen gemacht: 
Rückbesinnung, Seriosität, Effizienz. Ich bitte 
Sie darum um einen Vertrauensvorschuss. Sa-
gen Sie ja zum neuen Radio- und TV-Gesetz. Es 
ist ein Ja zu einer neuen SRG. Spätestens im Jahr 
2018 werden wir die drei Versprechen umge-
setzt haben.

Ich verspreche Ihnen, dass Sie stolz auf unse-
re neue, schlanke SRG sein werden.

Besten Dank, Ihr Roger de Weck»

Seriosität, Effizienz: SRG-Direktor De Weck.

Schweizer produ-
zieren mehr Ab-

fallmengen als jedes 
andere Land in Eu-
ropa. Aber, sagt der 
WWF, wir seien 
auch weltweit die 
Besten im Trennen 
und Verwerten un-
seres Mülls. Das 
überrascht nicht. Keiner möchte ein Umwelt-
schuft sein, ob er grün wählt oder anders. Dabei 
tut die Schweiz einiges, uns die gewissenhafte 
Entsorgung schwerzumachen. Wer in umlie-
genden Ländern zur Abfall-Sammelstelle im 
Quartier geht, findet dort auch Container für 
PET-Flaschen, Papier und Kartons. Vor allem 
die Karton-Tonne ist ein Segen. Seit immer 
mehr im Internet bestellt und in Kartons ange-
liefert wird, wachsen die Schachtelberge im Kel-
ler zu Türmen an, bevor der erlösende Entsor-
gungstermin da ist. Wenn eine Familie mit drei 
Kindern dann noch zweimal im Monat den Piz-
zakurier bestellt, geht die Kellertür kaum noch 
zu. Es sei denn, man weiche die Schachteln in 
der Badewanne eine Viertelstunde ein, falte sie 
danach klein und lege die nassen Bällchen im 
Keller zum Trocknen aus. Freunde von mir ma-
chen das. Es ist zweifellos platzsparend, aber 
ziemlich aufwendig. Ausserdem sind Pizzakrü-
mel in der Badewanne nicht jedermanns Sache. 
Also doch lieber trocken falten und mit Schnur 
zusammenbinden. Und auf keinen Fall den Ab-
hol-Tag verpassen.

Wussten Sie übrigens, dass zumindest in der 
Stadt Zürich Kartonschachteln nicht als Sam-
melbehälter für kleineren Kartons auf die 
Stras se gestellt werden dürfen? Ebenso wenig 
darf Karton zur Entsorgung in Papiersäcke 
 gesteckt werden. Beide sind laut städtischen 
Informatio nen «speziell behandelt und beein-
trächtigen den Recyclingprozess, weshalb sie 
von den Sammelteams nicht mitgenommen 
werden». Ich habe lange über den Satz gerätselt. 
Wieso ist ein Karton gefaltet und gebündelt in 
Ordnung, als Sammelbehälter aber speziell be-
handelt? Die Dame vom Kundenservice-Center 
lachte. Sie hörte die Frage nicht zum ersten Mal. 
«Das ist etwas ungeschickt formuliert», sagte 
sie. Nur Papier säcke seien innen beschichtet 
und deswegen ungeeignet. Ineinandergesteck-
te Kartons möge man deswegen nicht so gern, 
weil Passanten im Vorbeigehen gern anderen 
Müll in die Schachteln schmeissen. Netterweise 
völlig unrichtig ist, dass die Sammelteams nur 
Karton im Bündeli mitnehmen.

Gesellschaft

«Bündeli»-Tag
Von Beatrice Schlag _ Rätselhafte 
Vorschriften. 
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Leserbriefe
«Vielleicht hat die EU plötzlich doch Interesse an vernünftigen und 
ausgewogen geregelten Verhältnissen.» Markus Eckstein

Alternative zur harten Tour
Nr. 19 – «Achtung, Anfänger»; Markus Schär 
über die bilateralen Verträge

Überzeugend beklagt Markus Schär das duck-
mäuserische Verhalten der Schweiz und den 
Verzicht auf die harte Tour. Es gäbe noch eine 
dritte Variante, die schlaumeierische: Die 
Schweiz nimmt die Verweigerung der EU zu 
Neuverhandlungen der Personenfreizügigkeit 
zur Kenntnis und löst das Problem autonom 
mit administrativer Kreativität. Alle hier Ange-
stellten, auch solche aus der EU, brauchen eine 
AHV-Nummer zur Aufnahme der Erwerbstä-
tigkeit. Die Zuteilung dieser Nummern könnte 
man tröpfchenweise vornehmen. Bestehende 
Nummern könnte man für ungültig erklären. 
Dann könnte man Gesundheitsatteste und 
Strafregisterauszüge von verschiedensten Äm-
tern fordern, versehen mit Einzelbeglaubigun-
gen der Stempel und Unterschriften, einmal 
auf gelbem, dann auf grünem oder blauem Pa-
pier, mit 14, 17 oder 24 Stempeln, jede Woche et-
was anders. Protestiert die EU, antworten wir: 
«Selbstverständlich gilt die Personenfreizügig-
keit, aber es ist unser Recht, gründlich zu prü-
fen, dass sie nur von den wirklich Berechtigten 
in Anspruch genommen wird.» Im Handels-
recht wären solche Praktiken illegal: Sie sind als 
nichttarifarische Handelshemmnisse oder 
Massnahmen gleicher Wirkung nach Gatt-Re-
geln verboten. Ähnliche Verbote gibt es aber 
nicht in Bezug auf administrative Kreativität 
zur Steuerung der Personenfreizügigkeit. Wer 

weiss? Vielleicht hat die EU plötzlich doch Inte-
resse an vernünftigen und ausgewogen geregel-
ten Verhältnissen. Solche Praktiken — eher zwi-
schen Burma und dem Bosporus üblich als bei 
den braven Alemannen — wären eigentlich nicht 
Schweizer Stil. Aber das ist die flagrante Verlet-
zung des Dublin-Abkommens durch Italien 
zum Schaden der Schweiz auch nicht, ebenso 
wenig die französischen Versuche, im binatio-
nalen Flughafen Basel-Mülhausen die französi-
sche Steuerhoheit unilateral auszudehnen. 
Markus Eckstein, Goldach

Was ist Recht?
Nr. 18 – «Die Schweiz braucht das 
 Völkerrecht»; Streitgespräch zwischen  
Daniel Jositsch und Hans-Ueli Vogt

Mit Erstaunen liest man das Streitgespräch 
zwischen den Professoren Vogt und Jositsch, 
die zudem noch an derselben Universität leh-
ren. Nach allgemein anerkannten Grundsätzen 
eines demokratischen Rechtsstaates beginnt 
das Recht bei der von der Gesamtbevölkerung 
anerkannten Verfassung. Parlament und in der 
direkten Demokratie auch die Stimmbürger 
leiten daraus Gesetze ab, welche die Exekutiven 
in brauchbare Verordnungen umsetzen sollten. 
Alles andere, EU-Richtlinien, OECD-Listen, 
Völkerrecht, Menschenrechte, sind Konventio-
nen. Mehrere Staaten einigen sich auf ein be-
stimmtes Verhalten. Daraus, wie aus Gesetzen, 
die auf einer Verfassung beruhen, verbindliche 
Verordnungen abzuleiten, ist illegal. Es sind 

Fantasierechtssysteme mit entsprechenden Ge-
richtshöfen, die unkontrolliert ihre Macht er-
weitern, indem sie die verfassungsmässigen 
Gesetze überwuchern im Namen des «sozialen 
Fortschritts», des «Friedens» und der «interna-
tionalen Gemeinschaft». Mit Nationalismus 
hat das nichts zu tun, sehr wohl aber mit den 
Vorschriften, die sich die Bürger eines Landes 
der Ordnung halber selber gegeben haben und 
die etwa dazu führen, dass sie Parkbussen, 
wenn auch zähneknirschend, bezahlen.
Verena Guran-Fierz, Zumikon

Die Selbstbestimmungsinitiative richtet sich 
nur gegen das ausufernde, willkürliche «nicht 
zwingende» Völkerrecht, steht aber voll und 
ganz hinter dem «zwingenden» Völkerrecht, ja 
stützt sich sogar darauf. Eines der wichtigsten 
Rechte des «zwingenden» Völkerrechts ist ge-
rade das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
das heute gerne von mächtigen Staaten mit 
 Füssen getreten wird, ohne dass es einen Auf-
schrei in den Medien gibt. Das «zwin gende» 
Völkerrecht mit seinen fundamentalen Rechts-
grundsätzen stützt sich auf das Naturrecht 
und ist auch in unserer Bundesverfassung ver-
ankert. Im Gegensatz dazu wird das «nicht 
zwingende» Völkerrecht willkürlich ohne de-
mokratische Legitimation nach dem gerade 
wehenden einseitigen moralischen oder par-
teiischpolitischen Zeitgeist von einer kleinen 
Kommission im Brüsseler Elfenbeinturm den 
Völkern aufoktroyiert. Wir dürfen uns nicht 
von Diskussionen blenden lassen, die diesen 
fundamentalen Unterschied (bewusst?) unter-
schlagen. Peter Aebersold, Zürich

Wahltag ist Zahltag
Nr. 18 – «Opportunistisch und realistisch»; 
Peter Bodenmann über die Wahltaktik der 
Freisinnigen

Die bilateralen Verträge werden jetzt von der 
FDP hochgejubelt mit dem Ziel, anhand der 
 Bilateralen zu gegebener Zeit das Ja zur Mas-
seneinwanderungsinitiative rückgängig zu 
machen. Da wird aber die Mehrheit des Volkes 
nicht mithelfen. 85 Prozent wollen die Selb-
ständigkeit und Unabhängigkeit der Schweiz 
erhalten, sie wollen nicht in die EU. Diese Bür-
gerinnen und Bürger werden sich nicht noch-
mals von der Regierung, dem Parlament, prak-
tisch allen Parteien (ausgenommen der SVP) 
und dem Gros der Medien täuschen lassen. Wie 
heisst es so schön: «Wahltag ist Zahltag». Die 
Mehrheit des Volks ist gerade jetzt in etwas 
schwierigeren Zeiten klar bürgerlich einge-
stellt. Diese Mehrheit will nun wieder eindeu-
tig eine bürgerliche Politik in Bern. FDP und 
CVP müssen sich jetzt klar zu einer solchen be-
kennen, und dazu gehören nicht nur die Bilate-
ralen, sondern vor allem auch die Umsetzung 
der Masseneinwanderungsinitiative. Tun sie 
das jetzt nicht, und zwar unmissverständlich 

«Administrative Kreativität»: Aussenminister Burkhalter.
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Darf man das?

Leser fragen, die Weltwoche 
antwortet

Ihre Fragen zum modernen Leben mailen Sie uns bitte 
an darfmandasBweltwoche.ch. Oder schreiben Sie an 
Redaktion Weltwoche, Förrlibuckstrasse 70, Postfach, 
 8021 Zürich. Jede veröffentlichte Zuschrift wird mit 
 einem Weltwoche-Abonnement honoriert. Nicht veröf-
fentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Friedhöfe sind eine farbenprächtige Oase in 
der Stadt, ideal für Spaziergänge mit den Kin-
dern. Darf man sich um die Grabsteine auch 
ein lustiges Fang- oder Versteckspiel erlauben?
Patrick Roth, Zürich

Es sind nur wenige Nischen geblieben, wo sich 
die moderne Gesellschaft (noch) nicht amü-
siert. Die Friedhöfe gehören dazu – als Oasen 
in Dörfern und Städten. Die vom Aussterben 
bedrohte Ruhe hat hier ihr Reservat und sollte 
von diesem Ort nicht auch noch vertrieben 
werden. Unruhe, Zerstreuung und die zentri-
fugale Wirkung der Apparätli verscheuchen 
den Gedanken an den Tod. Auch seelische Pen-
denzen, die der Erledigung harren, landen auf 
der langen Bank. Kein Wunder, wuchern Neu-
rosen und Störungen wie Unkraut. «Lehre uns 
bedenken, dass wir sterben müssen, auf dass 
wir klug werden», bittet der Psalm 90. Das 
«uns» ist dringend auf unsere Zivilisation an-
zuwenden. Böckligumpen ist gewiss gescheiter 
als Fernsehen zu gucken. Aber der Friedhof 
sollte davon verschont bleiben. Damit wenigs-
tens hier die Chance besteht, klug zu werden.
Peter Ruch, evangelisch-reformierter Pfarrer,
Küssnacht am Rigi

Leserbriefe 

Wir freuen uns über Ihre Zuschriften. Je 
kürzer Ihr Brief, desto grösser die Chance, 
dass er veröffentlicht wird. Darüber hin aus 
muss er sich klar auf einen in der Weltwoche 
erschienenen Artikel beziehen. Die Redak-
tion behält sich vor, Kürzungen vorzuneh-
men. Leserbriefe ohne Angabe von Name 
und Wohnort werden nicht publiziert. 
Postadresse: Redaktion Weltwoche,
Förrli buckstrasse 70, Postfach,
8021 Zürich.
E-Mail: leserbriefeAweltwoche.ch. 

und klar, dann bleibt der bürgerlichen Mehr-
heit in unserem Land als Alternative nur die 
SVP. Sie wird als die grosse Gewinnerin dieser 
Wahlen wieder mal in die Geschichte eingehen. 
Artur von Allmen, Unterseen

Direkte Anarchie
Nr.  19 – «Die Weisheit des Volkes»; Peter 
 Keller über die direkte  Demokratie

Nach langem und ernsthaftem Studium des 
Artikels «Die Weisheit des Volkes» komme ich 
zum Schluss: Nicht die Demokratie ist die 
 beste Staatsform, sondern die Anarchie. Aber 
es braucht einen starken Anarchen oder eine 
starke Anarchin. Walter Fischer, Buttwil

Böse Hexe
Nr. 19 – «De Wecks Schicksalsfrage»; 
Rico Bandle über die Billag-Abstimmung

Es ist wie im Märchen: Die Zwangsgebühr an 
die SRG soll endlich günstiger werden, ver-
kündet Doris Leuthard. Heisst das jetzt, dass 
die SRG weniger Geld einnimmt? Nein. Die 
Kosten werden einfach anders verteilt! Neu 
soll die direkte Zwangsgebühr sinken, dafür 
die indirekte via Gewerbe umso höher werden. 
Am Ende müssen wir alles bezahlen. Und wie 
in jedem Märchen gibt es auch hier eine böse 
Hexe. Die SRG, die sich wie ein Staat im Staat 
benimmt, will künftig dem Bundesrat die Er-
höhung der Zwangsgebühr diktieren können. 
Wehe, er wehrt sich dagegen, dann droht Sen-
dezeitentzug – das wäre dann kein Märchen. 
Aber was erzählt uns denn dann die Märchen-
tante? Theo Ecklin, Hausen am Albis

Balance der Kulturen
Nr. 18 – «Abriegeln»; Berichterstattung über 
die Massenflucht nach Europa

Der Schweizer Gesellschaft hat bis anhin die 
Zuwanderung gutgetan, diese hat sie offener 
und toleranter gemacht. Wenn jedoch die Ba-
lance der Kulturen nicht mehr stimmt, sind 
Konflikte programmiert. Europas Regierun-
gen, die heute nicht den Mut aufbringen, der 
Afrikanisierung des Kontinents die Stirn zu 
bieten, der illegalen Einwanderung hauptsäch-
lich junger Männer Einhalt zu gebieten, ver-
schieben das Problem einfach auf später, auf die 
nächste Generation, ganz bestimmt aber auf die 
folgenden Generationen. Ruth Kunz, Horgen

Chance für die Seele
Nr. 15 – «Gene sind nicht Schicksal»; Gottfried 
Schatz über neue Forschungsergebnisse zum 
menschlichen Erbgut

«Es besteht kein Zweifel daran, dass jeder von 
uns eine [. . .] biochemische Maschine ist [. . .]» 
Heisst das, dass es keine Psyche, Seele gibt, die 
nicht identisch ist mit dem Körper? Nehmen 

wir mal an, dass Gottfried Schatz genau das sa-
gen will. Wir haben nun das Problem, dass die 
Mehrzahl der Menschen – darunter auch viele 
Wissenschaftler – nicht bereit ist, das zu glau-
ben. Sie glauben es nicht, weil sie sich selber an-
ders erfahren und weil sie wissen, dass es auch 
Gott, ein Leben nach dem Tod und das Schicksal 
nicht geben kann, wenn wir nur eine biochemi-
sche Maschine sind. Das intellektuelle Klima 
unserer Zeit verbietet es, ausserhalb von Reli-
gion und Theologie über die Seele zu reden. In 
den Medien kommen bei der Frage, wer wir 
sind, fast nur Wissenschaftler zu Wort, die si-
cher sind, die Antwort zu kennen; jene, die 
nicht so sicher sind, müssen oder wollen schwei-
gen. Die meisten Religionen und Philosophien 
der Menschheit sind davon ausgegangen, dass 
wir mehr sind als ein ein biologischer Organis-
mus – vielleicht werden wir in den nächsten 
Jahrzehnten mit wissenschaftlichen Methoden 
 erste Belege dafür finden, dass sie recht hatten. 
Wir sollten also in der Wissenschaft und als Ge-
sellschaft die Frage, ob es eine Seele gibt, noch 
offenlassen. David Zesiger, Schliern b. Köniz

IHR NEUER 
MITARBEITER?

www.stellen-anzeiger.ch
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Spielt das Wetter verrückt? Treten Nieder
schläge, Überschwemmungen und Unwetter 
zunehmend überraschender auf, sind die Schä
den grösser, und sind Prognosen schwieriger zu 
berechnen als früher, ja wird das Wetter immer 
weniger berechenbar? Ein Kollege aus Bern in 
etwas exponierter Wohnlage ist der Ansicht, 
dass ein neues Zeitalter der Extremereignisse 
und damit auch der AareÜberschwemmungen 
angebrochen ist; kaum mehr ein Jahr vergehe, 
ohne dass ernsthafte Bedrohungen durch Was
serschäden auftauchten, Jahrhunderthochwas
ser seien keine Seltenheit mehr. 

Sogenannte Jahrhunderthochwasser sind 
eigentlich Ereignisse, die im Durchschnitt nur 
etwa alle hundert Jahre eintreten sollten, aber 
tatsächlich scheinen sie sich in jüngerer Zeit zu 
häufen. In der Stadt Bern ist es in den Jahren 
1999 und 2005, und damit kurz aufeinander, 
gleich zweimal zu so gewaltigen Anschwellun
gen und Überflutungen der Aare gekommen, 
wie sie, statistisch gesehen, eigentlich nur un
gefähr alle 200 bis 300 Jahre zu erwarten sind. 

Persönliche Erinnerungen

Kurz darauf erlebten die Berner mit dem Hoch
wasser vom August 2007 quasi ein halbextre
mes Ereignis, das rechnerisch etwa alle sechzig 
Jahre vorkommen sollte. Noch stärker traf die 
damalige Regenperiode freilich benachbarte 
Regionen; der Pegel des Sempachersees stieg 
auf Rekordhöhe, und jener des Bielersees über
traf sämtliche seit der zweiten Juragewässer
korrektion beobachteten Pegelstände. Dann 
kamen ruhigere Jahre, aber nun, Anfang Mai, 
sah man in Bern in der Aare bereits wieder 
 Wassermassen, wie man sie eigentlich nur etwa 
alle fünfzig oder sechzig Jahre erleben  sollte.  
In der ersten Grafik der mittleren Reihe ( Seite 
28) wird nach gezeichnet, wie schockartig sich 
dies auf den stromabwärts gelegenen Bielersee 
auswirkte: Die rote Linie zeigt, dass die Zuflüs
se den Wasserstand so hoch trieben wie bisher 
nie zu dieser Jahreszeit. 

Seit 1999 hat man also in Bern laut offiziellen 
Daten gleich viermal mit derart hohen Wasser
mengen zu kämpfen gehabt, wie man das zwi
schen 1920 und 1999 nie erlebt hatte. Die Wen
dung «Das Wetter spielt verrückt» erscheint so 
gesehen nicht abwegig, auch mit Blick auf ande
re Orte in der Schweiz. Im Juli 2014 etwa fiel laut 
Bundesamt für Umwelt vielerorts die doppelte, 
manchenorts sogar die dreifache der sonst in 
diesem Monat üblichen Regenmenge. In der 
ganzen Westschweiz und auch an etlichen Or

ten in der Ostschweiz stieg die Regenanzeige 
der Messstationen auf historische  Rekord 
marken für den Juli. Die erste Grafik oben links 
(Seite 28) veranschaulicht diese dramatische 
Nässeperiode auf einer Schweizer Karte: Je 
dunkler die blauen Farben, desto extremer die 
Niederschläge in diesem Juli 2014, immer im 
Vergleich mit einem normalen, durchschnitt
lichen Juli. Zwei Monate vorher hatte sich ein 
ganz anderes Bild präsentiert. Die zweite Grafik 
in der obersten Reihe zeigt eine Schweiz, die im 
Mai 2014 ziemlich trocken war, die Gebiete mit 
braunen Farbtönen erhielten für diese Saison 
unterdurchschnittliche Regenmengen. 

Hat der Berner Kollege mit seiner These vom 
neuen Zeitalter der Unberechenbarkeit und 
der Hochwasserhäufigkeit vielleicht doch 
Recht? Die Antwort ist zunächst nüchtern. Es 
gibt keine Anzeichen dafür, dass die Nieder
schlagsmengen in jüngerer Zeit vom langfris
tigen Muster abge wichen sind; die jüngsten 
Hochwasserereignisse passen in die Abfolge 
von Plus und MinusAb weichungen vom 
Durchschnitt in den vergangenen 150 Jahren, 
wie sie in der zweiten Grafik in der mittleren 
Reihe (Seite 28) aufgezeichnet sind. Dieses 
Zeitdiagramm erzählt sozusagen die Ge
schichte der «schönen» und der «schlechten» 
Sommer, auch manche persönliche Erinne
rung lässt sich da mit den blauen und roten 
Balken in Verbindung bringen. 

Stephan Bader, Experte im Bundesamt für 
 Meteorologie und Klimatologie (Meteo 
Schweiz), bekräftigt, dass sich am Nieder
schlagsregime der Schweiz grundsätzlich nichts 
geändert  habe. Zumindest für Frühling, Som
mer und Herbst zeige sich die Variabilität der 
Niederschlagsmengen oder der Tage mit hohen 
Niederschlägen konstant. Aber die Schweiz sei 
ohnehin stabilisiert durch ihre geografische 
 Lage in der Westwindströmung. In dieser Zone 
sei garantiert, dass es über die ganzen Jahreszei
ten hinweg ziemlich regelmässig Regen gebe, 
im Sommer typischerweise mehr als im Winter. 
Grosse Schwankungen wie etwa in dem für lan
ge Trockenzeiten viel anfälligeren Südeuropa 
gebe es nicht. Um die Zuverlässigkeit des 
Schweizer Klimas in ein Bild zu  fassen, zitiert er 
den Spruch eines bekannten Wissenschaftlers, 
laut dem es in der Schweiz  im Prinzip «pro Jahr 
einmal den Bodensee regnet».

Mit «Naturalien», also Daten allein zu Nie
derschlagsmengen, ist das Thema Unwetter al
lerdings nicht erledigt. Man sollte auch die Aus
wirkungen auf die Volkswirtschaft anschauen. 
Die Grafik unten links auf Seite 28 zeigt, dass es 
in der Schweiz in jüngerer Zeit grössere Unwet
terschäden gab als früher. Neben den bereits er
wähnten Hochwassern von 1999, 2005 und 2007 
ist die Schweizer Schadensgeschichte durch 
weitere massive Schläge aus jüngerer Zeit ge
prägt. Unverständlich ist allerdings, dass die 

Das gezähmte Wetter
Es gibt laufend mehr Unwetter, die steigende Kosten verursachen. Schuld daran ist nicht in erster  Linie 
eine Klimaveränderung. Da sich immer mehr Menschen und  Firmen  versichern, wird das Wetter sogar 
berechenbarer. Von Beat Gygi

Historische Rekordmarken: Unwetterschäden in SaintGingolph VS.
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Schäden über die Zeit hinweg kumuliert wer
den; inhaltlich ist das fragwürdig bis unsinnig, 
diese Schäden sind ja keine Bestandesgrössen. 
Eventuell ging es dem Bund in diesem 
 Zusammenhang eher um das Schüren einer 
«Katastrophenstimmung». 1987 führten starke 
Niederschläge in den Kantonen Tessin und 
Graubünden sowie in der Innerschweiz zu gros
sen Schäden. 1993 machten Überschwemmun
gen im Wallis und im Tessin mit beträchtlichen 
Schäden in Brig und im Bleniotal Schlagzeilen. 
Noch ist in Erinnerung, wie diese Schadensbil
der damals zu unvorhergesehenen Hilfszahlun
gen aus spontanen Spenden seitens der Schwei
zer Bevölkerung führten. Auch die Unwetter 
vom Jahr 2000 betrafen vor allem das Tessin und 
das Wallis, die Zerstörung eines Dorfteils von 
Gondo ist als Symbolbild in  Erinnerung. 

Klar, die Schweiz ist nicht die Welt. Es gibt 
zahlreiche andere Regionen mit viel wilderen 
Klima und Wetterbewegungen, welche Wirt
schaft und Gesellschaft offenbar mit zuneh
mend höheren Schäden belasten. Die Grafiken 
auf Seite 29 geben die weltweit grössten be
kannten Schäden durch Hochwasser, Hitze und 
Kälte oder Dürre an. Betrachtet wird der Zeit
raum 1900 bis 2014; die jüngere Zeit scheint da
bei eine deutlich ungnädigere Periode zu sein   
als die früheren Jahrzehnte: Die meisten auf
geführten Schadenereignisse betreffen die 
 letzten zwanzig Jahre. Laut Angaben des 

 Rück versicherungskonzerns Swiss Re war der 
versicherungsmässig kos tenträchtigste Sturm 
bisher der Hurrikan «Katrina», der 2005 aus 
dem Golf von Mexiko über die Bahamas in die 
USA hineingezogen war und unter anderem 
Teile von New Orleans zerstört hatte; knapp 
1840 Tote und ein wirtschaftlicher Schaden von 
fast 79 Milliarden Dollar werden diesem Ereig
nis zugeschrieben. 

Die Kosten von «Lothar» und «Vivian»

Als zweitteuerste Naturkatastrophe mit einem 
Versicherungsschaden von knapp 37 Milliar
den Dollar gilt der Tsunami in Japan, der 2011 
unter anderem die Kernkraftwerke von Fuku
shima zerstört hat. Und mit über 18 500 Toten 
ist dieser Tsu nami unter den vierzig kosten
trächtigsten  Naturkatastrophen jene, die am 
meisten Menschenleben gekostet hat. Unten in 
dieser Liste tauchen auch die in der Schweiz er
lebten Stürme «Lothar» (1999) mit einem wirt
schaftlichen Schaden von gut 8 Milliarden Dol
lar und  «Vivian» (1990) mit einem Schaden von 
knapp 6 Milliarden Dollar auf. 

Ganz anders sieht die Reihenfolge freilich 
aus, wenn man die Zahl der Anzahl Todesopfer 
betrachtet. Mit rund 300 000 Toten war die 
Sturm und Flutkatastrophe in Bangladesch 
1970 das schlimmste registrierte Ereignis. An 
vierter Stelle kommt mit 220 000 Opfern der 
Tsunami, der nach dem Seebeben 2004 thailän

dische Ferienorte verwüstet hat. Dies verdeut
licht, dass die wirtschaftlichen Schäden eines 
Unwetters keineswegs eng mit der Lebens
bedrohung zusammenhängen. Die USA stehen 
bei der Messung von Unwetterschäden denn 
auch weit im Vordergrund. Ihre geografische 
Lage und die grossen Ebenen begünstigen die 
Bildung von Wirbelstürmen und führen zu 
 einer besonderen Stellung auf der globalen 
Schadenkarte. Die Stürme sind zahlreich und 
stark, und vor allem ziehen sie oft über wirt
schaftlich bedeutende und hochversicherte 
 Gebiete hinweg; entsprechend hoch fallen die 
Schäden und die versicherten Schäden aus.   
Laut Swiss Re machten die versicherten Schä
den durch solche Stürme zwischen 1980 und 
2014 jährlich im Durchschnitt 8 Milliarden 
 Dollar aus, seit 2008 übertreffe dieser Schnitt 
 jedoch 10 Milliarden Dollar, selbst im tornado
armen Jahr 2014. 

Sind die gestiegenen Schäden vor allem da
durch erklärbar, dass immer mehr Unterneh
men und Haushalte getroffen werden und 
 diese höher versichert sind? Nach der Ein
schätzung von Professor Peter Höppe, Chef 
Geo Risikoforschung beim Rückversicherer 
Munich Re, hat die Anzahl von wetterbeding
ten Naturkatastrophen seit 1980 fast um den 
Faktor drei zugenommen. Eine deutliche Zu
nahme und vor allem auch extremere Schwan
kungen gebe es auch bei den Schäden durch 

«Pro Jahr regnet es einmal den Bodensee»: Überschwemmungen in Berneck SG, Juli 2014.
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solche Ereig nisse. Der Schadentrend werde da
bei zwar vor allem durch die steigenden expo
nierten wirtschaftlichen Werte bestimmt. Stu
dien zeigten aber, dass schwere Gewitter in 
den USA und in Europa auch von den physika
lischen Daten her zugenommen hätten. 

Die Vorsicht wird grösser

Viele Fragen sind aber offen. Eines hingegen 
kann man dem Kollegen aus Bern sagen: Das 
Wetter ist nicht unberechenbar, es spielt nicht 
verrückt, vielmehr scheint es immer besser zu 
stehen um dessen Berechenbarkeit. Dieser 
Schluss drängt sich jedenfalls auf, wenn man 
die Entwicklungen im Versicherungswesen 
 betrachtet. Die Grafik unten rechts zeigt, dass 
die Absicherungen über sogenannte Katastro
phenbonds immer mehr Zuspruch erhalten. 
Bei solchen Anleihen verpflichtet sich ein 
 Geldgeber, beim Eintreten eines bestimmten, 
vorher genau beschriebenen Schadens mit die
sem Geld zum Finanzieren der Geschädigten 
beizutragen. Wenn das Schadenereignis nicht 
eintritt, erhält er das Geld plus Ver zinsung 
 zurück. Solche Investitionen zwingen zum 
 genauen Abwägen der Risiken. Mit oberfläch
lichen Informationen oder dem Schüren von 
Stimmungen würde man bei solchen Vor
haben allzu leichtfertig Geld aufs Spiel setzen. 

Und auch im Alltag beginnt sich das Kalku
lieren und Versichern auszubreiten. Wenn es 
um kleinere Wetterschwankungen geht, gibt 
es heute viele Unternehmer und Investoren, 
die starke Anreize haben, sich gründlich über 
Wettereinflüsse auf ihr Geschäft zu informie
ren und allenfalls Vorsorge zu treffen. Laut 
Schätzungen des USamerikanischen National 
Center for Atmospheric Research können nor
male Wetterschwankungen das Bruttoinland
produkt (BIP) der USA um 3,4 Prozent oder 

rund 500 Milliarden Dollar pro Jahr (fast eine 
Jahresleistung der Schweiz) nach oben oder 
unten drücken. Versicherer schreiben über 
80 Prozent der Verspätungen im Luftverkehr 
dem Wetter zu, und in der Landwirtschaft 
werden die Erträge durch normale Wetter
launen je nachdem um gut einen Zehntel nach 
oben oder unten bewegt. Hinzu kommen 
Branchen, die erst am Entstehen sind, wie die 
Herstellung von Windkraftanlagen oder 
 Solarkraftwerken, die fast mit ihrem ganzen 
Schicksal vom Wetter abhängig sind.

So können Firmen, deren Geschick auf 
 irgendeine Art dem Wetter ausgesetzt ist und 
die wirtschaftlich besser fahren, wenn sie sich 
im Voraus auf Schwankungen oder Verände
rungen von Temperatur, Wind, Sonnenschein 
oder Niederschlägen einstellen, beispielsweise 
bei einem Versicherer Zertifikate kaufen, die 
 ihnen bei ungünstigem Witterungsverlauf 
Ausgleichszahlungen versprechen. Pikant an 
diesen Absicherungsgeschäften ist die Tat
sache, dass nur das Erreichen der im Voraus be
stimmten Wetterkenngrösse für die Auszah
lung entscheidend ist; es muss also nicht einmal 
ein echter Schaden eintreten, um die Versiche
rungsentschädigung fliessen zu lassen. 

So gesehen, ermöglichen die Wetterderivate 
eine zunehmende Emanzipation vom Wetter 
durch Berechenbarkeit. Kurzfristige Wetter
prognosen werden denn auch immer aufwen
diger und laut Fachleuten genauer, Stürme las
sen sich im Entstehen und Entwickeln präzis 
verfolgen, und für Firmen und Institute lohnt 
es sich offenbar mehr und mehr, in das Erheben 
und Verarbeiten riesiger Datenmengen zu in
vestieren. Das tut nur, wer Berechenbarkeit und 
entsprechende Erfolge erwartet, nach dem 
Motto: «Mit dem Wetter etwas machen, statt 
nur etwas mit sich machen zu lassen».  g

Schockartige Auswirkungen: AareHochwasser im Berner MatteQuartier, August 2005.
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David Gibor hat es in den letzten Monaten zu 
Prominenz gebracht – indem er Prozesse ge
gen Prominente angestrengt hat, die womög
lich gegen das Antirassismusgesetz verstossen 
haben. So zum Beispiel gegen den Komiker 
Massimo Rocchi, der sich in einer Fernseh
diskussion vermeintlich antisemitisch äus
serte, gegen einen Zürcher Lokalpolitiker, der 
als «KristallnachtTwitterer» bekanntgewor
den ist, oder gegen die SVPVerantwortlichen 
des «Schlitzer»Inserats. Mit seinem Engage
ment hat der Anwalt die gesamte politische 
Rechte gegen sich aufgebracht, die ihm vor
wirft, einen Feldzug gegen die Meinungsäus
serungsfreiheit zu führen. Doch sein Vor gehen 
sorgt zuweilen bis ins linke Lager für Kopf
schütteln.

Gibor ist dem medialen Scheinwerferlicht 
keineswegs abgeneigt, immer wieder gibt er 
Zeitungen Interviews zu juristischen Fragen. 
Geht es um ihn selbst, um seine Motivation, 
gibt er sich aber zugeknöpft. Mehrere grosse 
Zeitungen haben ihn schon für ein Porträt an
gefragt, immer hat er abgelehnt. Ihm gehe es 
allein um das Strafrecht als Wissenschaft, er 
selbst sei dabei doch uninteressant, sagt er am 
Telefon. Und überhaupt, das Letzte, was er 
über sich lesen wolle, seien irgendwelche Kli
scheegeschichten wie: «Jüdischer Anwalt ver
teidigt Palästinenser». Er sei kein Robin Hood, 
der für die Entrechteten kämpfe, er habe auch 
keine politische Agenda, sondern sei wie jeder 
Anwalt grundsätzlich nur seinen Klienten ver
pflichtet, die ihn dafür bezahlten. Werde dies 
respektiert, so sei er zu einem Gespräch bereit.

Nur widerwillig lässt er sich einige Hin
weise zu seiner erstaunlichen Biografie ent
locken: Im sowjetischen Lettland geboren, 
emigrierte er mit seiner Familie Anfang der 
1970er Jahre nach Israel. Als kurz darauf der 
JomKippurKrieg ausbrach, wollten die 
Gross eltern, welche das Konzentrationslager 
überlebt hatten, in ein sichereres Land ziehen. 
Ein Teil der Familie verliess Israel in Richtung 
Berlin; und von dort zog ein noch kleinerer 
Teil später nach Basel, Gibor war da gerade 
acht Jahre alt. Der begabte Junge machte die 
Matura, studierte an der Universität Basel. Er 
spricht sechs Sprachen, sein Baseldeutsch 
tönt, als habe er nie woanders gewohnt. 

Wir treffen uns in einem Gartenlokal un
weit seiner Anwaltskanzlei Widmer Müller 
Gibor, die an bester Lage, am Zürcher Belle

vue, beheimatet ist. Ein repräsentatives Büro 
habe für ihn aber keine besondere Bedeu
tung, sagt er. «Ich bin primär Strafverteidi
ger, ein Grossteil meiner Klienten kommt da
her nicht zu mir, sondern ich muss zu ihnen.» 
Dass er in der Öffentlichkeit als Rassismus
Anwalt wahrgenommen wird und dass man 
ihm zuweilen vorwirft, er habe in den Diskri
minierungsklagen ein Geschäftsmodell ge
funden, sei völlig falsch. «Ich habe als Anwalt 
bisher etwa 400 Mandate und Prozesse ge
führt, und nur gerade sieben davon betrafen 
das Antirassismus gesetz. Da sind sogar mehr 
 Tötungsprozesse darunter», sagt er.

Masseneinwanderungsinitiative soll weg
Bekannt ist er allerdings wegen der Rassis
musklagen. «Dies hängt mit den Einzelfällen 
zusammen, in welche Personen des öffentli
chen Lebens involviert sind. Meine Überzeu
gung und meine Herkunft spielen in den Pro
zessen grundsätzlich keine Rolle», sagt er. 
«Ich identifiziere mich nicht mit den Klienten, 
die ich vor Gericht vertrete, sondern helfe 
 ihnen, die von der Rechtsordnung gewährten 
Grund und Verfahrensrechte durchzusetzen. 
Das gilt bei allen gleich, seien es Kapitalverbre
cher, seien es Rassismusgeschädigte.» Ob ihm 
ein Klient sympathisch sei oder nicht, dürfe 
keine Rolle spielen. «Der Anwalt als Partei
vertreter setzt sich zwar für seinen Klienten 
ein, ist aber selber nicht Partei.»

So neutral, wie er sich darzustellen ver
sucht, ist er aber doch nicht ganz. Mehrmals 
hat  Gibor mit grosser Leidenschaft öffentlich 
die AntirassismusStrafnorm verteidigt. Als  
er  einen ehemaligen SVPLokalpolitiker vor 
Gericht brachte, weil dieser beim Kurznach
richtendienst Twitter in einem unbedachten 
 Moment den Satz: «Vielleicht brauchen wir 
wieder eine Kristallnacht . . . diesmal für 
 Moscheen», veröffentlichte (und kurz darauf 
wieder löschte), war Gibor zwischenzeitlich 
gar Privatkläger, neben den zwei Muslimen, 
die er als Anwalt vertrat. «Das ergab sich aus 
einer Meinungsdifferenz zwischen dem ver
fahrensleitenden Staatsanwalt und mir. Ich 
war der Ansicht, dass im KristallnachtTweet 
auch eine antisemitische Komponente steck
te. Daher konstituierte ich mich ausnahms
weise als Privatkläger. Sowohl das Bezirks
gericht als auch das Obergericht stimmten 
mit mir überein. Nach dem erstinstanzlichen 

Urteil zog ich meine Parteistellung wieder zu
rück, weil sie nicht mehr nötig war.»

Partei ist er auch bei seinen Bemühungen, 
den Abstimmungsentscheid über die Massen
einwanderungsinitiative aufzuheben. Ge
meinsam mit dem Staatsrechtsprofessor 
 Tomas Poledna hat er eine Stimmrechts 
beschwerde eingeleitet. Da im Abstimmungs
kampf das Inserat mit der Aufschrift «Kosova
ren schlitzen Schweizer auf» eingesetzt wor
den sei, was inzwischen erstinstanzlich als 

Straftat eingestuft worden ist, frage sich, ob 
das knappe Stimmenmehr nicht rechtswidrig 
zustande gekommen sei. 

Kaum ein Experte räumt dem Anliegen, die 
Abstimmung für nichtig zu erklären, eine 
 reelle Chance ein. Weshalb macht man so 
 etwas? Wegen der Publizität? Um zu provo
zieren? Weil man halt doch eine politische 

Der Wortwächter 
Wird in der Schweiz jemand wegen Rassismus verklagt,  
steht meist der Anwalt David Gibor dahinter. Das Urteil gegen  
SVP-Vertreter wegen des «Schlitzer»-Inserats ist sein jüngster 
 Triumph. Mit Politik habe sein Engagement aber nichts zu tun, 
 beteuert er. Von Rico Bandle

«Ich bin nicht  
mandatiert, meine Klienten 
zu erziehen.»

Sympathie spielt keine Rolle: Anwalt Gibor (l.) mit                        SVPParteifunktionären Baltisser und Bär auf dem Weg zum Amtshaus in Bern.
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Agenda verfolgt? «Nein, Poledna und mir geht 
es nur um die staatsrechtliche Grundsatzfrage, 
ob unser direktdemokratisches System Rechts 
und Verfassungsbrüche im Rahmen von Initi
ativkampagnen hinnehmen soll.»

Gibor erweist sich als gewiefter Rhetoriker, 
der Freude an der verbalen Auseinanderset
zung hat. Während des ganzen dreistündigen 
Gesprächs beantwortet er jede Frage enga
giert, glasklar, ohne Zögern. «Es zählt das bes
sere Argument, auch vor Gericht. Oft ist die Be
weislage dürftig. Also bleibt nur der Kampf 
um Indizien und um Zweifel an der Schuld.» 
Dies habe SPNationalrat und Strafrechtspro
fessor Daniel Jositsch womöglich nicht hinrei
chend bedacht, als er in der Weltwoche (Nr. 12/15) 
geschrieben hat, die Anzeige beim «Schlitzer»
Inserat sei chancenlos. «In der Rechtswissen
schaft sollte man lieber nichts kategorisch aus
schliessen, sondern jede Möglichkeit in 
Erwägung ziehen.» Tatsächlich sind vor zwei 
Wochen die SVPParteifunktionäre Martin 
Baltisser und Silvia Bär erstinstanzlich wegen 
des «Schlitzer»Inserats zu bedingten Geld
strafen verurteilt worden. 

Seine Klienten bei den Rassismusklagen stehen 
zum Teil selbst in einem zweifelhaften Ruf. 
2012 vertrat Gibor bei einem Prozess gegen SVP
Politiker Ulrich Schlüer einen Mann palästi
nensischer Herkunft, der zuvor mit fragwürdi
gen Äusserungen gegenüber Homosexuellen 
aufgefallen war. Und der Privatkläger gegen 
den Komiker Massimo Rocchi, ein Basler Musi
ker, ist selber wegen Verstosses gegen die Ras
sismusStrafnorm erstinstanzlich verurteilt 
worden. Es zeigt sich: Wer bei solchen Fragen 
dünnhäutig ist, sich rasch in seinen Gefühlen 
verletzt fühlt, ist oft selbst nicht der toleran
teste Mensch. Gibor sieht darin kein Dilemma: 
«Ich bin nicht mandatiert, meine Klienten zu 
erziehen. Mein Mandatsvertrag ist fallbe zogen. 
Im Übrigen sehe ich keine Veranlassung, über 
meine Klienten zu sprechen.»

Strafrecht als moralischer Standard

Gibor gilt als hartnäckiger Anwalt, als einer, der 
gerne auf Konfrontationskurs geht. Hört man 
sich unter Zürcher Anwälten um, reagieren ei
nige mit Stirnrunzeln, wenn der Name Gibor 
fällt. «Zu ihm sage ich nichts, sonst werde ich 

auch noch verklagt», so eine Reak tion. Kürzlich 
liess Gibor gegen den Thur gauer Rechtsanwalt 
und SVPPolitiker Hermann Lei gleich mehrere 
Verfahren einleiten, weil dieser in der Schweizer-
zeit einen kritischen Artikel über ihn geschrie
ben hatte. Gibor fordert, der beanstandete Text 
müsse aus dem Netz entfernt werden, die noch 
auf der Redaktion vorhandenen Exemplare der 
Schweizerzeit seien zu vernichten. Zudem hat er 
ein straf und zivilrechtliches Verfahren gegen 
Lei eingeleitet. Die NZZ am Sonntag schrieb von 
einem «bizarren Justizstreit». Weshalb diese 
Aufregung? «Mein Ruhepuls ist stabil. Lei darf 
sich kritisch zu mir äussern, wenn ihn das er
füllt. Aber er soll der Wahrheit verpflichtet blei
ben und die Standesregeln beachten.»

Erwachsene Menschen, so würde man meinen, 
müssen doch nicht jede Auseinandersetzung 
vor Gericht austragen, schon gar nicht, wenn es 
um Gesinnungsäusserungen geht. Wer sich 
zum Beispiel auf ungebührliche Weise rassis
tisch äussert, wird von der Gesellschaft geächtet. 
Reicht das nicht aus? «Hat es denn bisher ausge
reicht, um Millionen Unschuldige vor Verfol
gung, Unterdrückung und Mord zu schützen? 
Wem die Schreckensbilanz des Faschismus vor 
Augen steht, der müsste nach menschlichem Er
messen für alle Zeiten gegen solche Ideologien 
immun sein. Die jüngsten Rassismusberichte in 
Europa und auch in der Schweiz geben indes 
sehr wohl Anlass zur Besorgnis.» 

Geht es ums Grundsätzliche, kommt Gibor 
richtig in Fahrt. «Bei der Rassendiskriminie
rung geht es nicht um Gesinnung, sondern um 
öffentlich verübte Straftaten, um Hetze, Aus
grenzung und Menschenverachtung. Genau 
genommen aber auch um Vorbereitungshand
lungen zu Gewaltverbrechen. Wort, Schrift 
und Bild stehen am Anfang jeder unheilvollen 
Entwicklung. Hält man diese nicht auf, ster
ben Menschen.» 

Dass es Bestrebungen gibt, die Antirassis
musStrafnorm wieder aufzuheben, hält er für 
fatal. Er findet, das Strafrecht habe sich zu 
 einem moralischen Standard etabliert: «Schon 
die blosse Existenz einer Strafandrohung 
dürfte Einfluss auf die Wertvorstellungen und 
die Verhaltensweisen der Bevölkerung haben. 
Eine rechtsstaatliche Kultur wie die unsrige 
bleibt darauf angewiesen, dass sie Werte und 
Unwerte klar benennt. Entfällt die Norm, so 
entsteht der Eindruck, Rassismus sei auch 
 sozialethisch nicht mehr zu missbilligen.» 

Glaubt er tatsächlich, Rassismus lasse sich 
mit einem Verbot eliminieren? «Nein, ein Ver
bot allein reicht natürlich nicht», sagt er. Aber 
das gelte ja für jedes Unrecht, vom Mord bis 
zum geringfügigen Diebstahl.  g

«Zu Gibor sage ich nichts, sonst 
werde ich auch noch  verklagt», 
sagt ein Anwaltskollege.

Sympathie spielt keine Rolle: Anwalt Gibor (l.) mit                        SVPParteifunktionären Baltisser und Bär auf dem Weg zum Amtshaus in Bern.
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Kathy Riklin regte sich auf. «Herr Bundesrat», 
schnaubte die CVP-Nationalrätin aus Zürich, 
«ich verstehe nicht, wieso Sie diese Motion an-
nehmen wollen.» Der Vorstoss der SVP-Frak-
tion hielt eigentlich nur fest, was die Aussen-
politische Kommission (APK) des Nationalrats 
an ihrer Sitzung vom 22. Oktober 2013 entschie-
den hatte, ohne dass sich Bundesrat Didier 
Burkhalter dagegen gewehrt hatte. Die Landes-
regierung hatte denn auch am 26. Februar 2014 
Zustimmung empfohlen – gut zwei Wochen 
nach der Abstimmung über die Masseneinwan-
derungsinitiative. Wie die Regierung dazu 
komme, ging  Kathy Riklin den Aussenminister 
an: «Das war eine chaotische Sitzung, und die 
Entscheide entsprechen eigentlich nicht jenen 
einer reflektierten APK-Sitzung.»

Der Mangel an ordentlicher Reflexion lag für 
die Wortführerin der CVP wohl daran, dass sie 
selber nicht an der Sitzung in Genf teilgenom-
men hatte. SVP-Mann Roland Rino Büchel 
 fragte deshalb den Aussenminister: «Können 
Sie bestätigen, dass es eine ganz gute und abso-
lut nicht chaotische Sitzung war?» Das tat 
 Didier Burkhalter denn auch lächelnd. «Wenn 
man es chaotisch findet, dass alle sich ausdrü-
cken können, dann war diese Sitzung in der Tat 
chaotisch», belehrte er die Zürcher Mittelschul-
lehrerin. «Wenn man es aber für chaotisch hält, 
dass man einander nicht zuhört, dann war diese 

Sitzung überhaupt nicht chaotisch. Wir haben 
uns perfekt zugehört und manchmal sogar ver-
standen.»

Worum ging es überhaupt? In den letzten 
Monaten warfen vor allem linksdrehende 
 Politiker und Journalisten den Bürgerlichen 
vor, sie wollten sich vor den Wahlen um eine 
Diskus sion über das Verhältnis der Schweiz zur 
EU drücken; SP-Präsident Christian Levrat 
schimpfte gar, FDP und CVP blockten eine De-
batte im Parlament ab. Doch letzte Woche, in 
der Sondersession des Nationalrats, fand diese 
Debatte unverhofft statt. Seither ist eigentlich 
alles klar – aber das ist der SP auch nicht recht.

An ihrer Sitzung im Herbst 2013, beim Bera-
ten des Mandats für die Verhandlungen über 
ein Rahmenabkommen mit der EU, legte die 
Aussenpolitische Kommission «strategische 
Positionen zum Verhältnis der Schweiz zur 
 Europäischen Union» fest, zumeist mit über-
raschend deutlichen Mehrheiten. «Es ist be-
deutungsvoll, dass das Parlament und der Bun-
desrat und hernach vor allem die Verwaltung 
diese Positionen zur Kenntnis nehmen und ver-
innerlichen», meinte die SVP-Fraktion; deshalb 
hielt sie die Beschlüsse in ihrer Motion fest, «so 
dass in Fragen der schweizerischen Souveräni-
tät allseits Klarheit herrscht».

Der Bundesrat teile die Positionen, sagte Di-
dier Burkhalter, als der Nationalrat die Motion 

eineinhalb Jahre nach der Einreichung endlich 
beriet: «Und wir haben diese Position auch der 
EU mitgeteilt.» Ebenso klar war die Haltung 
des Parlaments, die Abstimmung über die ein-
zelnen Punkte lässt keine Frage offen:

1 _ Der EU ist unmissverständlich darzulegen, 
dass die Schweiz ein von der EU unabhängiger 
Staat ist. Die Schweiz will der EU weder auf di-
rektem noch auf indirektem Weg beitreten (112 
Ja gegen 78 Nein, geschlossen SP, GP, GLP, BDP; 
von CVP/EVP: de Buman, Lohr, Meier-Schatz, 
Neirynck, Riklin, Schmid-Federer, Streiff, FDP: 
Markwalder).
2 _ Die Schweiz unterhält mit der EU Bezie-
hungen auf vertraglicher Ebene, insbesondere, 
um den gegenseitigen Marktzutritt zu erleich-
tern. Aber die Schweiz ist nicht Mitglied des 
euro päischen Binnenmarktes und hat auch 
nicht die Absicht, dies zu werden (110 Ja gegen 
75 Nein, geschlossen SP, GP, GLP, BDP; von CVP/
EVP: Meier-Schatz, Neirynck, Riklin, Schmid-
Federer, FDP: Markwalder).
3 _ Die Schweiz schliesst keine Verträge ab, 
welche ihre Souveränität generell rechtlich 
oder faktisch einschränken. Insbesondere kann 
und wird sich die Schweiz nicht verpflichten, 
das zukünftige EU-Recht in heutigen oder in 
zukünftigen bilateralen Verträgen automatisch 
zu übernehmen und sich der EU- oder der 
EWR-Gerichtsbarkeit zu unterstellen (97 Ja ge-
gen 91 Nein, geschlossen SP, GP, GLP, BDP; von 
CVP/EVP: Amherd, Bulliard, de Buman, Hum-
bel, Lohr, Meier-Schatz, Müller-Altermatt, Nei-
rynck, Riklin, Schläfli, Schmid-Federer, Schnei-
der-Schneiter, Streiff, FDP: Markwalder).
4 _ Das Beitrittsgesuch der Schweiz zur EU 
wird als gegenstandslos betrachtet (121 Ja gegen 
48 Nein von SP, GP, GLP, CVP/EVP: Amherd, de 
Buman, Meier-Schatz, Neirynck, Riklin, 
Schmid-Federer).

Fazit: Der Nationalrat und wohl auch der Stän-
derat, der die Motion später berät, halten an der 
Eigenständigkeit der Schweiz fest und wehren 
sich gegen eine weitere Annäherung an die EU. 
Das war allzu klar für jene, die eine Europa- 
Debatte fordern: Die Deutschschweizer Medien 
gingen kaum auf die Positionen ein, die West-
schweizer Blätter schrieben lieber über eine 
 SP-Motion, die «die Partnerschaft mit Europa 
 sicherstellen» will. Und Le Temps fand einen wel-
schen Freisinnigen, der anonym gestand, die 
klare Haltung der FDP sei «Wahlkampftaktik»: 
Sie wolle einfach die SVP nicht verärgern. g

Allseits Klarheit
Die Parteien drückten sich vor den Wahlen um eine EU-Debatte, schimpfen Kritiker. Dabei steht  
spätestens seit einer Diskussion des Nationalrats letzte Woche fest: Die Schweiz wehrt sich gegen  
eine weitere Annäherung. Von Markus Schär

«Wir haben uns manchmal sogar verstanden»: Aussenminister Burkhalter.
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Vor Jahren kannte ich einen jordanischen Jour
nalisten, der – wie die meisten seiner arabischen 
Berufskollegen – gründliche Recherche und be
legbare Fakten bestenfalls als unverbindlichen 
Zierrat, wenn nicht als störendes Hindernis 
empfand. Seine Überzeugung pflegte er mit 
entwaffnender Ehrlichkeit darzulegen: «Ich 
weiss, dass die Geschichte nicht stimmt. Aber es 
ist eine gute Geschichte.»

Die professionellen und ethischen Grund
sätze im Schweizer Journalismus sind fraglos 
auf höherem Niveau. Doch bei manchen The
men scheint auch hier die Versuchung gross, 
sich die schöne Geschichte nicht von lästigen 
Fakten kaputtmachen zu lassen. Ein solcher 
Dauerbrenner sind die vermeintlichen Leiden 
der Deutschen, die dazu verurteilt worden 
 seien, Tag für Tag zusammen mit biestigen Eid
genossen schaffen zu müssen – sei es an der 
 AldiKasse, im Redaktionsbüro, im Spital oder 
in der Teppichetage eines SMIUnternehmens.

Kaum ein zweites Thema wird begieriger 
aufgegriffen, reportiert und kommentiert, 
nur um anschliessend zuverlässig von deut
schen Medien übernommen und durchgekaut 
zu werden, bevor man sich dann abermals in 
der Schweiz über die selbstverständlich völlig 
überzogene Reaktion aus dem Nachbarland 
empören kann. Nicht auszuschliessen ist auf 
deutscher Seite ein klammheimliches maso

chistisches Vergnügen, weil man endlich mal 
Opfer und nicht  immer nur Täter ist. Auch 
wenn es zahllose Beispiele glücklicher und zu
friedener Deutscher im helvetischen Arbeits 
und Freizeitalltag gibt: Was nicht sein darf, 
das kann nicht sein. Bewegt beklagt man das 
tragische Schicksal der Teutonen. Tatsächlich 
verbirgt sich dahinter oft eine Mischung aus 
Scheinheiligkeit und Schadenfreude: Selber 
schuld – warum seid ihr hierhergekommen?

«Das Leiden unserer Nachbarn»

Dabei erliegen die Journalisten zwei Trug
schlüssen: Zum einen handelt es sich um keine 
Schweizer Debatte, ja nicht einmal um eine 
deutschschweizerische Diskussion, sondern 
ausschliesslich um eine Zürcher Spezialität. In 
Bern, Basel oder St. Gallen sieht man die Anwe
senheit deutscher Mitarbeiter wesentlich ent
spannter. Dort scheinen sie auch nicht so sehr 
unter den gefühlskalten Schweizern zu leiden.

Zum anderen gibt es keine belegbaren Bewei
se, dass die These auch tatsächlich stimmt. Das 
gilt ebenso für jene Studie, welche die Wiener 
Wirtschaftsuniversität kürzlich gemeinsam 
mit der Universität St. Gallen erstellte und die 
vor ein paar Tagen den üblichen Sturm in den 
Zürcher Blättern und Sendern entfachte: «Das 
Leiden unserer Nachbarn», titelte Watson, 
«Deutsche tun sich hier noch immer schwer», 

sekundierte 20 Minuten, auch der Tages-Anzeiger 
sorgte sich um die «Germanen in der Eidgenos
senschaft»: «Neue Zahlen zeigen, woran die 
Deutschen hierzulande am meisten leiden.»

Viel kann es nicht sein, wenn man die Studie 
aufmerksam und ohne Vorurteil liest. Ja, man
che fühlten sich in Geschäften, Restaurants 
und anderswo schlecht und unhöflich behan
delt. Als vermutete Gründe konnten die Pro
banden mehrere Möglichkeiten ankreuzen: 
Gewicht, Aussehen, Körpergrösse, Alter – oder 
Nationalität. Da muss man schon sehr para
noid sein, um anzunehmen, dass ein Kellner 
seinen Zorn über einem Gast ablädt, weil der 
ein Zwerg und übergewichtig ist, und nicht, 
weil er «jetzt aber mal zack, zack ein Bier 
kriegt». Hinzu kommt: Wer sucht schon die 
Schuld bei sich persönlich, wenn er sie einer 
übergeordneten Gruppe zuschieben kann, der 
man zufälligerweise angehört?

Die überwiegende Mehrheit der Deutschen 
freilich, und das belegt sogar die Studie, fühlen 
sich nicht ausgeschlossen, verfolgt, gedemütigt 
oder verspottet. Nur zwei Prozent versuchen zu 
verbergen, dass sie Deutsche sind, 81 Prozent 
tun das nie. (Es würde ihnen vermutlich auch 
gar nicht gelingen.)

Nur auf den ersten Blick widersprüchlich ist 
eine Zahl, mit der die Deutschenfeindlichkeit 
bewiesen werden soll: 70 Prozent gaben an, sich 
etwas, stark oder sehr stark fremd in der 
Schweiz zu fühlen. Erstaunlicherweise gab  eine 
fast gleich grosse Zahl an, sich in der Schweiz 
willkommen zu fühlen. Das ist kein Gegensatz. 
Sich fremd zu fühlen, muss kein Nachteil sein. 
Eine fremde Kultur – und darum handelt es 
sich bei den Deutschen in der Schweiz allemal 
– kann als abwechslungsreich, stimulierend 
und grundsätzlich positiv empfunden werden 
– gerade weil man weiss, dass man nie wirklich 
dazugehören wird. Nur wer im Gastland nicht 
akzeptiert, von Kollegen geschnitten und ge
mobbt wird, der leidet wirklich.

Aber das ist keine Besonderheit von Deut
schen in der Schweiz. Das ergeht dem Schwei
zer, der in Berlin, Bordeaux oder Birmingham 
sein Brot verdient, ganz genauso. Ebenso wie 
dem Vorarlberger Pendler in Buchs und St. Mar
grethen oder dem französischen Uhrenarbeiter 
in Genf oder in Neuenburg.

Ganz zu schweigen von einem Berner, den es 
in ein Zürcher Grossraumbüro verschlagen hat. 
Dabei kann der noch von Glück sagen. Er muss 
nur einmal einen Basler fragen. Wo bleiben die 
einschlägigen Studien? g

Deutscher Phantomschmerz
Die vermeintlichen Leiden der Deutschen, die dazu verurteilt worden sind, Tag für Tag mit biestigen 
 Eidgenossen schuften zu müssen, sind ein medialer Dauerbrenner. Doch der Realität halten weder die 
 zahllosen Storys noch neue Studien stand. Von Wolfgang Koydl

Sich fremd zu fühlen, muss kein Nachteil sein.
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Über 3 Millionen Mal wurde der Präventions
spot der Lausanner Polizei innert einer Woche 
angeklickt. Das ist in der Kategorie «Präven
tion» Weltrekord. Zu sehen ist im Sechzig 
SekundenSpot ein diabolischer Dandy, der 
 erklärt, wie man sich aus dem Leben zaubern 
kann. Nämlich indem man während des Lau
fens mit Kopfhörern Musik konsumiert und 
aufs Smartphone schaut. Zu sehen ist denn 
auch ein schrecklicher Unfall auf einem Fuss
gängerstreifen, der auf der Tonebene mit lau
tem Geschrei von Schauspielerinnen unter
malt wird. Als langjähriger Fernsehmacher 
darf ich sagen, dass das Video von der Machart 
her höchsten Ansprüchen genügt. Als Präsi
dent der Vereins Fussverkehr Kanton Bern be
grüsse ich den Präventionsspot ebenfalls.

Mit voller Wucht

Denn die im Video angesprochene Gefahr, die 
Ablenkung durch «Texting while walking», 
ist ein neues Phänomen, das leider schon zu 
vielen Unfällen mit Schwerverletzten und To
ten geführt hat. In den USA liess man 138 Col
legeStudentinnen und Studenten Strassen 
queren. Dazu mussten sie entweder telefonie
ren, Musik hören oder Texte in ihr Smart
phone eintippen. Das Resultat zeigt, dass die 
«Texting while walking»Studenten viel öfter 
in virtuelle Unfälle verwickelt werden als mu

sikhörende oder telefonierende. Eine Beob
achtungsstudie zeigt zudem, dass rund sieben 
Prozent aller Leute, die eine Strasse queren, 
Texte in ihr Handy schreiben. Ich mache es 
auch. Und seien Sie ehrlich, Sie gehören ab und 
zu auch zu diesen sieben Prozent. 

Vorgestern warf ich während des Velofah
rens einen kurzen Blick auf mein Handy, um 
den Anrufer zu eruieren. Eine Frau öffnete we
nige Meter vor mir unachtsam die Fahrertür 
ihres parkierten Autos. Der Zusammenprall 
zweier Unachtsamer konnte nur mit viel 
Glück verhindert werden. Auch glimpflich 
ausgegangen ist ein Zusammenstoss in der 
Berner Bahnhofshalle zwischen mir und einer 
jüngeren Frau, welche seitlich aus einer Tür
öffnung eines Ladenlagers gelaufen kam. Ich 
war am «Texting while walking» und prallte 
mit voller Wucht in sie. Sie blieb glücklicher

weise unverletzt, mein Smartphone erlitt To
talschaden. 

Dass es ein solches Präventionsvideo braucht, 
dürfte also unbestritten sein. Bleibt die Frage: 
Darf man das? Darf die Lausanner Polizei in 
 dieser sarkastischen Art und Weise und mit der 
Zurschaustellung eines tödlich endenden Un
falls Prävention betreiben? Ich persönlich bin 
klar der Meinung: Sie darf das. Ich habe selber 
Kinder im SmartphoneAlter. Sie haben dieses 
Video gesehen und in der Schule unter sich auch 
diskutiert. Wer heute Jugendliche erreichen 
will, muss ab und zu brachial vorgehen und Ide
en kreieren, welche im medienüberfluteten Zeit
alter aus der breiten Masse herausragen. Das 
 Video ist, wie eingangs erwähnt, ein Quotenhit. 
Allein auf der NewsPlattform von 20 Minuten 
wurde es 1,7 Millionen Mal angeklickt. 

Doch nicht nur in der Schweiz, auch im Aus
land ist der Spot ein Renner. Mehrere Leitme
dien in verschiedenen Ländern haben promi
nent darüber berichtet. So wurde das Video 
etwa von der italienischen Zeitung Corriere del-
la Sera, vom französischen Fernsehsender TF 1 
und auch von der Tageszeitung Le Figaro ins In
ternet gestellt. Gemäss den Kommentaren 
nicht zuletzt auch deshalb, weil das Problem 
des «Texting while walking» anerkannt wird. 
Im Moment fehlen verlässliche Angaben über 
Unfälle zum Thema. Auch in der Schweiz gibt 

es noch keine Statistik über die Anzahl «Tex
ting while walking»Unfälle. Fakt ist, dass in 
der Schweiz im Vergleich zu andern europäi
schen Ländern viel mehr Strassenverkehrsun
fälle mit Fussgängern registriert werden. 1300 
schwerverletzte Fussgängerinnen und Fuss
gänger gibt es in der Schweiz jährlich. Noch 
immer sterben in der Schweiz jedes Jahr rund 
zwanzig Menschen auf Fussgängerstreifen.

Entwicklungsland Schweiz

In den skandinavischen Ländern ist die Zahl 
der Unfallbetroffenen nach Einführung von 
rigorosen Sicherheitsmassnahmen rund um 
die Fussgängerstreifen massiv gesunken. So 
gibt es mittlerweile Jahre, in denen in Schwe
den, Norwegen und Finnland keine einzige 
Person auf einem Fussgängerstreifen stirbt. 
Die Schweiz ist punkto Fussgängersicherheit 
immer noch ein Entwicklungsland. Da bin ich 
froh, dass solche Videos wie jenes der Lausan
ner Polizei die Leute wachrütteln. Ganz beson
ders, wenn es die Jugendlichen anspricht. Ich 
hoffe, dass auch in der Schweiz die Anzahl der 
Fussgängerinnen und Fussgänger, welche den 
Unfalltod erleiden, rasch abnehmen wird.

Schock-Video mit Botschaft
Ein brachialer Kurzfilm der Lausanner Polizei zeigt die Gefahren des Mobiltelefons beim Betreten   
eines Fussgängerstreifens. Die sarkastische Zurschaustellung eines tödlichen Unfalls gibt zu reden.   
Haben die Polizeibehörden wirklich klug gehandelt? Von Matthias Aebischer

Internationaler Quotenhit: Präventionsfilm der Lausanner Polizei.

Alleine auf der NewsPlattform 
von 20 Minuten wurde das Video 
1,7 Millionen Mal angeklickt.

Matthias Aebischer ist seit 2011 SP-Nationalrat.  
Davor war er Redaktor, «Tagesschau»- und  
«Club»- Moderator beim Schweizer Fernsehen.
Video abrufbar unter: weltwoche.ch/polizei
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hatte die Konsequenz, dass wir auf dem 
Transfermarkt viele Spieler ver loren und 
zu einem Neuaufbau gezwungen wurden. 
Dank der hervorragenden Nachwuchsab
teilung und einer klugen Transferstrategie 
können wir uns in der Spitzengruppe hal
ten. Jetzt geht es darum, die Mannschaft 
auf hohem Niveau zu stabilisieren und zu 
konsolidieren. 

Der Schatten der Vergangenheit ist in Mön-
chengladbach lang. Fünf Meisterschaften 
in den siebziger Jahren, die Uefa-Pokal siege 
1975 und 1979, das sagenumwobene 7:1 
 gegen Inter Mailand 1971 im annullierten 
«Büchsenwurfspiel» und drei deutsche 
 Pokalsiege, der letzte 1995. Sie spielen auch 
gegen die alten Erfolge. Stört Sie das?

So ist der Fussball – das gehört zum Wesen 
dieses Sports. Die Fans träumen  gerne von 

der erfolgreichen Vergangenheit, ja verklä
ren sie. Das war in Zürich nicht anders. Was 
haben die Fans nicht immer von den alten 
Helden Köbi Kuhn, Fritz Künzli oder Karl 
Grob geschwärmt! Daraus nahmen sie ihre 
Hoffnung auf bessere Zeiten. Als wir 2006 
Schweizer Meister wurden, lag der letzte 
 Gewinn des nationalen Championats 25 Jah
re zurück. Bei allen Träumereien ist es aber 
entscheidend, dass der Trainer und die Spie
ler auf dem Boden der Realität bleiben.

Die temporeiche und offensive Spielweise 
von Borussia Mönchengladbach erinnert 
tatsächlich an die siebziger Jahre . . .

. . . ohne zu kämpfen, kann man in der Bun
desliga nicht gewinnen. Uns fällt das Siegen 
nie leicht, dafür ist die Leistungsdichte zu 
gross. Bayern München steht über allem – 
mit ganz anderen finanziellen Möglichkei
ten als wir. Aber auch Klubs wie Dortmund, 
Leverkusen, Wolfsburg oder Schalke kämp
fen mit längeren Spiessen. Doch gerade die 
Hinrunde von Borussia Dortmund macht 
deutlich, wie schmal der Grat ist, auf dem 
man sich in dieser Liga bewegt.

«Man spricht wieder mit Respekt von der  Borussia»:   Trainer Favre.

«Die Koffer stets  
griffbereit»
Lucien Favre ist der erfolgreichste Schweizer Fussballtrainer der  
Gegenwart. Als er 2011 Borussia Möchengladbach übernahm, war  
der traditionsreiche Klub am Ende. Heute gehören seine Fohlen zu  
Europas Spitze. Ein Gespräch über seine Anfänge, seine Vorbilder  
und das Leben nach der Bundesliga. Von Thomas Renggli

«Ich wusste am Anfang nicht,  
ob ich wirklich Trainer werden 
wollte.»

Bayern München spielt mit einem Budget 
von zirka 530 Millionen Euro finanziell in 
einer eigenen Liga. In Mönchengladbach 
würde der Betrag für ungefähr vier Saisons 
reichen. Ist diese unterschiedliche Aus-
gangslage gelegentlich frustrierend?

Nein, eher motivierend. Wie gesagt: Geld 
ist nicht alles. Würden allein die finan
ziellen Möglichkeiten entscheiden, wäre 
Bayern München als Meister jedes Jahr 
 gesetzt. Doch 2009 gewann Wolfsburg den 
Titel, 2011 und 2012 siegte  Borussia Dort
mund. Fussball ist eine Rechnung mit 
vielen Unbekannten. 

Trotzdem werden die Grossen immer grös-
ser und reicher – und die Top-Ligen in ganz 
Europa mehr und mehr zu Zweiklassen-

Herr Favre, Sie sind im Waadtländer Dörf-
chen Saint-Barthélemy auf einem Bau-
ernhof aufgewachsen. Wie sehr prägte Sie 
Ihre Herkunft?

Die Herkunft prägt jeden Menschen – und 
ich habe fantastische Erinnerungen an 
 meine Kindheit. Ich bin in einfachen Ver
hältnissen gross geworden und bin sehr 
 naturverbunden. Der Sport spielte schon 
damals eine zentrale Rolle. Ich erinnere 
mich, wie wir im Dorf Ski gelaufen sind 
und auf den gefrorenen Weihern und Flüs
sen Eishockey gespielt haben. Und natür
lich war da der Fussball: Mit meinen Schul
freunden habe ich jede freie Minute auf 
der Strasse gekickt. Das war ein ganz ande
res Leben, in einer ganz anderen Zeit – vor 
fast einem halben Jahrhundert. 

Kann man die Arbeit auf einem Bauern-
hof mit derjenigen in einem Fussballklub 
vergleichen?

(Lacht) Das ist ein ganz schwieriger Ver
gleich. An beiden Orten muss man früh 
aufstehen und hart arbeiten. Ohne Leiden
schaft und Hingabe geht nichts. Der Beruf 
ist an beiden Orten eine Berufung. Aber wo 
muss man heute nicht hart arbeiten? Der 
Konkurrenzkampf ist in jedem Job gross. 
Überall muss man sich weiterentwickeln 
und stetig verbessern wollen. Wer keinen 
Spass an der Weiterentwicklung und keine 
Freude an der Arbeit hat, bleibt stehen. 

Die Zeit beschrieb Sie als «Fohlenflüste-
rer» – in Anlehnung an den Spitznamen 
Mönchengladbachs: die «Fohlenelf». Ehrt 
Sie das?

Es zeigt mir, dass ich mit dem Klub iden
tifiziert werde – und wie schnell die Zeit 
vergeht. Ich habe meine Arbeit in Mön
chengladbach im Februar 2011 angetre
ten,  stehe also in meinem fünften Jahr. 
Als ich den Klub übernahm, lagen wir am 
Tabellen ende, waren mit nur 16 Punkten 
nach 22 Spielen quasi klinisch tot. Die 
Rettung in der Rückrunde war ein Schlüs
selerlebnis. Sie besass schon fast die Be
deutung eines Titelgewinns und löste 
 eine wahre Euphorie aus. In der folgen
den Saison übertrafen wir mit dem vier
ten Platz alle Erwartungen. Der Erfolg 
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«Man spricht wieder mit Respekt von der  Borussia»:   Trainer Favre.

gesellschaften. Wie kann dieser Trend 
 gestoppt werden?

Diese Entwicklung ist auf die Champions 
League zurückzuführen, in der die gröss
ten Geldsummen zu gewinnen sind. 
Letztlich sind es oft die gleichen Klubs, 
die diese Prämien unter sich ausmachen. 
Deshalb wäre es für uns ein ganz wichti
ger Schritt, wenn wir uns für die Champi
ons League qualifizieren könnten. Der 
Einzug in die Königsklasse würde uns 
sportlich und wirtschaftlich auf ein neues 
Niveau heben.

Wie kann ein Klub wie Borussia Mönchen-
gladbach angesichts der wirtschaftlichen 
Übermacht der Bayern konkurrenzfähig 
bleiben?

Ausbildung und TalentScouting sind unsere 
einzigen Möglichkeiten, mit den wirtschaft
lich potentesten Klubs mitzuhalten. Eigent
lich möchte ich noch konsequenter auf eige
ne Junioren setzen, als wir das eh schon tun. 
Das muss unser Weg sein – und er wird es 
sein. Und dann geht es darum, die Mann
schaft zusammenzuhalten. Aber  natürlich ist 
das sehr schwierig. Denn mit  jedem Erfolg 
wachsen die Begehrlichkeiten und Einflüsse 
von aussen. Aber auch in dieser Beziehung 
würde uns die ChampionsLeagueTeilnah
me in die Karten spielen. Wir hätten quasi 
 einen neuen Trumpf in der Hand.

Gisela Weisweiler – die Witwe des unver-
gesslichen Hennes Weisweiler – hat in 
 einem Zeitungsinterview unlängst gesagt: 

«In Lucien Favre erkenne ich meinen Mann 
wieder.» Was sagen Sie dazu?

Ich bedanke mich für dieses Kompliment. 
Ich kann mich gut an Herrn Weisweiler aus 
 seiner Zeit bei den Grasshoppers erinnern. 
Ich spielte damals bei Servette. GC zelebrier
te  einen schönen, attraktiven Fussball. Weis
weiler stand für das kreative und intelligen
te Spiel. Er schlug mich für die Wahl zum 
Fussballer des Jahres 1983 vor. Das behalte 
ich immer in bester Erinnerung. (Schmunzelt)

Gibt es für Sie Vorbilder im Trainergeschäft?
Weisweiler ist definitiv ein Vorbild. Mit sei
ner Art, Fussball spielen zu lassen, war er der 
Zeit voraus. In Mönchengladbach ist er Teil 
der Klubgeschichte und des öffentlichen Kul
turguts. An ihm kommt niemand vorbei. ›››
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Sie blieben in den ersten achtzehn Spielen 
dieser Saison ungeschlagen und knackten 
damit einen Uralt-Rekord aus der Weiswei-
ler-Ära (1970/71). Was bedeutet Ihnen das?

Es bestätigt mir, dass wir auf gutem Weg 
sind, dass wir schon eine erstaunliche Kon
stanz erreicht haben, in einer Liga notabe
ne, in der der Konkurrenzkampf sehr gross 
ist. Wenn Klubs wie der Hamburger SV oder 
der VfB Stuttgart – beides ehemalige Meis
ter – in den Abstiegskampf involviert sind, 
sagt das alles über die Leistungsdichte.

Wie wichtig ist es für Sie, schönen Fuss-
ball zu zeigen?

Selbstverständlich zählt am Schluss in 
erster Linie der Erfolg. Der Weg dorthin 
ist wie das Zusammensetzen eines kom
plizierten Puzzles. Die defensive Basis 
muss solid sein, die Laufwege der Spieler 
müssen abgestimmt sein. Um schönen 
Fussball zu  zeigen, braucht es Solidarität 
und mannschaftliche Geschlossenheit bei 
individueller Klasse auf jeder Position. 
Der Schlüssel dazu liegt in einem konti
nuierlichen Aufbau und einem nachhalti
gen Entwicklungsprozess. Nur wenn die 
Mannschaft eine gewisse Zeit zusammen
bleibt, ist dieser schöne Fussball möglich. 
In Zürich war das der Fall. 

Was bedeuten Ihnen Zuneigung und 
 Akzeptanz der Fans?

Sie sind sehr wichtig, weil sie Wertschät
zung und Respekt ausdrücken. Letztlich ist 
die öffentliche Begeisterung auch ein Nähr
boden des Erfolgs. In Zürich konnten wir 
die Publikumszahlen kontinuierlich stei
gern, bis in den fünfstelligen Bereich. In 
Mönchengladbach befinden wir uns in 
 einer ganz anderen Ausgangslage – mit 
 einem fantastischen Stadion und einem 
Durchschnitt von über 50 000 Zuschauern. 
Unglaublich! Mönchengladbach hat sich in 
den letzten Jahren wieder zu einer sehr 
 guten Adresse entwickelt – mit einer Aus
strahlung über die Landesgrenzen hinaus. 
Man spricht wieder mit Respekt von der 
 Borussia als internationaler Marke. Das 
macht mich stolz.

Als Fussballer waren Sie ein Künstler, der 
vor allem von seinen technischen Fähig-
keiten lebte. Als Trainer gelten Sie als akri-
bischer Schaffer, der am Morgen als Erster 
auf dem Trainingsplatz ist – und am Abend 
als Letzter geht. Ist dies kein Widerspruch?

Was Sie sagen, ist nicht die ganze Wahrheit. 
Ich trug als Fussballer zwar die Nummer 10 
und war technisch gut. Aber gleichzeitig 
bin ich viel gelaufen und habe konsequent 
an meiner Physis gearbeitet. Ohne Kondi
tions und Krafttraining hätte ich kaum 
dieses Niveau erreicht. Im Zentrum stand 
und steht für mich aber immer der Ball. 
Wenn mir ein Ball über den Weg rollt, kann 
ich nicht anders, als ihn zu kicken. 

Minutiös sind Sie auch Ihre Trainerkarriere 
angegangen. Sie begannen in Echallens in 
der ersten Liga. Dann ging es Schritt für 
Schritt aufwärts – Yverdon (Aufstieg in die 
Nationalliga A), Servette (Cup-Sieg), FC Zü-
rich (zweimal Meister/Cup-Sieger), Hertha, 
Borussia Mönchengladbach. Lässt sich eine 
Trainerkarriere planen?

Jein. Ich wusste am Anfang nicht, ob ich wirk
lich Trainer werden wollte, und habe mich 
kontinuierlich an die Aufgabe herangetastet. 
In Echallens begann ich 1991 als Assistent der 
CJunioren, um den Verein von Grund auf 
kennenzulernen. In der damaligen Mann
schaft stand übrigens ein Jüngling namens 
Ludovic Magnin. Dann übernahm ich zu
nächst die AJunioren und schliesslich die 
erste Mannschaft, mit der ich in die Natio
nalliga B aufstieg. Über den Posten als Sport
chef für den Nachwuchs von  Xamax Neuen
burg führte mein Weg nach Yverdon. Mit 
dem Aufstieg in die Nationalliga A eröffneten 
sich mir neue Möglichkeiten. Der Beruf des 
Trainers ist ein stetiger Lernprozess.

Es heisst, ein Trainer sei erst dann ein rich-
tiger Trainer, wenn er einmal entlassen 
wurde. Sie wurden bei Hertha entlassen. 
Wie einschneidend war diese Erfahrung?

Es war definitiv keine schöne Erfahrung. 
Aber als Trainer muss man immer mit allem 
rechnen und die Koffer stets griffbereit 
 haben. Wenn du zwanzig Jahre als Trainer 
arbeitest, wirst du bestimmt zweimal ent
lassen. 

Wie denken Sie generell über die Position 
der Trainer? Sind Trainer letztlich immer 
das schwächste Glied in der Kette?

Ich denke positiv und schaue immer nach 
vorn. Ich pro biere mich täglich zu verbessern 
und neue Wege einzuschlagen – neue Übun
gen zu entwickeln, neue Methoden zu testen. 
Von zentraler Bedeutung im Trainer alltag ist 
die Kommunikation – die Kommunikation 
mit den Spielern und den Assistenten, dieje
nige mit dem Sportchef, dem Präsidenten, 
dem Verband, den Schiedsrichtern oder mit 
dem Medienchef. Der moderne Trainer muss 
auch ein Kommunikations profi sein. 

Was würden Sie heute tun, wenn Sie nicht 
Trainer auf Top-Niveau geworden wären? 

Ich wäre wohl trotzdem im Fussball enga
giert – vermutlich im Ausbildungsbereich. 
Wenn ich dereinst in die Schweiz zurück
kehre, strebe ich eine Rolle im Management, 
Vorstand oder eben Ausbildungsbereich 
 eines Klubs an.

Zur Schweizer Liga: Basel spielt in der 
Champions League seit Jahren eine wichti-

«Wenn du zwanzig Jahre  
als Trainer arbeitest, wirst du  
bestimmt zweimal entlassen.»

ge Rolle. Der FC Zürich trotzte Mönchen-
gladbach ein Unentschieden ab und ge-
wann  sogar gegen Villarreal. Welche Rolle 
würden die besten Schweizer Teams in der 
 Bundesliga spielen?

Ich nehme immer den FC Zürich in den 
 Jahren 2006 und 2007 als Vergleichswert, als 
wir zweimal Meister wurden. Die damalige 
Mannschaft hätte in der Bundesliga keine 
schlechte Figur abgegeben. Oder der FC Ba
sel: Wer Manchester United und Liverpool 
aus der Champions League wirft oder in der 
Europa League ins Halbfinale vorstösst, 
könnte auch in Deutschland mithalten. Wir 
leisten in der Schweiz im Nachwuchs und in 
der Trainerausbildung hervorragende 
 Arbeit, entsprechend ist die Leistungsdichte 
deutlich gewachsen. Es ist kein Zufall, dass 
auch Klubs wie St.  Gallen, Thun oder die 
Young Boys in den letzten Jahren auf euro
päischem Rasen ihre Spuren hinterlassen 
haben. Ich würde das Niveau der Super 
League mit den Top Ligen in Holland, 
 Dänemark oder Schweden vergleichen. 

Seit Sie in Mönchengladbach Trainer sind, 
ist die Borussia gerade für junge Schweizer 
Profis eine interessante Adresse geworden. 
Sind Marco Schönbächler und Fabian Schär 
schon auf dem Weg in den Borussia-Park?

Schönbächler ist ein hervorragender Spieler 
für die Aussenbahnen oder als hängende 
Spitze. Aber auf dieser Position sind wir in 
Mönchengladbach derzeit ausgezeichnet 
 besetzt. Solange das so bleibt, werden wir 
nicht aktiv. Wir müssen unser Budget ein
halten. Auch Schär ist aktuell kein Thema. 
Grundsätzlich gibt es in der Schweiz viele 
interessante junge Fussballer. Ich denke an 
Breel Embolo vom FC Basel – ein heraus
ragendes Talent. Wenn sich aber finanziell 
potentere Klubs so heftig um ihn bemühen, 
können wir nicht mithalten.

Sie sind seit 2011 in Gladbach tätig – und 
 damit neben Jürgen Klopp der dienstälteste 
Bundesligatrainer. Ihr Vertrag läuft bis 
2017. Denken Sie mit 57 Jahren über diesen 
Termin hinaus?

Nein. Der Vertrag mit Borussia gibt mir eine 
gewisse Sicherheit. Eine wirklich langfristige 
Planung ist als Trainer aber nie möglich. 
 Momentan plane ich für die kommende 
 Saison und hoffe, dass wir die Mannschaft 
 zusammenhalten können. 

Aber wenn der Posten des Schweizer Natio-
naltrainers das nächste Mal frei wird, gehört 
Lucien Favre bestimmt zu den Kandidaten . . .

Es ist fast schon logisch, dass mein Name 
dann zum Thema wird – schliesslich hatte 
ich in der Schweiz Erfolg und konnte mich 
nun auch in der Bundesliga durchsetzen. Ich 
bin bei Borussia Mönchengladbach aber 
wunschlos glücklich und konzentriere mich 
zu hundert Prozent auf unsere nächsten 
 Herausforderungen. g
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Er ist ein Vaudois, ein Bauernsohn. Eine Kra-
watte trug er ein einziges Mal in seinem Leben, 
bei seiner Hochzeit mit Chantal. Auch sie kennt 
er aus dem Dorf, sie machte das Buffet bei einer 
Chilbi, und das ist nun schon über dreissig 
 Jahre her. Ferien brauchen sie keine, sie fahren 
 einige Wochen nach CH-1040 Saint-Barthé-
lemy,  zurück zu den Wurzeln, in ein Nest mit 
785 Einwohnern zwischen Lausanne und Yver-
don, wo fast alle Favre heissen. «Lulu» setzt 
sich dann ins Gras und atmet die Natur und 
denkt über das Leben nach, also über Fussball. 
Saint-Barthélemy hat nicht einmal ein Bistro, 
ist aber ein erstaunlicher Leuchtpunkt auf der 
Welt karte. Hier hat in seinem Labor ein ande-
rer  Favre, der Lebensmittelingenieur Eric Fav-
re, die Ne spresso-Maschine erfunden. Hier ist 
auch Stan Wawrinka, der Tennisspieler, aufge-
wachsen; sein Vater und  Lucien Favre gingen 
zusammen zur Schule.

Dass er jetzt, mit 57, in Deutschland mit Lob-
reden und Komplimenten überhäuft wird als 
geerdetes Gegenmodell des fast schon entzau-
berten Tiki-Taka-Gurus Guardiola beim FC 
Bayern (den er im März mit Borussia Mön-
chengladbach in München 2:0 besiegte), 
nimmt  Fa vre wie der Bauer das Wetter. Seine 
Karriere ist schon aus den Anfängen erklärbar. 
Er begann im grösseren Nachbarort Echallens 
die Schüler zu trainieren, und nach vier Jahren 
landete er mit der Dorfmannschaft in der 
 Nationalliga B. Der nächste Schritt führte ihn 
einige Kilometer weiter: nach Yverdon, dem 
Provinzhauptort, und zum Aufstieg in die 
 Nationalliga A, mit einem brasilianisch an-
mutenden leichtfüssigen Stil, so wie er selber 
gespielt hatte, ehe ihm Gabet Chapuisat mit 
 einer Amok-Attacke das Knie zerstörte.

Sprung aus der Muttersprache

Er dachte schon als Spieler, als Nummer 10, wie 
ein Trainer. Karl-Heinz Rummenigge, der heu-
tige Vorstandsvorsitzende von Bayern Mün-
chen, war sein Mitspieler bei Servette Genf und 
Zimmerpartner bei Auswärtsspielen. Favre 
raubte ihm den Schlaf mit stundenlangen Tak-
tikvorträgen. Vielleicht, nichts ist unmöglich 
im Fussball, hört er sich Favre eines Tages wie-
der an – auf der Suche nach einem Nachfolger 
für Guardiola. Borussia Dortmund wollte ihn 
bereits für Jürgen Klopp aus Mönchengladbach 
weglocken, Favre, der Schollentreue, blieb.

Vor zwölf Jahren lenkte Sven Hotz, der lang-
jährige Präsident des FC Zürich, seine Schick-
salskugel. Hotz  erinnert sich: «Ich war mit Jogi 

Löw in allen Punkten einig. Wir sassen in mei-
nem Büro, er hätte nur noch unterschreiben 
müssen. Aber er zögerte und zögerte. Ich hatte 
noch einen weiteren Kandidaten, und als ich 
ihn im Training beobachtete, war mir klar: Das 
ist unser Mann.» Löw wurde Assistent des kurz-
zeitigen deutschen Bundestrainers Jürgen 
Klinsmann und dann selber Nationaltrainer 
und letztes Jahr Weltmeister. Lucien Favre aber, 
der zuvor mit dem FC Servette Genf den Schwei-
zer Cup gewonnen hatte, wagte erstmals den 
Sprung aus der Muttersprache heraus in eine 
fremde Arbeitswelt und brachte den FCZ mit 
den Meistertiteln 2006 und 2007 in die Erfolgs-
spur zurück.

In Berlin, mit Hertha, stiess er nochmals in 
 eine neue Dimension vor. Vierter Platz in der 
Bundesliga auf Anhieb, danach die Entlassung 
und 2011 der Job als Nothelfer in Mönchen-
gladbach im Ruhrgebiet, 250 000 Einwohner 
und eine Legendenvergangenheit mit Trai-
nern wie Weisweiler und Lattek und Spielern 
wie Netzer, Bonhof, Stielike, Heynckes. Favre 
rettete den Klub.

In der Bundesliga wird die Offensive zur 
höchsten Tugend verklärt, je mehr Tore, des-
to glücklicher Publikum, Reporter und Fern-

sehen. Favre wurde anfänglich als Ideologe 
des «Konzeptfussballs» gebrandmarkt, das 
Schimpfwort für taktische Vorsicht und Defen-
sive. Er selber sagt, sein Schlüsselerlebnis seien 
die zwei Wochen im Jahr 1993 als Hospitant bei 
Johan Cruyff in Barcelona gewesen, dem Pro-
pheten der Barça-Schule, die Barça gerade über-
windet. Favre lässt längst einen bis ins letzte 
Detail geschliffenen Fussball spielen (Hitzfeld, 
halb bewundernd: «Alles einstudiert»), auf Ab-
nützung des Gegners und messerscharfe Kon-
ter ausgerichtet wie einst in den sechziger Jah-
ren Inter Mailand unter dem «Magier» Helenio 
Herrera. Nur statt Catenaccio ein engmaschi-
ges, unerbittliches Pressing.

Zum grossen, bewundernswerten Trainer 
macht Favre die Gabe, Spieler zu verbessern, ih-
nen Selbstvertrauen einzuflössen. Sind sie Kön-
ner geworden wie Reus und Neustädter oder 
jetzt Kruse und Kramer, werden sie verkauft. Er 
findet neue Balltalente. Wie den Brasilianer 
Raffael Caetano mit dem melancholischen 
Clownsgesicht, den er in Chiasso als 18-jährigen 
Desperado entdeckt hatte – sein Star beim FC 
Zürich, den er mitnahm nach Berlin und später 
nach Gladbach holte. Raffael schoss die beiden 
Tore gegen Bayern. Er ist sein Talisman. g

Der Schollentreue
Lucien Favre wird in Deutschland als geerdetes Gegenmodell zum Tiki-Taka-Guru Pep Guardiola vom   
FC Bayern gefeiert. Die steile Karriere des Waadtländer Bauernsohns lässt sich bereits aus seinen Anfängen 
als Trainer der Schülermannschaft von Echallens erklären. Von Peter Hartmann

«Alles einstudiert»: Favre mit Borussia Dortmund, 2011.
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Man muss wahrscheinlich ein bisschen ver-
rückt sein, wenn man ausgerechnet in Genf, 
dem selbsternannten Schweizer Aussenposten 
französischer Hochkultur, ein amerikanisches 
Diner-Restaurant mit Burgern, Hotdogs und 
Pancakes eröffnet. Man muss wohl noch ein 
bisschen verrückter sein, wenn man den Im-
biss ausgerechnet in Versoix ansiedelt, einer 
reinen Schlafstadt, deren Bewohner meist nur 
mit  gesenktem Kopf vom Bahnhof an den hei-
mischen Herd hasten. Und man muss wohl 
ganz verrückt sein, wenn man sein Lokal dann 
auch noch unmittelbar neben einem schon 
lange hier ansässigen Restaurant einrichtet, 
das sich auf amerikanisches Fastfood speziali-
siert.

Christine Bussat hat alle diese Verrückthei-
ten begangen, und sie ist heute ziemlich froh 
dar über. Ihr «Happy Days»-Café ist an sechs 
Tagen in der Woche geöffnet und kann sich 
über mangelnden Zuspruch nicht beklagen. 
Der Laden brummt, fast alle der leuchtend 
blauen Kunstlederbänke zwischen Chevrolet-
Kühler und feuerwehrroter Texaco-Zapfsäule 
sind besetzt. Schüler der örtlichen internatio-
nalen Schule sind die Stammgäste, aber inzwi-
schen hat sich der Ruf von Madame Bussats 
Cheeseburgern auch anderswo in der Rhone-
stadt verbreitet. Zum Glück für anreisende 
Kunden sind es nur ein paar Schritte vom 
Bahnhof bis in ihren Hamburger-Himmel.

Persönlicher amerikanischer Traum

Für die 44-Jährige ist das Betreiben des Cafés 
mehr als nur ein Broterwerb. «Ich liebe mein 
Lokal», seufzt sie fast schon leidenschaftlich. 
«Mit ihm habe ich mir meinen ganz persönli-
chen amerikanischen Traum erfüllt.» Sie legt 
ein weiteres Hacktätschli auf den Grill, zapft 
noch rasch eine  Cola, schnappt sich ein volles 
Tablett und eilt zum nächsten Gast. An viel 
 Arbeit ist die alleinerziehende Mutter gewohnt, 
und Schwierigkeiten haben sie noch nie ge-
schreckt. «Wenn ich etwas anpacke, gehe ich bis 
ans Ende», sagt sie, und in den tiefblauen 
 Augen blitzt eine Entschlossenheit auf, die man 
bei der zierlichen Person nicht vermuten wür-
de. «Vorher gebe ich nicht auf.»

Diese Hartnäckigkeit bekam auch das politi-
sche Establishment der Schweiz zu spüren: 
Fast im Alleingang gleiste Christine Bussat 
zwei der erfolgreichsten Volksinitiativen der 
letzten  Jahre auf und gewann sie jeweils mit 
donnernden Mehrheiten: Knapp 52 Prozent 
der eidgenössischen Stimmbürger folgten 

Jeanne d’Arc der Volksrechte
Mit ihren Pädophilen-Initiativen hat Christine Bussat bewiesen, dass auch einzelne Bürger 
 Gesetzesänderungen durchsetzen können. Nun will sie in Bern gegen die Aufweichung dieses  
Schweizer Grundrechts kämpfen. Von Wolfgang Koydl und Christine Leutenegger (Bild)

2008 ihrem Vorschlag, dass pädophile Verbre-
chen nicht verjähren dürfen. Mehr als 63 Pro-
zent billigten sechs Jahre später ein lebenslan-
ges Verbot für verurteilte Pädophile, mit 
Kindern zu arbeiten. «La pasionaria anti- 
pédophile» nannte sie die Genfer Zeitung 
 Le Temps voller Hochachtung. «Eine Überzeu-
gungstäterin im positiven Sinne des Wortes», 
schwärmte der Walliser SVP- Nationalrat  Oskar 
Freysinger, der ihr Anliegen unterstützt hatte.

Christine Bussat ist damit so etwas wie ein 
Aushängeschild der direkten Demokratie ge-
worden, zu einer Zeit, da diese Institution 
häufig unter Beschuss gerät. Vor allem seit der 
 Annahme der Masseneinwanderungsinitiati-
ve im vergangenen Jahr insinuieren gelegent-
lich selbst National-, Stände- und Bundesräte, 
dass das Recht des Volkes auf unverwässerte 
Mitsprache auch Gefahren in sich berge. «Un-

sinn», fährt Bussat dazwischen. «Es ist doch 
bezeichnend, dass ich solche Worte nur in der 
Schweiz höre.» Im Ausland sei man «eifer-
süchtig» auf die Schweiz und ihre Volksrechte. 
«Genau das macht doch unser Land aus, über 
alle Unterschiede und Röstigräben hinweg», 
ereifert sie sich. 

Wenn es um die direkte Demokratie geht, 
wird Bussat fast genauso emotional wie beim 
Thema Pädophilie. «Ich liebe das politische 
System in unserem Land», bekräftigt sie. «In 
keinem anderen Land der Welt hätte ich als ein-
zelne Frau die Gesetze verändern können.» 
Damit fällt sie in dieselbe Kategorie wie 
 Thomas Minder, der ebenfalls ziemlich alleine 
gegen den Widerstand von Politik und Wirt-
schaft seine «Ab zocker»-Initiative durchsetz-
te. Im Gegensatz zu dem Schaffhauser 
 Unternehmer konnte die gelernte Schmuck-
verkäuferin Bussat freilich nicht auf ein 
 ansehnliches persönliches Ver mögen zurück-
greifen. 

Der Anstoss für ihre erste Initiative war 
 eigentlich ganz banal: «Ich sah eine Fernseh-
dokumentation über Kinderprostitution und 
war entsetzt, dass man mit einer Kreditkarte 
Misshanldungen von Kindern im Internet be-
stellen kann.» Sie selbst hat drei Kinder: einen 
21-jährigen Sohn und eine 16-jährige Tochter, 
und vor drei Jahren kam noch eine Nachzügle-

rin dazu. «Kinder sind meine 
 Motivation», erklärt Bussat ihr 
 Engagement. «Kinder sind etwas 
Wunderbares, das niemand zerstö-
ren darf.»

Grosse Rückschläge

Der Auslöser für ihre zweite Initia-
tive war die Wiederanstellung eines 
pädophilen Lehrers in Biel: «Da 
wusste ich, dass meine Arbeit noch 
nicht getan war.» Streng genom-
men ist sie bis heute nicht erfolg-
reich abgeschlossen, denn die 
 Umsetzung des Berufsverbots für 
Pädophile hintertreibt der Bundes-
rat nicht minder per fide als die Mas-
seneinwanderungsinitiative. «Fast 
ein Jahr ist seit der Annahme unse-
rer  In itiative vergangen, aber Som-
maruga hat noch nichts getan», 
 empört sich Bussat über die 
 Justizministerin. «Sie respektiert 
nicht den Wunsch von 63 Prozent 
der Schweizer. Was noch schlimmer 
ist: In der Schweiz leben tausend 
verurteilte pédos, die weiter mit 
 Kindern arbeiten dürfen, aber ihr 
ist das nicht wichtig.»

Dass sich allerdings die Landes-
regierung überhaupt einmal mit 
 ihrem Anliegen werde ausein-
andersetzen müssen, war zu Beginn 
alles andere als eine ausgemachte 
Sache. Denn am Anfang standen 
ganz kleine Schritte und grosse 
Rückschläge. «Zu unserem ersten 
Treffen in Nyon kamen fünf Leute», 
erinnert sich Bussat, obwohl sie im 
Internet für ihre Sache tatkräftig 
 geworben hatte. Aber schon bald 
 bekamen  Medien und Politik Wind 
vom «Marche blanche», den sie 
nach dem belgischen Vorbild ge-
gründet hatte: «Irgendwann hätte 
ich die Maschine gar nicht mehr 
stoppen können.» Zum ersten 
«weissen Marsch» im Oktober 2001 
versammelten sich schon 10 000 
Menschen in sechs Schweizer Städten. Schliess-
lich stellte sich auch der Bund hinter ihr 
 An liegen.

Dennoch wäre sie mit ihrem Anlauf beinahe 
schon an der ersten Hürde gescheitert. «Vier 
Monate vor Ablauf der Frist hatten wir nur 

«In keinem anderen Land der  
Welt hätte ich als einzelne Frau  
die Gesetze verändern können.»

«Eine                                 Überzeugungstäterin im positiven Sinne des Wortes»: Wirtin Bussat.
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derpreis ein: «Sonst hätte es nicht gereicht. Als 
ich die Unterschriften in der Bundeskanzlei 
einreichte, haben sie sich gewundert, wie bil-
lig ich es gekriegt  hatte.» Die Kosten bestritt 
die glühende Befürworterin der direkten 
 Demokratie zum grössten Teil aus eigener 

 Tasche. Sie hatte mit ein paar glückli-
chen Immobilien-Deals ein wenig 
Geld gemacht. Persönliche Sympa-
thien halfen ihr auch bei der zweiten 
Initiative weiter: Victorinox-Eigner 
Carl Elsener, der dem «Marche 
blanche» regelmässig mit 50 000 
Franken im Jahr unter die Arme griff, 
half aus.

Die Triumphe an der Urne forder-
ten ihren Preis. «Nach der zweiten In-
itiative war ich so ausgebrannt, dass 
ich ins Krankenhaus  musste», sagt 

Bussat. «Es war unglaublich viel Ar-
beit. Eine dritte Initiative würde ich 
nicht mehr schaffen.» Der Politik 
schwört die Genferin gleichwohl 
nicht ab, sie wechselt nur die Bühne. 
Im Herbst kandidiert sie für ein Nati-
onalratsmandat – ausgerechnet auf 
der Liste der in der Welschschweiz 
schwachen BDP. Dies hat unter ande-
rem dazu geführt, dass ihr ehemali-
ger Gefolgsmann Oskar Freysinger 
nicht mehr so gut über sie spricht. Sie 
selbst ist ebenfalls auf Distanz zum 
früheren Bündnispartner SVP 
 gegangen: «Vielleicht bin ich nicht 
rechts genug für sie», meint sie 
schnippisch. «Ich arbeite nämlich 
gern mit Ausländern zusammen.»

Initiativverbot für Parteien

Falls sie gewählt wird, hat sie vor 
 allem ein Ziel: jeden Versuch zu 
 bekämpfen, das Initiativrecht zu 
 reformieren. Denn hinter dem harm-
losen Begriff Reform verberge sich 
erfahrungs gemäss häufig eine sehr 
niederträchtige Absicht: dieses 
Grundrecht des Schweizer Bürgers 
zu verwässern, wenn nicht gar auszu-
hebeln. Bei diesem Gedanken wird 
die ruhige Frau fast ein wenig rabiat: 
«Man darf dem Volk dieses 
 In strument nicht aus der Hand neh-
men», faucht sie. «Eher sollte man es 
den Parteien verbieten, Initiativen zu 
lancieren, denn sie haben andere 
Werkzeuge zur Verfügung. Initiati-
ven missbrauchen sie oft zu ihren 
 eigenen Zwecken, und das macht 

mich richtig zornig.»
Im Nationalrat sollte man sich vielleicht 

schon mal warm anziehen. Die Erfahrung 
lehrt, dass Christine Bussat bisher noch immer 
erreicht hat, was sie sich in den Kopf gesetzt 
hat. g

40 000 Unterschriften», erzählt Bussat. «Ich 
war verzweifelt, aber da erzählte mir jemand, 
dass es spezielle Agenturen gibt, die gegen 
Geld Unterschriften eintreiben.» Zu ihrem 
Glück sympathisierte eine dieser Agenturen 
mit ihrer Vorlage und räumte ihr einen Son-

«Eine dritte Initiative  
würde ich nicht mehr 
schaffen.»

«Eine                                 Überzeugungstäterin im positiven Sinne des Wortes»: Wirtin Bussat.



8Weltwoche Nr. 20.15

Bild:

Der Traum vom schnellen Geld

GELESEN

Apple kauft Start-up

GELESEN

Aus der Provinz nach ganz oben

GELESEN

«Reden wir Klartext: Das Geld ist futsch»

GELESEN

Vier Beiträge aus dem Tages-Anzeiger.  
Gedruckt, online, als App und in unserer Vielfalt an Blogs.



43Weltwoche Nr. 20.15
Bild: Kapo TG

Justiz

Recht auf Gerechtigkeit
Das Bundesgericht kassiert das Urteil gegen die Schläger 
von Kreuzlingen. Das ist gut so. Nun sollte das Gericht  
den Mut haben, die Täter dennoch hart zu bestrafen.  
Der  gesetzliche Spielraum ist vorhanden. Man muss  
ihn nur voll  ausnützen. Von Daniel Jositsch

Die Bilder des brutalen Angriffs der Schlä
ger von Kreuzlingen sind schockierend, 

vor allem auch, weil die Tat sinnlos war und 
 ohne jegliche Veranlassung erfolgte. Das Thur
gauer Obergericht hat die Täter wegen versuch
ter (eventual)vorsätzlicher Tötung bestraft. Das 
Bundesgericht hat dieses Urteil nun aufge
hoben, die Tat als versuchte schwere Körperver
letzung eingestuft und zur Neubeurteilung an 
das Thurgauer Gericht zurückgewiesen.

Eventualvorsätzliche Tötung?

Von versuchter vorsätzlicher Tötung spricht 
man, wenn der Täter den Willen hat, das Opfer 
zu töten, dies aber nicht gelingt. Dabei 
genügt es, wenn er mit sogenanntem 
Eventualvorsatz handelt. Das ist dann 
der Fall, wenn der Angreifer die Tö
tung des Opfers nicht direkt anstrebt, 
aber doch in Kauf nimmt. Weil wir die 
Gedanken des Täters nicht kennen, 
müssen wir von den Umständen dar
auf schliessen. Konkret heisst das, dass 
der Eventualvorsatz bejaht wird, wenn 
 aufgrund des Angriffs und des Verlet
zungsbilds davon auszugehen ist, dass 
der Täter den Tod des Opfers zwangs
läufig in Kauf nehmen musste. Dies 
kann bei Schlägerangriffen durchaus 
der Fall sein. So hat das gleiche Thur
gauer Obergericht im Jahr 2006 im 
Fall von Dominik B., der von Schlägern 
derart massiv verletzt wurde, dass er in 
 Lebensgefahr schwebte und für den Rest des 
Lebens invalid bleiben wird, einen solchen 
 Tötungsvorsatz angenommen. Im aktuellen 
Kreuzlinger Fall sind die Verletzungen glück
licherweise wesentlich weniger gravierend 
ausgefallen. Das führte dazu, dass das Bundes
gericht den Tötungsvorsatz trotz der sinn
losen Brutalität der Tat wohl richtigerweise 
verneinte. 

Ist die Strafe gerecht?

Das bedeutet nun, dass die Kreuzlinger Schlä
ger nicht wegen versuchter vorsätzlicher Tö
tung, sondern wegen versuchter vorsätzlicher 
schwerer Körperverletzung zu bestrafen sind. 
Das ist schlicht und ergreifend die rechtlich 
korrekte Einstufung der Tat. So unsinnig und 
brutal der Angriff war, wäre es nicht korrekt, 
 jemanden wegen eines Tötungsdelikts zu ver

urteilen, wenn die Voraussetzungen dazu 
nicht gegeben sind. Das wäre nicht gerecht. 
Haben, so mag sich mancher fragen, so brutale 
Täter denn Anspruch darauf, gerecht behan
delt zu werden? Muss die Gesellschaft sie, die 
willkürlich auf Opfer eingeschlagen haben, 
nun korrekt  beurteilen? Darauf gibt es nur 
 eine richtige  Antwort in einem Rechtsstaat: 
Auch diese Täter haben Anspruch darauf, kor
rekt abgeurteilt zu werden. Es ist die Aufgabe 
der Gesellschaft,  ihnen zu zeigen, was Gerech
tigkeit ist, denn nur ein gerechtes Urteil führt 
hoffentlich dazu, dass sie aus der Strafe die 
notwendigen Lehren ziehen.

Die Einstufung der Tat als versuchte schwere 
Körperverletzung bringt zum Ausdruck, dass 
die Täter ein Kapitalverbrechen verübt haben, 
das mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren be
straft werden kann. Die rechtliche Einstufung, 
die das Bundesgericht vorgenommen hat, än
dert somit nichts daran, dass die Täter hart be
straft werden können. Tatsächlich ist es so, dass 
sich die Tatbestände der schweren Körperver
letzung und der vorsätzlichen Tötung sogar 
überschneiden, da die Mindeststrafe für die 
 Tötung bei fünf Jahren liegt. Das bedeutet, dass 
gravierende Fälle schwerer Körperverletzung 
vom Gesetzgeber als mit dem unteren Bereich 
der vorsätzlichen Tötung weitgehend ver
gleichbar eingestuft worden sind.

Scheue Richter

Der vom Gesetzgeber vorgegebene gesetzliche 
Rahmen erlaubt es somit den Gerichten, auch 

bei Fällen schwerer Körperverletzung harte 
Strafen auszufällen. Das Problem besteht in 
der Praxis darin, dass die Richter bei vielen De
likten – so auch bei denjenigen der Körperver
letzung – die Möglichkeiten bei weitem nicht 
ausschöpfen. Dies wurde im Nationalrat be
reits 2009 im Rahmen eines Vorstosses mit 
dem Titel «Überprüfung der Gerichtspraxis 
bezüglich Ausschöpfung der Strafrahmen» 
thematisiert. Der Bundesrat stellte dabei fest: 
«Die verfügbaren Statistiken zeigen, dass sich 
die Gerichte generell eher im unteren Teil des 
angedrohten Strafrahmens bewegen.» Das 
Postulat wurde mit der rekordverdächtigen 

Zahl von 177 zu 2 Stimmen vom Natio
nalrat angenommen. Bezüglich dieses 
Missstands  besteht also breiter Kon
sens. Trotzdem haben die Gerichte 
 bisher wenig verändert.

Es kann daher festgestellt werden, 
dass im Kreuzlinger Fall das Bundes
gericht wohl richtig geurteilt hat. Dies 
 ändert aber nichts daran, dass die ab
scheuliche Tat als Kapitalverbrechen 
einzustufen ist und der Gesetzgeber 
hier auch den notwendigen Spielraum 
eingeräumt hat, um die Täter hart zu 
bestrafen. Dazu braucht es aber ein Ge
richt, das diesen Spielraum ausnützt. 
Viel zu oft scheuen die Richter davor 
zurück, den Strafrahmen auch im obe
ren Bereich auszunützen. Es ist zu hof

fen, dass die Thurgauer Richter dies nicht tun. 
Das ist wichtig – und zwar nicht nur für den 
vorliegenden Fall, sondern ganz generell für 
die öffentliche Diskussion über das Strafrecht. 
Denn gerade dieser Fall zeigt, dass die immer 
lauter werdenden Forderungen nach mehr und 
höheren Strafen im Gesetz am Problem vorbei
zielen. Vielmehr ist zu fordern, dass die Gerich
te den gesetzgeberischen Willen respektieren 
und die bereits existierenden Strafrahmen auch 
tatsächlich ausnützen.

Notwendige Lehren: Täter im Bahnhof Kreuzlingen, 2009.

Daniel Jositsch ist Strafrechtsprofessor an der Universität 
Zürich und SP-Nationalrat.
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Amerikas Freund: Soldat der Armee der Republik Vietnam mit amerikanischem Sturmgewehr, Südvietnam, 1973.

Abbas’ Vietnam
Als einer der wenigen Fotografen porträtierte Abbas alle drei Seiten des 
 Vietnamkriegs. Der längste Konflikt des 20. Jahrhunderts schweisste  
den gebürtigen Iraner und seine Leica-Kamera zu einer Einheit und machte  
ihn zu einem der Weltbesten seines Fachs.  
Von Urs Gehriger
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Drill: Zivilisten beim Wurftraining, Hanoi, Nordvietnam, 1975. Andacht: Mitternachtsmesse in der Kathedrale von Hanoi, 1976. Kriegsfront:                   Verwundeter in Kontum, Südvietnam, 1973.

Erwischt: Der kommunistische Vietcong präsentiert einen Gefangenen der südvietnamesischen Armee, Mekongdelta, 1973. 
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Als der letzte US-Helikopter vor vierzig 
Jahren in Saigon abhob, warfen die Pas-

sagiere noch einmal einen flüchtigen Blick auf 
«Mimi’s Bar», wo manch ein GI zuerst das 
Hemd, dann seine Unschuld verloren hatte. 
Der längste Krieg des 20. Jahrhunderts war zu 
Ende. Für Amerika endete er mit einer 
Schmach. 58 000 US-Soldaten und weit über 
eine Million Vietnamesen waren tot. Die 
 kom munistischen Truppen Nordvietnams 
stürmten in die Stadt, hissten die rote Flagge 
mit dem gelben Stern. Saigon hiess jetzt Ho- 
Chi-Minh-Stadt. 

Zu diesem Zeitpunkt war Abbas bereits tief 
im kommunistischen Norden unterwegs. 

In Vietnam hat er seine Karriere als Fotograf 
begonnen, die ihn während der nächsten Jahr-
zehnte durch Krisengebiete, Bürgerkriege 
und Revolutionen rund um die Welt führen 
sollte. Vietnam schweisste Abbas und seine 
Leica-Kamera zu einer Einheit und machte ihn 
zu einem der Weltbesten seines Fachs. 

Abbas berichtete über das langsame Ende 
des Krieges. Als einer der wenigen Fotografen 
bildete er alle drei Seiten ab: den Süden, den 
Norden und die vom Vietcong kontrollierten 
Gebiete dazwischen. 1944 im Iran geboren, 
kam Abbas Attar als Achtjähriger in den 
 Westen. 1970 machte er das Arbeiten mit der 
Kamera zu seinem  Beruf. «Wie jeder 
Möchtegern fotograf träumte ich davon, aus 
dem Vietnamkrieg zu berichten.»

Im Zustand des Zerfalls 

Vor Abbas’ Haustür in Paris fanden damals 
Verhandlungen zur Neuordnung Vietnams 
statt. «Als ich US-Sicherheitsberater Henry 
Kissinger 1972 sagen hörte, dass ‹Frieden in 
greifbarer Nähe› sei, bin ich ins nächste Flug-
zeug gesprungen. Ich wusste, mein Moment 
war gekommen.» Diesen Moment beschreibt 
er so: «Vor dem Ende eines Krieges gibt es  diese 
Phase, in der eine Autorität ihre Macht auf-
gegeben und die nächste noch nicht Tritt 
 gefasst hat. In diesem Zustand des Zerfalls hat 
man grösste Bewegungsfreiheit. Dies ist der 
Moment, in dem du wirklich arbeiten kannst.»  

Abbas erlebte in seiner Karriere mehrmals 
solche Momente, im Libanon nach dem Bür-
gerkrieg oder im Iran während der Islami-
schen Revolution. Ein solcher Moment kehrte 
auch 2003 wieder, nach dem Sturz Saddam 
Husseins. Abbas war mit mir für die Weltwoche 
in Bagdad unterwegs, wo wir Zeugen des 
 ersten grossen Sprengstoffattentats wurden. 
 Seine Leica-Kameras umgehängt, stürmte er 
wie ein Besessener in das zerbombte Uno-
Hauptgebäude, in dem Missionschef Sergio 
Vieira de Mello unter den Trümmern qualvoll 
verblutete. Nach zwei Stunden stieg er, 
schweissgetränkt und mit erfülltem Gesichts-
ausdruck, aus der Ruine. 

Für einen Moment wähnte sich Abbas zu-
rück in Vietnam. «Vietnam war wunderbar», 

schwärmte er, «nie war es einfacher, sich auf 
dem Kriegsschauplatz zu bewegen. Wir be-
nutzten US-Helikopter als Taxis, chopper hop-
ping nannten wir das. Die Amerikaner nahmen 
uns Journalisten überall mit, wohin wir woll-
ten.» Vietnam war der erste und letzte Krieg, 
aus dem Bilder unzensiert in westliche Stuben 
gelangten. Es waren Bilder, die zu Hause 
 Proteststürme auslösten.

Der Vietnamkrieg war ein unerklärter Krieg, 
ein Krieg ohne Fronten und für die Amerika-
ner ohne Aussichten auf einen Sieg. Es war ein 
Krieg, in dem man für eine Packung Wasch-
pulver eine Schachtel opiumgetränkter Mari-
huana-Zigaretten bekam, für ein paar Dollars 
reines Heroin, Speed, Acid, alles, was das trau-
matisierte Hirn eines GI begehrte. Es war ein 
Krieg gegen einen schwer erkennbaren, tü-
ckisch zuschlagenden Gegner. Es war dieser 
Phantomfeind, der  Vietcong, unterstützt vom 
kommunistischen Nordvietnam, für den sich 
Abbas besonders inter essierte.

«Als das Pariser Abkommen endlich unter-
zeichnet wurde, musste der Vietcong sich 
 zeigen; er wollte beweisen, dass er im südli-
chen Mekongdelta Territorium hielt. Plötzlich 
konntest du als ausländischer Journalist den 
‹Feind›, von dem wir alle geträumt hatten, ent-
decken.» Abbas fotografierte die Schulen des 
Vietcong, seine Spitäler, Theater, seine Tunnel-
systeme, welche sich über Hunderte von Kilo-

«Mein Moment»: Abbas mit Leica.

Kriegsfront:                   Verwundeter in Kontum, Südvietnam, 1973.

Erwischt: Der kommunistische Vietcong präsentiert einen Gefangenen der südvietnamesischen Armee, Mekongdelta, 1973. 

Es war dieser Phantomfeind,  
der Vietcong, für den sich Abbas  
besonders interessierte.
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Gefechtspause: Vietcong-Kämpfer ruht sich unter Dorfbewohnern aus, My Tho, Südvietnam, 1973.

Versammlung: Bauern unterwegs zu einem politischen Treffen der Vietcong, My Tho, Südvietnam, 1973. 
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Touristen: Franzosen auf Hafentour nach dem Krieg, Haiphong, Nordvietnam, 1976.

Abbas ist seit 1985 Vollmitglied der  Fotoagentur Magnum. 
Zurzeit arbeitet er am Zyklus «Gott» über die 
 Weltreligionen. www.magnumphotos.com

metern unter Feindesgebiet erstreckten. 
 Abbas’ Arbeit für Zeitschriften wie das Time 
Magazine öffnete ihm die Tür in den kommu-
nistischen Norden. Entstanden sind Bilder aus 
dem ganzen Land, die bereits Abbas’ charakte-
ristische Handschrift tragen.

Form des Denkens

«Beim Fotografieren sehe ich schwarzweiss. 
Ich befinde mich dabei in einem Zustand der 
Gnade: Im vollen Bewusstsein für Licht und 
Bewegung nehme ich ein Ereignis in seinen 
politischen, sozialen, religiösen oder auch in 
seinen rein ästhetischen Dimensionen wahr . . . 
In Schwarzweiss fällt mir das leichter, weil 
Schwarzweiss nicht real ist. Die Farbe lenkt ab. 
Meine Fotografie ist eine Form des Denkens.»

Ein paar Monate nach Kriegsende kehrte 
 Abbas noch einmal nach Vietnam zurück. Nach 
Jahrzehnten der Fremdbestimmung war das 

Land wieder vereint, doch das Elend hatte kein 
Ende. Südvietnamesen, die mit den Amerika-
nern paktiert hatten, wurden verfolgt,  gefoltert, 
getötet. Hunderttausende versuchten als Boat- 
People die Flucht übers Meer. Bis heute beschäf- Agil: Vietcong im Mekongdelta, 1973.

«Zwei meiner Aufnahmen wurden zu Ikonen 
des Vietnamkriegs, sie halfen mir, zu ver-
stehen, warum die USA und ihre südvietna-
mesischen Alliierten den Krieg verloren.» Auf 
dem einen Bild sieht man einen blutjungen 
Soldaten der südvietnamesischen Armee. Von 
den USA ausgerüstet, bewaffnet mit einem 
M16-Gewehr, lehnt er lässig an eine amerika-
nische Limousine (S. 44). Das andere Bild zeigt 
einen Vietcong auf Patrouille. Er paddelt 
 allein in einem Sampan, einem flachen Ruder-
boot. Seine gesamte Ausrüstung transportiert 
er in einem Rucksack, zu Füssen liegt eine 
 Kalaschnikow, am Gürtel trägt er eine 
 Taschenlampe, eine Handgranate und eine 
Erste-Hilfe-Packung (siehe Foto links). «Der 
eine verfügt über erstklassige Technologie ei-
ner fremden Grossmacht», sagt Abbas, «der 
andere verlässt sich auf seine eigenen Res-
sourcen, er ist dauernd in Bewegung, wie ein 
Fisch in seinem eigenen Territorium.»

tigt sich die Forschung damit, wie es zu dem 
Grauen kommen konnte. Abbas’ Arbeiten lie-
fern den Schlüssel dazu. Seine Bilder sagen 
mehr als tausend Seiten politische Analyse. 

«Beim Fotografieren  
sehe ich schwarzweiss.  
Die Farbe lenkt ab.»
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Nicht mehr als hundert Meilen trennen die 
 Insel Kuba von der mexikanischen Stadt Can
cún an der Atlantikküste. Etwas vorgelagert vor 
dem mexikanischen Festland liegt die Isla 
 Mujeres. Sie ist vor allem als karibische Touris
musdestination bekannt, dient aber auch 
 Menschenschmugglern als Operationsbasis, 
um Flüchtlinge vom kommunistischen Kuba 
als illegale Einwanderer nach Mexiko und von 
dort aus in die USA zu bringen. Polleros oder co-
yotes nennt man hier die Schieber und Geschäfts
leute des Menschenschmuggels. 

Der Weg über Cancún gilt als eher erfolgver
sprechend und ist auch günstiger als der Ein
wanderungsversuch über Florida. Minimal 
2000 USDollar bezahlen Kubaner für die Rei
seroute über Mexiko. Schätzungsweise mehr 
als hundert Kubaner fliehen auf diesem Weg 
Monat für Monat von der Insel.

Auf den arglosen Besucher wirkt Cancún mit 
seinen Dutzenden, wenn nicht Hunderten von 
Hotelburgen vor allem wie ein bekannter Ma
gnet für AllinclusiveTourismus – für viele Ku
baner ist es eine erste Station auf ihrer Reise in 
die USA. Für manche ist hier aber auch Endsta
tion. Wer sich unter den Bediensteten von Ho
tels, Restaurants und im lokalen Kleingewerbe 
umhört, erfährt von einer offenbar ansehnli
chen Anzahl von illegal eingewanderten Kuba
nern, die sich schwarz auf dem Arbeitsmarkt 
bewegen. Fast monatlich berichten die Medien 
davon, dass die mexikanische Polizei illegale 
Einwanderer aus Kuba aufgegriffen habe.

Begleitmusik der Globalisierung

Die illegale Einwanderung, die sich im Kleinen 
zwischen Mexiko und Kuba abspielt, ist in den 
letzten Jahren zur ständigen Begleitmusik der 

Globalisierung geworden. Im Grossen spielt sie 
sich zwischen Lateinamerika und den USA und 
zwischen Afrika und Europa ab. Je grösser die 
ökonomischen Unterschiede zwischen den 
Auswanderungs und Einwanderungsländern, 
desto mächtiger die Sogwirkung. Ein Blick auf 
die Zahlen der Weltbank: Das Bruttoinlandpro
dukt (BIP) pro Kopf beträgt in Kuba nach offizi
ellen Angaben rund 5000 USDollar, dürfte in 
der Realität aber deutlich tiefer liegen. Mexiko, 
das als Mitglied der OECD statistisch deutlich 
vertrauenswürdiger ist, weist fast 10 000 US
Dollar pro Kopf aus. Der Inselstaat Haiti, direkt 
neben Kuba, hat ein jährliches Bruttoinland
produkt pro Kopf von weniger als 1000 USDol
lar – im Vergleich dazu erwirtschaftet jeder US
Amerikaner mehr als das Fünfzigfache.

Eine halbe Stunde von Cancún entfernt liegt 
die Riviera Maya, bekannt für luxuriöse Strand

Eldorado für die Ärmsten
Auf der ganzen Welt suchen Millionen von illegalen Einwanderern ihr Glück in den reichen Ländern.  
Die Gründe dafür sind klar, doch die Auswirkungen auf die Entwicklungs- und Einwanderungsländer  
sind ökonomisch brisant. Von Florian Schwab und Nicolas Bischof (Illustration)

Probleme der internationalen Migration.
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resorts. Zwei Hotelübernachtungen kosten hier 
kaum weniger als das, was ein durchschnittli
cher Haitianer im Jahr verdient. Das World Eco
nomic Forum (WEF) in Genf hat die Feriendes
tination als Austragungsort seiner jährlichen 
Konferenz über Lateinamerika ausgewählt. Wir 
treffen auf Ricardo Hausmann. Der Harvard
Ökonom hat sich auf die ökonomische Ent
wicklung in ärmeren Ländern spezialisiert. Er 
stammt ursprünglich aus Venezuela.

Das Problem der internationalen Migration 
bringt er auf folgende Formel: Zu Zeiten des 
britischen Empires habe der Produktivitäts
unterschied zwischen dem produktivsten 
und dem am wenigsten produktiven Land das 
Vierfache betragen. Im letzten Jahrhundert 
sei der Effekt exponentiell gewachsen: Das 
unproduktivste Land (Malawi in Südost
afrika: 256 USDollar BIP pro Kopf) sei vier
mal ärmer als das benachbarte Simbabwe (953 
USDollar BIP). Marokko (3092 USDollar BIP) 
in Nordafrika wiederum sei dreimal reicher 
als Zimbabwe und gleichzeitig dreimal ärmer 
als eines der ärmsten EUMitglieder: Ru
mänien (9490 USDollar BIP). Spanien ist 
dreimal reicher als Rumänien und dreimal är
mer als das produktivste Land der Welt: Nor
wegen. Hier beträgt das BIP pro Kopf mehr als 
100 000 USDollar.

Die Elite wandert aus

Mit anderen Worten: Ein durchschnittlicher 
Einwohner Malawis erwirtschaftet pro Jahr den 
445. Teil von dem, was ein Norweger erzielt; 
oder der Norweger schafft an einem einzigen 
Tag mehr wirtschaftliche Werte als der Ma lawi
Einwohner pro Jahr. Wenn man die unter
schiedliche Kaufkraft berücksichtigt, so 
schmilzt der Unterschied auf etwa 1:256 zusam
men. Trotzdem: Auf einen durchschnittlichen 
Einwohner im ärmsten Land der Welt wirkt das 
reichste Land der Welt wie auf einen Schweizer 
ein Eldorado, in dem jeder durchschnittlich 
256mal mehr oder 21 Millionen USDollar 
 verdient.

Hausmann sieht die Migration von ärmeren 
in reichere Länder, die er selbst von Venezuela 
aus vollzogen hat, grundsätzlich positiv: Das 
Auswanderungsland profitiere von den ausge
wanderten Menschen, da diese aus der Ferne 
mit Geld und neuerworbenem Wissen zu  einem 
positiven Wandel in ihrem Herkunftsland bei
tragen. Andere WEFTeilnehmer sind skepti
scher: Der Ökonom Ernesto Talvi, der in 
 Uruguay (BIP pro Kopf: 16 350 USDollar) das 
Centre for the Study of Economic and Social 
 Affairs leitet, macht geltend, dass die Ausge
wanderten mit guter Ausbildung vor Ort  fehlen. 
Ökonomen sprechen von einem BrainDrain, 
wenn die  besser ausgebildete Elite aus Entwick
lungsländern in reichere Länder auswandert. 
Nach Schätzungen der Uno soll  Äthiopien rund 
75 Prozent seiner Einwohner mit Berufsausbil
dung ans Ausland verloren haben.

Die Auswirkungen des BrainDrains auf die 
Entwicklungsländer sind schwer in Zahlen zu 
fassen. Nicht jeder Auswanderer ist ein Ricardo 
Hausmann, der in Venezuela sogar einmal als 
Minister einer Regierung angehörte. Gutqua
lifizierte Auswanderer, die als Arzt, Professor 
oder im produktiven Unternehmertum aktiv 
sind, können viel Positives zur Entwicklung zu 
Hause beitragen. Anders sieht es mit Auswan
derern aus, die sich in ihrem Zielland nicht 
 positiv einbringen können oder wollen. 

Die ökonomische Literatur befasst sich in 
letzter Zeit sehr ausführlich mit der globalen 
Ungleichheit und dem Für und Wider der welt
weiten Migration. Der ehemalige Weltbank
Ökonom Branko Milanovic, der an der Univer
sität Maryland lehrt, hat in jüngeren Arbeiten 
untersucht, welcher Anteil der weltweiten 
 Einkommensunterschiede auf innerstaatli
chen Ursachen beruht und welcher Anteil auf 
den «Faktor Geografie» oder auf die Frage «Wo 
wohnt man?» zurückzuführen ist. Den zweiten 
Faktor nennt er die «Einwohnerrente». Global 
gesehen, gehen mehr als zwei Drittel der Ein
kommensunterschiede auf den Faktor Geo
grafie zurück. 

Milanovic erklärt zudem, dass der Auswan
derungsentscheid nicht nur von dem durch
schnittlichen Realeinkommen abhängt, son
dern von der Verteilung der Einkommen im 

Herkunfts und im Zielland. Für einen schlecht
qualifizierten Einwanderer aus Malawi ist 
Schweden, wo die Einkommensunterschiede 
gering sind, theoretisch ein attraktiveres 
 Einwanderungsland als die USA, wo die Ein
kommensunterschiede höher sind – selbst 
wenn das durchschnittliche Einkommen in den 
USA höher ist. Reichere Länder mit geringen 
Einkommensunterschieden, so Milancovic, 
ziehen schlechtqualifizierte Immigranten an, 
die erwarten müssen, eher in den unteren Ein
kommensklassen des Einwanderungslandes zu 
landen. «Die Entwicklung eines nationalen 
Wohlfahrtsstaates bringt so den perversen 
 Effekt mit sich, Migranten anzuziehen, die 
 wenig beizutragen haben.» 

Ein weiterer Ökonom, der Interessantes zum 
Thema beiträgt, ist Oded Stark von der Uni
versität Georgetown. Er hat das Konzept der 
«relativen Deprivation» oder des «relativen 
Mangels» entwickelt und wendet es auf inter
nationale Migrationsbewegungen an. Dieses 
beruht auf der Erkenntnis, dass das empfun
dene Wohlergehen der Menschen vor allem 
 davon abhängt, wie schlecht es ihnen wirt
schaftlich im Vergleich zu ihnen nahestehen
den Personen geht. Migranten vergleichen sich 
für eine gewisse Zeit eher mit ihren zurückge

bliebenen Familienangehörigen und Bekann
ten als mit der Umgebung ihres Einwande
rungslandes. Mit anderen Worten: Für den 
Auswanderer aus Malawi ist selbst ein nach 
westlichem Verständnis minimales Einkom
men mit einem grossen Statusgewinn verbun
den. Ein bildliches Zeugnis dieses Phänomens 
kann man täglich in internationalen Sofort
überweisungsbüros wie Western Union bestau
nen, wo Einwanderer gewisse Teile ihres nicht 
üppigen Einkommens in ihr Heimatland schi
cken. Wer von der Schweiz aus monatlich etwas 
mehr als 200 Franken nach Malawi schickt, gilt 
in seiner Bezugsgruppe schon als äusserst 
wohlhabender Mann. Die westlichen Sozial
systeme werden so zur erzwungenen Entwick
lungshilfe umfunktioniert. 

Oded Stark gibt zu bedenken, dass die Veran
kerung armer Migranten in ihrer Herkunfts
gemeinschaft auch ihre Anreize senkt, einer 
produktiven Tätigkeit nachzugehen. Wo das 
sozialstaatlich garantierte Minimaleinkom
men dem Einwanderer in seinem Herkunfts
land bereits einen substanziellen Statusgewinn 
beschert, ist seine Neigung gering, eine Fremd
sprache zu lernen und einer bezahlten Arbeit 
nachzugehen. Dies gilt in noch stärkerem 
 Masse, wenn der Einwanderer in eine bereits 
umfangreiche Diasporagemeinde seiner ehe
maligen Landsleute auswandert, die unter sich 
bleiben kann. Wie sähe Kuba aus, wenn die 
Hunderttausenden Emigranten, anstatt das 
Glück im Ausland zu suchen, in ihrem Heimat
land auf eine Änderung der Verhältnisse hin
gewirkt hätten?

Unterbindung der illegalen Migration

Milancovic sieht unauflösbare Zielkonflikte 
zwischen den drei Faktoren: der Globalisie
rung, der hohen Ungleichheit zwischen den 
Ländern und der weltweiten Migration. Die 
Globalisierung bringt mit sich, dass sich das 
 Bewusstsein um die Einkommensunterschiede 
bis in den hintersten Erdwinkel fortpflanzt 
und die heute beklagte Massenmigration von 
Arm nach Reich in Gang setzt. 

Das Problem ist nur zu lösen, indem man eine 
der drei Entwicklungen zum Stillstand bringt. 
Eine Möglichkeit wären Geldtransfers von den 
reichen in die armen Länder, welche die Un
gleichheit reduzieren. Allerdings gibt es begrün
dete Zweifel daran, dass Transferzahlungen und 
Entwicklungshilfe etwas an den Ursachen für 
die Armut in vielen Teilen der Welt ändern. Zu
dem ist es nicht die Schuld der Menschen in den 
entwickelten Ländern, dass in vielen Teilen der 
Welt die institutionellen oder mentalen Grund
zutaten für wirtschaftlichen Erfolg fehlen. 
Bleibt aus Sicht der reichen Entwicklungsländer 
als Lösung nur eines: die konsequente polizeili
che Unterbindung der illegalen Migration – ver
bunden mit einem Einwanderungsrecht, das 
wirtschaftlich leistungsfähige und willige Mig
ranten aus aller Welt anzieht und belohnt. g 

Aus der Sicht eines Schweizers  
wäre das ein Land, in dem jeder 21 
 Millionen Dollar im Jahr verdient.
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«Javaclub», Genf: eine Rechnung über 36 000 
Franken, 101 Flaschen Moët; Schweizer  Internat, 
nachts: Ein Jugendlicher beugt sich übers Lap-
top, neben ihm eine glänzende Champagnerfla-
sche und eine mit Hundert-Franken-Scheinen 
gefüllte Schublade; Garageneinfahrt, Zürich: 
Der junge Vincent Lehmann lehnt an einem 
Mercedes SLS AMG Roadster; irgendwo in 
Genf: Zwei Minderjährige trinken mit schwar-
zen Strohhalmen Dom Pérignon; St. Barth: der 
Kiel einer Jacht, beladen mit fast zwanzig Louis-
Vuitton-Koffern – Wert: 80 000 Franken, Besit-
zer ist ein Mittzwanziger. Ansonsten: drei Mäd-
chen vor Privatjet in Aspen, Trinkpartys auf den 
Skipisten von St. Moritz, mit Rolex behangene 
Teenagerarme . . . Über Geld spricht man nicht, 
zeigt es auch nicht immer her. Die Jugendlichen 
und Kinder reicher Familien tun beides und zei-
gen sich,  ganz in der Bling-Kultur einer Jenni-
fer Lopez im strass besetzten Transparentkleid, 
in der Schweiz – eigentlich Ort zwinglianischer 
Zurückhaltung und Bescheidenheit –, in Man-
hattan, den Hamptons, Beverly Hills, Saint-Tro-
pez oder Dubai beim Champagnertrinken, auf 
Jachten, in Privatjets, auf Geldscheinen schla-
fend oder beim «credit card workout», kurz – 
beim Reichsein.

«Sie haben mehr Geld als du, dies ist, was sie 
damit tun», heisst es auf der Website der «Rich 
Kids of Instagram», die seit Juli 2012 von einer 
Gruppe anonymer Blogger betrieben wird. Ins-
tagram ist eine Internetplattform, auf der 
 Mitglieder Bilder vom Smartphone hoch laden 
und veröffentlichen. Hashtags wie hdukannst-
nichtmitmiryachten,  hveuve, hprivatflüge oder 
hreichtum verlinken die  Instagram-Seite wie-
derum mit Twitter. In zwischen haben die Rich 

«Tut uns leid, dass du arbeiten musst»
Auf der  Internetplattform Instagram zeigen Jugendliche und Kinder auf exzessive Weise ihren Reichtum 
vor — darunter auch viele Schweizer. Zwingli und Bescheidenheit: Das war einmal. Heute protzen die Erben 
hemmungslos mit ihrem Luxus. Von Sarah Pines

«Sie haben mehr Geld als du»: Pool-Party, Las Vegas. Kleckse der Verschwendung: Schweizer Internat.

«LV Wahn!!! hzuvielgepaeck»: Saint-Barthélemy.

Voyeuristische Sehnsüchte: sartorialdario.

«Kreditkartenworkout»: junge Shopperin.

«herstesreisewochenende»: Genfer Club.Beim Reichsein: live aus dem Privatjet.
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tischen Inszenierung von Reichtum und 
ironisieren Konventionen oder ästhetische Vor-
stellungen der Oberklasse. Doch faszinieren ex-
zessive Darstellungen von Reichtum weiterhin, 
beschwören die Hochglanzfotografie von Vogue 
herauf; Bilder teurer Urlaubsresorts, von Jach-
ten oder Häusern der Stars wecken Sehnsüchte 
voyeuristischer Teilnahme an Opulenz. 

Verlorenheit im Überfluss: markmargulies. Im Einkaufsrausch: 100 Karat Diamant.

«huhrenmittwoch»: the—marcus—w.a.

Bling-Kultur: Vincent Lehmann mit SLS-Roadster.

«Draussen bleiben»: auf dem Weg nach Aspen.

«Don’t mess with the blessed»: First-Class-Lounge.

«Hashtag Lemonade»: Luxushotel, Hongkong.

Kids of Instagram die Sites Rich Kids of Tehran 
und Rich Kids of Beverly Hills sowie eine gleich-
namige Reality-Show  inspiriert.

Die Armenfotografie hat Tradi tion; hier ist 
das Verhältnis zwischen Fotografen und Objekt 
selten ambivalent, es geht vor allem um Sozial-
kritik, Identifikation, Mit gefühl. Seit den Acht-
zigern beschäftigen sich Fotografen mit der kri-

Inzwischen haben die sozialen Medien die Dar-
stellung von Reichtum verändert. «Don’t mess 
with the blessed» schreibt eine junge Frau, auf 
dem Flügel eines Privatflugzeugs stehend, zu 
ihrem Foto. Auf einem anderen hält ein Jugend-
licher auf einer Party ein Bild mit der Aufschrift 
«Draussen bleiben» in die Kamera. Den Rich 
Kids of Insta gram geht es nicht um die 
bedingungs lose Offenheit freundlicher Netz-
werke. Sondern um die Postulierung von Exklu-
sivität als echtem sozialem Wert. Mit Auswir-
kungen auf den Betrachter: Neid und Scham 
über die eigene, relative Armut. «Tut uns leid, 
dass du arbeiten musst» ist der Untertitel eines 
jungen Mannes in Badehose – Andrew Warren, 
Sohn eines New Yorker Immobilienmoguls –, 
der mit drei schlanken Frauen, dar unter Tif fany 
Trump, auf Liegestühlen einer Manhattaner 
Dachterrasse liegt. Dazu der Hashtag Lemona-
de. «Wenn andere eifersüchtig auf uns sind, 
‹sauer dreinschauen› wegen dem, was wir ma-
chen, dann nennen wir das Limonade», sagt 
 Andrew. Im Juli 2014 erschien – anonym her-
ausgegeben vom Gründer der gleichnamigen 
Website – das Buch «Rich Kids of Instagram», 
das Einkaufsrausch, türkis Pool-Partys und das 
Funkeln schwarzer AmEx-Kreditkarten um an-
deres Dunkles ergänzt: Einsamkeit, Drogen, ab-
wesende Väter,  Valium schluckende Mütter. 

Die Darstellung des Reichtums war stets an 
bestimmte  Räume und Objekte gebunden: 
Auf der Ikonenmalerei des Mittelalters war 
Kobaltblau die kostbarste und daher den Ge-
wändern der Heiligen vorbehaltene Farbe, der 
Sonnenkönig stellte sich in den Gärten von 
Versailles dar, Fotografien des reichen Bürger-
tums im 19.  Jahrhundert zeigen Teppiche, 
 Tapeten und Gemälde als Distinktionsmerk-
male. Die reichen Kinder in den sozialen Medi-
en geben dem Geld eigene, neue Farben: betö-
rendes Ferrari-Rot, Jacht-Weiss, Veuve-Orange, 
vermischt mit soziopathischen Klecksen der 
Verschwendung, bildgewaltiger Verlorenheit 
im Überfluss, abgerundet mit der champa-
gnerfarbenen Spitze eines Rolex-Lachens.  g
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Alan Dershowitz steht immer wieder im Ram-
penlicht als Verteidiger der Berühmten und 
Berüchtigten. So engagierte er sich im Clin-
ton-Lewinsky-Skandal, im Prozess Bush ge-
gen Gore, beim Streit zwischen Woody Allen 
und Mia Farrow, auch half er Marc Rich. Bis 
Ende 2014 war Dershowitz ordentlicher Pro-
fessor an der Harvard University. Dort spezia-
lisierte er sich auf Menschenrechte. Zu seinen 
Grundüberzeugungen gehört, dass die freie 
Meinungsäusserung die Autoritäten in Frage 
stellen soll. Deshalb setzt er sich mitunter 
auch für Angeklagte ein, deren Meinung er 
verachtet; er unterstützte sogar einmal einen 
Holocaust-Leugner. Das Recht auf freie Mei-
nungsäusserung ist für ihn sakrosankt. In sol-
chen Fällen spendet er das Honorar NGOs, et-
wa der Anti-Defamation League (ADL).

Herr Dershowitz, im vergangenen Jahr 
wurden schwere Sex-Vorwürfe gegen Sie 
erhoben. Mögen Sie darüber sprechen?

Klar, ich lege sogar Wert darauf. Ich war das 
Opfer eines falschen Vorwurfs, und ich 
konnte das beweisen. Deshalb bin ich heute 
glücklich, darüber reden zu können. (Lacht)

Im April hat ein Richter die Klage gegen 
Sie abgewiesen. Was bleibt zurück?

Mein Ruf wurde geschädigt. Leider gibt es 
immer noch Leute, die den Lügen jener 
Frau Glauben schenken, obwohl sie nach-
weislich die ganze Geschichte frei erfunden 
hat. Es ist wie mit dem Stinktier: Wenn es 
den Raum einmal verlassen hat – der Ge-
stank bleibt zurück. Deshalb muss ich mich 
wehren. Doch es geht nicht nur um mich.

Sondern?
Diese falschen Anschuldigungen schaden 
jenen Frauen, die tatsächlich Opfer von Ver-
gewaltigern wurden. Deshalb ist es so wich-
tig, dass unhaltbare Anklagen Konsequen-
zen haben. 

Welche Motive vermuten Sie hinter den 
Anschuldigungen?

Sicheres kann ich nur über die Reaktionen 
sagen.

Ich bitte darum.
Vor allem bei Anwälten und Rechtsprofes-
soren sind die Reaktionen besonders hef-
tig ausgefallen. Sie waren sofort von mei-
ner Schuld überzeugt. Das scheint ihnen 
gefallen zu haben. Eine Portion Schaden-
freude war nicht zu übersehen. Ich bin 
eben ein umstrittener Jurist und berühm-
ter als sie.

Sie sind auch bekannt dafür, Israel und seine 
Politik stets zu verteidigen. Meinten Sie des-
halb neulich andeutungsweise, dass es sich 
bei der Anklage um eine Einschüchterungs-
kampagne gehandelt haben  könnte?

Ich weiss nicht, ob die Vorwürfe vor diesem 
Hintergrund gesehen werden müssen. Aber 
ich kann Ihnen sagen, dass sie von propalästi-
nensischen Medien mit Genuss aufgegriffen 
wurden. Es gefiel ihnen, dass ein proisraeli-
scher Advokat mit dem Vorwurf dieses 
schrecklichen Verbrechens konfrontiert war. 

Vor drei Jahren warben Sie für die Wieder-
wahl von US-Präsident Barack Obama. Jetzt 
haben Sie sich in mehreren Artikeln von 
ihm distanziert. Weshalb? 

Im Prinzip unterstütze ich seine Innen politik 
nach wie vor. Ich finde seine Gesundheits-
politik gut, halte seine Politik bei den The-
men gleichgeschlechtliche Ehe und Einwan-
derung für richtig. 

Was kritisieren Sie an Obama?
Ich traf Barack vor seiner Wahl, sass ihm so 
gegenüber, wie ich jetzt Ihnen gegenüber-
sitze, und er sagte mir: «Alan, du kannst mir 
glauben, ich werde es nicht zulassen, dass der 
Iran Nuklearwaffen entwickelt. Ich stehe hin-
ter Israel.» Damals glaubte ich ihm. Ich 
 glaube übrigens immer noch, dass er mir da-
mals die Wahrheit sagte, dass das zu jener 
Zeit seine ehrliche Überzeugung war. 

Und jetzt?
Er will es zulassen, dass der Iran Nuklear-
waffen entwickelt, entweder in zehn oder in 
fünfzehn Jahren. 

Obama behauptet das Gegenteil: Er werde 
keine iranische A-Bombe zulassen.

Wenn das Abkommen abgelaufen ist, gibt es 
nur noch den Atomwaffensperrvertrag, um 
die iranische Bombe zu verhindern. Deshalb 
ist meine Prognose pessimistisch.

Wie lautet sie?
Bereits in acht Jahren wird der Iran ein voll 
gerüsteter Atomwaffenstaat sein.

Selbst wenn der Deal hält, was Obama ver-
spricht?

Niemand wird es wagen, neue Sanktionen zu 
verhängen, wenn der Deal dem Ende zusteu-
ert. Deshalb ist das Abkommen gefährlich. 

Obama ist einer der schlechtesten amerikani-
schen Aussenpolitiker in der modernen Ge-
schichte der Vereinigten Staaten. Er hat alle 
vor den Kopf gestossen. Die Palästinenser 
mögen ihn nicht, die Saudis, die Ägypter, die 
Jordanier auch nicht, von Israel ganz zu 
schweigen. Er hat es geschafft, Amerika von 
allen zu entfremden, auch von den Europä-
ern. Obama hat die Stossrichtung der ameri-
kanischen Aussenpolitik völlig umgekrem-
pelt. Er hat die Machtbalance im Mittleren 
Osten verändert – zu Lasten Israels, zuguns-
ten des Iran. Obama ist schlimmer als Neville 
Chamberlain . . .

. . . der Mann, der in den dreissiger Jahren 
britischer Regierungschef war.

Chamberlain hat «nur zugelassen», dass Hit-
ler Sudetendeutschland übernahm. Doch er 
ermutigte Hitler nicht dazu, in Europa eine 
Führungsposition zu übernehmen. Die Re-
gierung Obama fordert Teheran jetzt aber 
förmlich auf, sich zur führenden Kraft im 
Mittleren Osten aufzuschwingen. Das ist ein 
absolutes aussenpolitisches Desaster – für die 
USA. Ich denke dabei nicht einmal an Israel 
und den Rest der Welt. Wenn der Iran einmal 
nuklearer Schwellenstaat ist, werden andere 
Staaten nachziehen wollen. Das wird ein 
 nukleares Wettrüsten auslösen. 

Die Alternative zum Deal sei Krieg, behaup-
tet Obama.

Er führte die Atomverhandlungen von An-
fang an mit der Bereitschaft, Teheran Kon-
zessionen einzuräumen. Damit hat er das 
Sanktionsregime zum Einsturz gebracht. 
Trotzdem behauptet er jetzt, dass es nur zwei 
Optionen gebe, um eine atomare Aufrüstung 
des Iran zu verhindern: Krieg oder diesen 
Deal. Dabei verschweigt er, dass er es ist, der 
diese Situation geschaffen hat, indem er die 
Sanktionen ausgehöhlt hat. Seine Verhand-
lungstaktik kann ich nur als sehr hinterhältig 
bezeichnen. Indem Obama Israel von den 
 Gesprächen ausschloss, behandelte er zudem 
seinen treuesten Verbündeten im Nahen 
 Osten wie einen Bastard. 

Ein Einbezug Israels hätte zum sofortigen 
Abbruch der Verhandlungen geführt.

Als ich Obama traf, sagte ich zu ihm: «Sie 
würden nie Amerikas Sicherheit outsourcen.» 
Und er sagte: «Natürlich nicht.» Worauf ich 
ihm antwortete: «Sie können dann auch 
nicht erwarten, dass Israel die Verteidigung 
seiner Bevölkerung Dritten überlässt.» Er 
ging mit mir einig. ›››

«Das Völkerrecht ist unmoralisch»
Alan M. Dershowitz ist einer der bekanntesten Rechtsanwälte und der einflussreichsten Israel-Lobbyisten  
der USA. Hier spricht er über Präsident Barack Obama und dessen Atom-Deal mit Iran, Benjamin Netanjahus 
taktische Fehler und internationales Recht. Von Pierre Heumann und Sally Montana (Bild)

«Obamas Verhandlungstaktik 
kann ich nur als sehr hinterhältig 
bezeichnen.»
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«Es ist wie mit dem Stinktier»: Professor Dershowitz.
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rational den kende Menschen anspricht und 
überzeugt.

Sie beschäftigen sich seit Jahrzehnten auch 
als Jurist mit den besetzten Gebieten. Wem 
gehört eigentlich das Westjordanland?

Jordanien hatte nie einen legitimen An-
spruch auf das Westjordanland. Es war stets 
eine illegale Besetzung. Diese Besetzung 
war übrigens viel schlimmer als diejenige 
 Israels. 

Wo liegt der Unterschied?
Israel hat das Westjordanland 1967 als Ant-
wort auf einen Angriff Jordaniens besetzt. 
Das bestreitet heute niemand. Der Vor-
marsch auf das Westjordanland war eine le-
gitime militärische Aktion. Das Westjordan-
land ist ein disputed territory, ein umstrittenes 
Gebiet. Niemand weiss, wem es gehört. Um 
diese Frage zu beantworten, braucht es 
 einen politischen Entscheid. Juristische 
 Mechanismen können das nicht. 

Sie sagten einmal, dass man internationales 
Recht missachten müsse. Ist das Ihr Ernst?

Nicht nur missachten soll man es, sondern 
sich regelrecht darüber hinwegsetzen. Ein 
Teil des Völkerrechts entsteht nicht wie in-
nerstaatliches Recht, das demokratisch be-
schlossen wird. Internationale Gesetze wer-
den von oben diktiert. Sie sind in erster Linie 
das Resultat einer Handvoll linksgerichteter 
Akademiker, die an europäischen Universi-
täten sitzen und sich überlegen, wie sie ihre 
 linke Politik in die juristische Realität um-
setzen können. Natürlich muss man Verträ-
ge, die man unterschrieben hat, einhalten. 
Aber es gibt keine demokratische Theorie, 
die einen verpflichtet, das Werk von igno-
ranten und bornierten Akademikern zu 
übernehmen, die den grössten Teil des inter-
nationalen Rechts schreiben. Robert Jack-
son, unser Richter am Obersten Gerichtshof, 
hatte durchaus recht, als er sagte: «Die 
schlimmste Form der Unterdrückung ist 
diejenige, die als Gerechtigkeit maskiert 
 daherkommt.» 

Sie würden für Abschaffung plädieren?
Nein, aber für eine sinnvolle Anwendung. In 
Amerika sagen wir, dass ohne gewählte poli-
tische Vertretung keine Steuern erhoben 
werden dürfen. Dieser Grundsatz muss auch 
beim internationalen Recht gelten. Nie-
mand sollte Gesetze befolgen müssen, bei 
deren Entstehung er nichts zu sagen hatte.

Würden Sie dieses Prinzip auch auf den 
Atom-Deal mit Teheran anwenden?

Barack Obama sagte, dass das Abkommen mit 
Teheran juristisch nicht verbindlich sei, weil 
die Zustimmung des Parlaments noch nicht 
vorliege. Er hat recht. Man kann das Volk 
nicht durch einen Rechtsakt des Präsidenten 
verpflichten. Das Volk kann nur durch einen 
Entschluss der Legislative verpflichtet wer-
den, die die Gesetze festlegt. Der Präsident ist 
nicht der Oberbefehlshaber der USA, und er 

Sollte es zum Deal kommen, ist die militä-
rische Option zur Verhinderung der irani-
schen Bombe wohl vom Tisch. Israel wird 
 einen Angriff auf Atomanlagen kaum wa-
gen, nachdem sich die mächtigsten Natio-
nen mit Teheran geeinigt haben.

Ich hoffe, dass die militärische Option 
nicht nötig sein wird. Aber schlimmer als 
die militärische Option wäre ein nukleares 
Iran. Das ist nicht tolerierbar und nicht ak-
zeptierbar. Die militärische Option ist des-
halb auch nach einem Deal mit Teheran 
nicht vom Tisch. Israel griff im Jahre 2007 
Syriens fast betriebsbereiten Reaktor ge-
gen den Willen des damaligen Präsidenten 
Bush an. Als Israel 1981 den Atomreaktor 
im Irak zerstörte, wurde das von der gan-
zen Uno und auch von den USA verurteilt. 
Das kümmert Jerusalem also nicht sonder-
lich. Die militärische Option ist erst ausge-
schlossen, wenn Russland den Iranern das 
Flugabwehrsystem S-300  liefert. 

Vielleicht wird die Gefahr einer nuklearen 
Islamischen Republik übertrieben. Viel-
leicht ist das Regime nicht so irrational, 
wie viele unterstellen.

Sie sagen «vielleicht». Vielleicht ist das so. 
Doch «vielleicht» ist nicht gut genug für 
die Sicherheit. 

Was könnte Israel zur Lösung der Atom-
frage beitragen?

Israel könnte alles ändern, wenn es den 
 Palästinensern einen grosszügigen Vor-
schlag machen würde. Und zwar bald. Das 
 würde die Position Israels in Europa und 
in den USA verbessern, was sich im positi-
ven Sinn dramatisch auf die Sicherheit Is-
raels auswirken würde. 

Wie müsste der Vorschlag aussehen?
Ein paläsxtinensischer Staat wäre eine gu-
te Voraussetzung, um sich mit Ländern zu 
eini gen, mit denen Israel bisher keine dip-
lomatischen Beziehungen hat – zum Bei-
spiel mit Saudi-Arabien oder den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten. Ein Abkommen 
mit den Palästinensern im Westjordan-
land würde für Israel kein Sicherheitsrisi-
ko beinhalten. Es bestünde höchstens ein 
Risiko für die israelische Regierung, dass 
sie gestürzt wird. Trotzdem glaube ich, 
dass Jerusalem jetzt eine weitherzige Of-
ferte machen sollte, die dann vielleicht 
 abgelehnt wird, wie das schon mehrmals 
in den vergangenen Jahren der Fall war. 
 Israel muss begreifen, dass der Iran – und 
nicht die Palästinenser – die Existenz Isra-
els bedroht. 

Es fällt allerdings schwer, eine voraus-
schauende israelische Politik zu erken-
nen?

Hinter den Kulissen ist einiges in Bewe-
gung.

Haben Sie Informationen aus dem engs-
ten Zirkel, oder hoffen Sie es bloss?

Ich bin überzeugt, dass es so ist. Es ist mehr 
als Hoffnung. Benjamin Netanjahu will 
 eines Tages wie Richard Nixon in die Erinne-
rung eingehen, der konservative Präsident, 
der sich öffnete und mit seinem Besuch in 
China Geschichte schrieb.

Halten Sie nach all den Siedlungsbauten 
das Festhalten an der Zweistaatenlösung 
noch für realistisch? 

Durchaus. Mehr als das: Sie ist notwendig. 
Ich bin deshalb ein Kritiker der Siedlungen. 
Bereits 1973 war ich dagegen. Mein Rabbiner 
beschimpfte mich damals als Verräter des 
 jüdischen Volkes. 

Die neue Koalition in Jerusalem könnte 
sich dieser Einschätzung  anschliessen. Sie 
besteht aus Religiösen und Nationalisten.

Netanjahu ist ein Mitte-rechts-Politiker. 
Wenn es nach ihm ginge und er sich nicht 
um die Koalition kümmern müsste, würde 
er einen Friedensvertrag anbieten.

Was haben Israels Regierungen in den ver-
gangenen Jahrzehnten Ihrer Meinung nach 
falsch gemacht?

Sie haben den Unterschied zwischen militä-
rischer Besetzung und ziviler Besiedlung 
nicht verstanden. Die militärische Beset-
zung des Westjordanlandes ist gerechtfer-
tigt, solange es keinen Friedensvertrag gibt. 
Zivile Siedlungen im Westjordanland sind 
aber fragwürdig. Wobei ich gleich anfügen 
muss: Der Westen erschwert die Lösung des 
Konflikts. Er ermutigt die Palästinenser, 
nicht an den Verhandlungstisch zu gehen, 
indem er ihnen sagt: «Ihr werdet den Staat 
erhalten, ohne eine eurer Forderungen auf-
zugeben oder Kompromisse zu machen.» 
Die internatio nale Gemeinschaft spielt eine 
schreckliche Rolle im Konflikt. Gerade des-
halb müsste Israel einen Plan vorlegen, der 

Poldi 

«Denken Sie, Herr Poldi, gestern  
habe ich beim Rennen zweihundert Mark 

verloren.» – «Ja, warum sind Sie denn  
auch so gerannt?»
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ist nicht mein Oberbefehlshaber. Er ist ge-
wählter Präsident für eine bestimmte Zeit, 
er ist Oberbefehlshaber der Streitkräfte, 
aber nicht der Bürger oder für die Aus-
senpolitik. Auch bei diplomatischen Ver-
handlungen ist er nicht der Oberbefehls-
haber. Er hat sich der Kontrolle des Senats 
und des Repräsentantenhauses zu unter-
ziehen. Politiker bezeichnen den Präsiden-
ten zwar manchmal als Ober befehlshaber. 
Doch auch wenn sie den  Begriff bloss rheto-
risch verwenden, ist das gefährlich. Denn er 
suggeriert eine Konzentration der Gewalt 
statt  einer  Gewaltenteilung. 

Wäre Hillary Clinton in der Lage, Obamas 
Fehler in der Iran-Politik zu korrigieren? 

Wir kennen ihre Position zum Iran-Deal 
nicht. Aber laut Haim Saban, der ihr nahe-
steht, gibt es Hinweise, dass sie Obamas 
Absichten gegenüber kritisch eingestellt 
ist. Sie ist allerdings in einer heiklen Lage. 
Einer seits will sie die Unterstützung von 
Obama, wenn sie sich als Präsidentin be-
wirbt. Anderseits muss sie sich von seinen 
verheerenden Fehlern distanzieren und 
sich von ihm abgrenzen. 

Wie werden die jüdischen Amerikaner bei 
den nächsten Wahlen wählen: demokra-
tisch oder republikanisch? 

Amerikas Juden sind Israel gegenüber 
 gespalten. Das war bereits vor Obama so. 

Viele haben Mühe, den rechtslastigen Trend 
der israelischen Politik zu akzeptieren. In-
nenpolitisch sind die Juden aber mehrheit-
lich liberal. «Sie verdienen wie Episkopa-
len», sagte in den fünfziger Jahren ein 
jüdischer Gelehrter und bezog sich auf die 
damals wohlhabendste Minderheit in Ame-
rika, «aber sie wählen wie Puerto-Ricaner.» 

Wie kommt das?
Wir haben eben unsere Erinnerungen. Mei-
ne Eltern zum Beispiel waren arm, mussten 
hart arbeiten. Roosevelt war ihr grosses Vor-
bild. Doch bei den nächsten Wahlen wird es 
für die Demokraten schwieriger sein. Clin-
ton wird sich mächtig anstrengen müssen, 
um das Vertrauen der Juden zurückzuge-
winnen. Würden heute Wahlen stattfinden, 
erhielte Obama wohl nicht die Mehrheit der 
jüdischen Stimmen.

Im vergangenen Jahr wurden Sie emeri-
tiert. Welche Projekte haben Sie sich vorge-
nommen?

Zunächst war ich während dreier Monate 
damit beschäftigt, die falschen und halt-
losen Anschuldigungen gegen mich zu 

 widerlegen. Zudem bin ich daran, ein Buch 
zu schreiben, in dem es um Gedanken zum 
Begriff «Gerechtigkeit» geht. Die Hälfte 
meiner Zeit wende ich auf, um Israel zu ver-
teidigen.

Sie engagieren sich sehr aktiv im Kampf 
 gegen die Bewegung, die zum Boykott 
 Israels aufruft. Wie argumentieren Sie?

Dass der Boykottaufruf selektiv ist. Wenn 
 einer boykottieren will, soll er eine Liste der-
jenigen Länder machen, die Menschenrechte 
verletzen. Israel würde es nie schaffen, auf 
diese Liste zu kommen. Die Boykottbewe-
gung ist unmoralisch, weil sie Israel trotz-
dem zuoberst auf die Liste setzt. Sie übersieht 
die Tatsache, dass Israel den Palästinensern 
wiederholt die Hand zum Frieden gereicht 
hat, diese die Zweistaatenlösung jedoch 
 abgelehnt haben. Die Boykottbewegung 
 ermuntert die Palästinenser zudem, alle 
Kompromisse mit Israel abzulehnen.

«Niemand sollte Gesetze befolgen 
müssen, bei deren Entstehung er 
nichts zu sagen hatte.»

Alan M. Dershowitz ist in Brooklyn aufgewachsen. Er 
stammt aus einer streng jüdisch-orthodoxen Familie und 
fand als Teenager zum säkularen Lebensstil. Er studierte 
an der Yale Law School und wurde im Alter von 26 Jahren 
jüngster Assistenzprofessor in der Geschichte der Harvard 
Law School. Im Oktober erscheint bei Random House sein 
Buch «Abraham: The World’s First (But Certainly Not 
Last) Jewish Lawyer».
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Wie viel Platz braucht ein Mensch? Bild der Reportage «Trapped» von Benny Lam.
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Eine Raum-Kapsel. Raum-Kapsel-Men-
schen, Bewohner jenseits der Schwerkraft. 

Wenn die Erdanziehung kapituliert, weil ein 
Menschenleben nichts wiegt, beginnt die 
Existenz zu schweben. Sie schwebt in einem 
gesetzlosen Raum. Sie schwebt losgelöst von 
jeder Perspektive, enthoben vom Blick an-
derswohin als auf vier Wände. Gefangen, 
«trapped», heisst die Reportage des Fotogra-
fen Benny Lam.

Es ist ein abgepacktes Leben, ein Leben in 
 Säcken verstaut. Dafür herrscht Rosa vor, viel 
Rosa, Schultaschen, Schulsachen, Buntstifte, 
Schreibkarten. Auf der anderen Wandseite ein 
Anflug von Küche, eine Ahnung von Bade-
zimmer. Und über allem der Wille nach Über-
sicht. Wo die Menschenwürde auszieht, weil 
man ihr keinen Raum lässt, zieht der Zwang 
zur Ordnung ein. 

Das ist Hongkong. Die Megapolis mit den 
meisten Milliardären Asiens. Hongkong, be-
rühmt für seine Wolkenkratzer, seine Massen 
an Arbeitern, seine Massen an Menschen unter 
der Armutsgrenze, über eine Million soll es 
sein. Wo leben sie alle? In Drahtverhauen, 
übereinandergestapelt wie Hundezwinger, 
kaum grösser als eine Matratze, man kennt die 
Bilder. Oder sie leben wie die Menschen hier, 
die Glücklicheren unter ihnen: in Boxen, 
 maximale Kopfzahl bei minimalem Raum. Die 
Wohnungspreise in Hongkong sind irrsinnige 
Male höher als jene in New York, und genauso 
steht es mit der Arbeitslosigkeit. 

Wo befindet sich der Fotograf, Benny Lam, 
wenn er die Frage stellt: «Wie viel Platz braucht 
ein Mensch»? Schwebt er an der Decke? Liegt 
er wieder auf einer nächsten Etage des Bettes, 
auf dem wieder andere Kinder Hausaufgaben 
machen, sich ausruhen sollen. Das Mädchen, 
sein Bruder, die Eltern am Küchentisch, wer 
weiss es.

Wer weiss, ob sie das Wort «Privatleben» 
kennen? Dieser kategorische Imperativ für ein 
freies, selbstbestimmtes Leben in der freien, 
westlichen Welt. Das Privatleben als Voraus-
setzung eines würdigen Seins. Als Bedingung 
für die schulische Entwicklung unserer Kin-
der, das auch. 

Doch was macht dieses Bild so schrecklich 
schön? Unser Wissen, dass wir keine Gefahr 
laufen, je so zu enden? Unsere Überzeugung, 
dass diese Menschen andere Ansprüche an ihr 
Leben haben als wir? Benny Lam setzt seine 
Bilder dafür ein, in Hongkong für verbesserte 
Wohnverhältnisse der Ärmsten zu kämpfen. 
Was aber bezweckt das Familienbild hier, in 
diesem Heft, auf dieser Seite?

Stil & Kultur

So leicht, so schwer
Von Daniele Muscionico
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Film ist ein Totalbeschuss auf alle Sinne, eine 
Attacke aufs Empfindungsvermögen; ein 

«heisses» Medium (Marshall McLuhan) eben. 
Da brodelt’s, köchelt’s, siedet’s. Was wurde 
nicht alles schon über die laufenden Bilder ge-
sagt und geschrieben, ihre Nähe zu Musik und 
Malerei wurde beschworen, die enge Bezie-
hung zwischen Augenschmaus und Gaumen-
freuden dagegen kaum. Ganz anders bei den 
Filmemachern, die wussten das schon immer. 
Von Slapstick-Tortenschlachten («The Battle of 
the Century») über Chaplins Survival-Gour-
mandise («The Gold Rush»), Claude Chabrols 
cineastischen Leckerbissen («Poulet au vinai-
gre») bis zum Science-Fiction-Happen («Soy-
lent Green») spielen sie seit je mit der  engen 
Verknüpfung von Essensgenuss und Sehen, 
denn sie wissen: Das steigert das (emotionale) 
Vergnügen. Der Zuschauer meint zu riechen 
und zu schmecken, was er sieht. 

Das gelingt in Perfektion nicht vielen; zu den 
wenigen gehört der New Yorker Jon Favreau, 
48. An der Wall Street hat er gejobbt, als Stand-
up-Comedian gealbert, in der Independent-
Szene als Schauspieler und Drehbuchautor 
 reüssiert («Swingers»); als Produzent Superhel-
den gestemmt («Avengers»), als Regisseur auch 
Stuss inszeniert («Elf»), in der Blockbuster-
Schmiede («Iron Man») brilliert. Ein Tausend-
sassa, der schon mal Schnapsideen mit feuriger 

Kino

Brodeln, köcheln, sieden
Die Feelgood-Komödie «Chef» ist eine Hommage an Lebensfreude 
und Lebensgenuss. In unseren Zeiten nicht selbstverständlich.  
Von Wolfram Knorr

Lust umsetzt. Eine solche, richtig gepfeffert, ist 
seine Feelgood-Komödie «Kiss the Cook», die 
für deutsche Ohren den eher lahmen engli-
schen Originaltitel «Chef» verpasst bekam. Ein 
Gourmetkoch aus Los Angeles, den Favreau 
gleich selber spielt, hat die Schnauze voll von 
den Vorschriften des Restaurantbesitzers Riva 
(Dustin Hoffman), der ihn unentwegt daran 
hindert, Neues auszuprobieren, weshalb er von 
einem Gourmetkritiker (Oliver Platt) verrissen 
wird. Nach einem handfesten Krach schmeisst 
er die Kochlöffel hin, besinnt sich auf seine ku-
linarischen Wurzeln, kauft sich einen Imbiss-
wagen und bietet kubanische Sandwiches auf 
höchstem Niveau an. Mit seinem elfjährigen 
Sohn und seinem Ex-Souschef Martin (John 
Legui zamo) macht er sich auf zu einem Roadt-
rip durch den Süden. Das ist schon alles, aber 
scharf gewürzt und saftig. Der volle Genuss von 
den hitzigen kubanischen Rhythmen bis zu 
 brutzelndem Speck, zischendem Fett und knis-
ternden Baguettes – Sinnlichkeitskaskaden von 
tosender Lebensfreude bis hin zur grossartigen 
Kameraarbeit von Kramer Morgenthau («Game 
of Thrones»). Das ist Turbo-Hedonismus, mit 
elegantem Spass serviert. Um die Qualität zu er-
reichen, ging Favreau zu Roy Choi, dem Meister 
der Streetfood-Szene, erst mal in die Schule und 
kochte in dessen Truck, dann holte er Choi als 
Berater für seinen Film. Man «schmeckt es».

Sinnlichkeitskaskaden: «Chef».

Kinozuschauer
1 (1) Avengers: Age of Ultron 13 858 
 Regie: Joss Whedon
2 (3) The Longest Ride 8940 
 Regie: Nicholas Sparks
3 (2) Fast & Furious 7 5834 
 Regie: James Wan
4 (–) Get Hard 5747 
 Regie: Etan Cohen
5 (4) Tinker Bell and the Legend of the ... 2478 
 Regie: Steve Loter
6 (7) Ex Machina 2423 
 Regie: Alex Garland
7 (–) The Water Diviner 2265 
 Regie: Russell Crowe
8 (6) Paul Blart: Mall Cop 2 2169 
 Regie: Andy Fickman
9 (10) Run All Night 1465 
  Regie: Jaume Collet-Serra 
10 (5) Shaun the Sheep Movie 1459 
   Regie: M. Burton / R. Starzak 

Quelle: Schweizerischer Filmverleiher-Verband; 
 Zuschauerzahlen vom Wochenende (Deutschschweiz)

DVD-Verkäufe
1 (1) Der Hobbit – Die Schlacht ... (Warner)
2 (2) Der Hobbit – Trilogie (Warner)
3 (3) Interstellar (Warner)
4 (4) Exodus: Götter und Könige (Fox
5 (–) Automata (Impuls)
6 (5) Game of Thrones – Staffel 4 (Warner)
7 (6) Die Tribute von Panem 3 (Impuls)
8 (–) Der Koch (Praesens)
9 (8) Paddington (TBA)
10 (7) The Homesman (Rainbow)
 
Quelle: Media Control

Top 10

Knorrs Liste
1 Das Deckelbad  HHHHH 
 Regie: Kuno Bont
2 A Most Violent Year  HHHHH 
 Regie: J. C. Chandor
3 Les combattants  HHHHI 
 Regie: Thomas Cailley
4 Shaun the Sheep Movie  HHHHI 
 Regie: M. Burton / R. Starzak
5 Cinderella  HHHHI 
 Regie: Kenneth Branagh
6 The Water Diviner  HHHII 
 Regie: Russell Crowe
7 A Little Chaos  HHHII 
 Regie: Alan Rickman
8 Ex Machina  HHHII 
 Regie: Alex Garland
9 Big Eyes HHHII 
 Regie: Tim Burton
10 Avengers: Age of Ultron HHHII 
 Regie: Joss Whedon
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Da gibt es Szenen, die einen fast auf die Lein-
wand springen lassen; auf jeden Fall will man 
danach sofort ins Restaurant. Von den hand-
gemachten Beignets aus New Orleans über das 
marinierte, dann geröstete Fleisch bis zum an-
getoasteten Weissbrot mit zerfliessendem Käse 
und zu jenem sagenhaften Texaner, der Schwei-
nerücken 24 Stunden im Ofen auf Holzfeuer 
räuchert, wovon Favreau dann dünne saftige 
Scheiben mit einer schwarzen Pfefferkruste ab-
schneidet: «Chef» ist eine Hommage an die 
 Kulinarik und eine Ode an die Lebensfreude 
und den Lebensgenuss.  HHHHI

Weitere Premieren

Die abhandene Welt  _  Der alte Kromberger 
(Matthias Habich) kriegt sich fast nicht ein, als 
er die Ähnlichkeit seiner verstorbenen Frau mit 
der Operndiva Caterina Fabiani (Barbara Suko-
wa) entdeckt. Die lebt zwar in New York, aber 
seine Tochter Sophie (Katja Riemann) soll unbe-
dingt dorthin reisen, um Näheres zu erfahren. 
Kromberger schwant es, dass  es sich bei der Sän-
gerin um die andere, einst  zur Adoption freige-
gebene Tochter handeln  könnte. Nach anfäng-
lichem divenhaftem Rumgezicke Caterinas 
gelingt es Sophie, die sich dabei auch noch in 
den smarten Manager Caterinas verknallt, das 
Geheimnis zutage zu fördern: In einem New 
Yorker Klub darf sie deshalb zeigen, was sie als 
Jazzsängerin draufhat. Margarethe von Trottas 

schwerblütige Familienschicksale («Die blei-
erne Zeit»), in denen es immer um Vergangen-
heit und Verdrängungen geht, spielen in einer 
Welt, als sei die aus Holz grob zusammenge-
schnitzt: Die Figuren reden und bewegen sich 
auch so. Wenn Caterina ihre Arien schmettert, 
Sophie jazzt und Vater Kromberger schnapp-
atmet, wird das melancholische Edelgebaren 
zu arg hölzerner Kunst anstrengung. HHIII

3 cœurs _ Melodramen packen bekanntlich 
das Schicksal rigoros am Schlafittchen, und Be-
noît Jacquot schüttelt es übertrieben. Marc (Be-
noît Poelvoorde) lernt, weil er den Nachtzug 
nach Paris verpasst, in der Provinz Sylvie (Char-
lotte Gainsbourg) kennen. Sie verlieben und 
verabreden sich in den Pariser Tuilerien, ohne 
Name oder Telefonnummer auszutauschen. So 
was muss natürlich schiefgehen. Enttäuscht 
reist Sylvie mit ihrem Mann, den sie zuvor für 
den Finanzheini verliess, in die USA. Marc lernt 
dar aufhin, ohne es zu wissen, Sylvies Schwester 
 Sophie (Chiara Mastroianni) kennen. Sie hei-
raten, und Marc dämmert langsam der Zusam-
menhang. Unfreiwillig komisch ist es, wenn die 
Schwestern unabhängig voneinander ihre je-
weiligen Partner einfach verlassen, weil sie 
Marc lieben; trotzdem versteht es Jacquot, die 
unauflösbare Ménage-à-trois mit Suspense zu 
füllen. Das macht den arg konstruierten Plot 
elegant und spannend. HHHII

Arnold Schwarzeneggers steirischer Ak-
zent als Cyborg in der «Terminator»-Serie 
ist eine Absurdität, die zu seinem Erfolg 
beitrug. Kennen Sie ähnliche Castings, die 
von Erfolg gekrönt waren?  J. Z., Zürich

Peter Lorre verkörperte Ende 
der dreissiger Jahre in den USA 
den mysteriösen japanischen 
Detektiv Mr.  Moto («Think 
Fast, Mr.  Moto», 1937). Auf-
grund des Erfolgs entstanden 

sieben weitere «Mr. Moto»-Filme! Lorre, der 
aus Österreich-Ungarn stammte, radebrechte 

Fragen Sie Knorr mit einem «asiatischen» Akzent. Auch ku rios 
und damals sogar berühmter: der gebürtige 
Schwede Warner Oland als Detektiv Charlie 
Chan in der gleichnamigen Filmreihe 
(«Daughter of the Dragon», 1931). Chan war 
ein chinesisch-hawaiianischer Ermittler. Le-
gendärer Spruch: «Nur törichte Maus baut 
Nest in Ohr von Katze.» Die «Asiaten» waren 
wegen ihrer «exotisch undurchsichtigen» 
Physiognomie beliebt.

Wolfram Knorr

Der Journalist und Buchautor gehört zu den  
renommiertesten Filmkritikern der Schweiz.

Fragen an: knorr@weltwoche.ch 
Unveröffentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Elegant und spannend: «3 cœurs».

Hölzern: «Die abhandene Welt».

Jazz

Alchemie  
des Klangs
Von Peter Rüedi

Chris Potter, 44, eine der wenigen originalen 
Stimmen unter den heutigen Jazz-Saxofo-

nisten, ist ein erstaunlicher Solist auf dem 
 Tenor, dem Sopran und der Bassklarinette, aber 
auch ein Musiker, der gern im grösseren Zu-
sammenhang denkt. Das betrifft einmal seine 
Vorliebe für über die Musik hinausweisende 
konzeptionelle Überlegungen. 2013 erschien 
bei ECM sein Album «The Sirens», ein Meister-
werk allerdings nicht etwa wegen programm-
musikalischer Illustrationen, sondern wegen 
dem, was das Quintett mit Craig Taborn, David 
Virelles, Larry Grenadier und Eric Harland in 
diesem homerischen Rahmen musikalisch ent-
wickelt. Jetzt präsentiert Potter auf «Imaginary 
Cities» mit seinem Underground Orchestra un-
ter anderem in einer viersätzigen Suite «die 
 allgemein utopische Idee von einer besseren 
modernen Stadt». Doch auch die ist nicht mehr 
als der Motor, der die Musik in Gang setzt. Der 
Kern der Besetzung ist Potters Underground 
Quartet mit Adam Rogers (Gitarre), Pianist 
 Taborn und Drummer Nate Smith. Um den 
gruppierte er zwei Bassisten, Scott Colley und 
Fima Ephron, dazu den Vibrafonisten Steve 
Nelson (seinen alten Partner aus den Zeiten bei 
Dave Holland) und ein Streichquartett (mit 
dem grossen Improvisator Mark Feldman an 
der ersten Violine). Das nimmt sich auf den ers-
ten Blick aus wie ein weiteres Beispiel des aktu-
ellen Trends, in der Nachfolge des alten «Third 
Stream» dem Jazz den Jazz auszutreiben. Ist 
aber eher das Gegenteil, nämlich der Versuch, 
den Streichern zu Punch und Groove zu ver-
helfen. Der alte Klassiker «Charlie Parker with 
Strings» war eines von Potters Bildungs-
erlebnissen. Eine Musik wie die auf «Imaginary 
Cities» hatte sich Parker allerdings allenfalls 
 erträumt: diese höchst integrierte Verschmel-
zung der Elemente im Wechsel zwischen ausge-
schriebenen Passagen und expansiv improvi-
sierten (allen voran in starken Soli von Potter 
selbst). Das mag gelegentlich mal an indische 
oder afrikanische Musik, mal an Bartók erin-
nern. In der Dramaturgie und in der Legierung 
der Klänge ist es das Resultat von Potters höchst 
eigener  Alchemie.

Chris Potters Underground 
Orchestra: Imaginary Cities. 
ECM 2387  6025 470 4075(6)
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Der erste Kontakt zum «Swiss Who’s Who» 
kam durch die PR-Firma Richterich & 

Partner. Ein Mitarbeiter kündigte an, ein Gen-
fer Verleger namens Edouard Gueudet werde 
ein neues «Who’s Who» herausbringen, das 
die wichtigsten Menschen der Schweiz ver-
sammle. Nun, man wird neugierig. 

Die PR-Leute sind die natürlichen Feinde 
der Journalisten. Der PR-Mann versucht  einem 
Journalisten die Anliegen seines Mandanten 
schmackhaft zu machen, der Journalist 
schreibt einen Artikel, und der PR-Mann kas-
siert dafür Geld. Man muss also auf der Hut 
sein, zumal oft viel heisse Luft drin ist. Chris-
toph Richterich ist ein prominenter Vertreter 
der Branche. So organisiert er die Öffentlich-
keitsarbeit für das Zürcher Zoofäscht. Da Rich-
terich Presseleute eher herablassend zu behan-
deln pflegt, lief es beim letzten nicht besonders 
gut (sprich: wenig Ausbeute an Artikeln). Als 
Zoofäscht-Präsident und Juwelier Bernhard 
Blum wegen einer unguten Geschichte mit 
 einer Klientin in die Schlagzeilen kam, stand 
ihm Richterich als Image-Aufpolierer zur Sei-
te. Richterich versuchte das auch für den zur-
zeit seine Gefängnisstrafe absitzenden Carl 
Hirschmann, der Sacha Wigdorovits gegen 
ihn auswechselte. Auch Urs E. Schwarzen-
bach lässt sich von ihm öffentlichkeitstech-
nisch beraten (weshalb Richterich bei Inter-
views mit dem Investor dabeisitzt). Dann 

Namen

Heisse Luft
Wo sind die Schweizer Big Shots im neuen  «Swiss Who’s Who»? Der 
Bernhard-Apéro soll wiederbelebt werden. Von Hildegard Schwaninger

erfand Richterich den «Prix du Champagne», 
der seiner Firma höheren Ruhm, dem Geehr-
ten aber (der letzte war Udo Jürgens) kaum 
Mehrwert bringt (ausser einer Flasche Cham-
pagner, die er mit nach Hause nehmen darf).

Und nun das «Swiss Who’s Who»! Der Jung-
unternehmer Edouard Gueudet, 39, aus Genf 
gründete – zwecks Herausgabe dieser Promi-
nentenfibel – den Verlag Gueudet Publishing 
AG. In zweijähriger Arbeit hat ein siebenköp-
figes Komitee die 700 wichtigsten Schweizer 
zusammengestellt, «Menschen, die hinter 

dem Erfolg der Schweiz stehen». Auf die Fra-
ge, wer im Komitee sass, gibt sich Gueudet ge-
heimnisvoll: «Wir wollen nicht, dass man ihre 
Namen kennt, sie sollen anonym bleiben.» 

Ein Blick ins Buch zeigt eine eigenwillige Aus-
wahl. Roger Federer ist – Ehrenrettung! – drin, 
sämtliche Bundesräte auch. Aber was machen 
Alain Delon, Roger Moore und Tyler Brûlé 
(der Wallpaper-Herausgeber, der seinerzeit der 
Swiss ein neues Erscheinungsbild verpasste) im 
Entscheidungsträger-Almanach? Oder der Eso-
teriker-Guru Paulo Coelho? Und warum ist 
Martin Werlen drin und nicht der neue Abt von 
Einsiedeln, Urban Federer? Schweizer Big 
Shots fehlen: Nationalbank-Chef Thomas Jor-
dan, die Medientitanen Roger de Weck und 
Roger Schawinski, Schauspielhaus-Direktorin 
Barbara Frey sowie die Zirkusfamilie Knie. 

Zur Lancierung der Prominentenfibel gab es 
einen Cocktail im «Baur au Lac». Denise 
 Biellmann war da, Koch Anton Mosimann, 
Regine Aeppli und Ursula Gut, Banker Pierin 
Vincenz. Ständerat Thomas Minder stand auf 
der Gästeliste, hatte aber den guten Instinkt, 
nicht zu erscheinen. Sein Name steht im «Who’s 
Who». Der von Christoph Richterich auch. 

Das Werk (auf Englisch) kostet 599 Franken 
(Einführungspreis zurzeit noch 470 Franken). 
Ob diese Rechnung aufgeht?

Die neue Direktorin des Bernhard-Thea-
ters Hanna Scheuring möchte eine alte 

Tradition wiederaufleben lassen: den Bern-
hard-Apéro. Diese von Hans Gmür und Karl 
Suter erfundene Institution der späten siebzi-

ger und achtziger Jahre des vorigen Jahrhun-
derts war ein Hit und wurde erst mit dem Ab-
leben der beiden Gründer eingestellt. Nun soll 
diese fröhliche Apéro-Stunde mit Unterhal-
tungsprogramm Auferstehung feiern. Noch 
sind die Pläne im Anfangsstadium. Hanna 
Scheuring wird beim Pläneschmieden unter-
stützt von Daniel Rohr vom Theater Rigi-
blick, mit dem sie privat verbandelt ist (am 
Samstag liefen sie zusammen die Sola-Stafet-
te). Beide sind ideensprühende, superinitia-
tive Theaterleute. Wunschkandidaten für die 
Conférence sind alt Bundesrat Moritz Leuen-
berger und Kabarett-Texter Domenico Blass 
(beide nicht im «Swiss Who’s Who»).

Eigenwillige Auswahl: Verleger Gueudet.

Cocktail-Laune: Sportlerin Bielmann.

Voller Ideen: Theaterfrau Scheuring.

Im Internet 

www.schwaningerpost.com
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Hochzeit

Neuer Auftritt für Greta
Die Wirtschaftsingenieurin Judith Erb, 33, sammelt alte  
Hochzeitskleider mit glücklichen Geschichten. Die Suche nach  
dem  Vintage-Glück wurde zu einem Geschäft.

Aus Alt mach Neu: An keinem Kleidungs-
stück hängen vermutlich mehr Emotionen als 
am Brautkleid. Viele Frauen behalten es aus 
Nostalgie und Liebe oder vererben es irgend-
wann an ihre Töchter und Nichten. Die Ge-
schichten der Brautkleider haben mich faszi-
niert, und ich fragte mich: Wie kann man 
jenen Roben, die zum Teil über Jahrzehnte im 
Schrank hängenbleiben, einen neuen Auftritt 
verschaffen? Aus der Frage ist in der Zwischen-
zeit mein kleines Brautmode-Label «Vererbt» 
entstanden, mit dem ich mir ein zweites beruf-
liches Standbein aufgebaut habe.
 
Glücksbringer: Alle meine Kleider haben eine 
schöne Geschichte. Jene Frauen, die mir ihre 
Kreationen überlassen, sind noch immer 
glücklich verheiratet. Dies erschwert die Suche 
nicht. Ich interessiere mich für Kleider aus den 
fünfziger bis neunziger Jahren. Die Hochzeit 
der Bräute liegt dann schon viele Jahre zurück, 
und meistens freuen sich die Damen erst recht, 
wenn ihr Kleid noch mal aufleben kann. Qua-
litativ hochwertige Hochzeitskleider passe ich 
in meinem Atelier an die Neuzeit an, so dass 
der Vintage-Effekt und der Charakter der 
Krea tion erhalten bleiben. Mit jedem Kleid ist 
eine glückliche Liebesgeschichte verbunden, 
die ich meinen Kundinnen natürlich nicht vor-
enthalten möchte.

Wurst ohne Brot: Die Modelle heissen wie 
 ihre ersten Trägerinnen: Greta, Anne-Marie. 
Oder Margot: Sie heiratete im September 1974 
in einem detailreichen Kleid mit zahlreichen 
Rüschen und Blumenapplikationen. Für die 
Trauung brauchte sie damals noch die Zustim-
mung ihrer Eltern, wie sie mir erzählte. Am 
Hochzeitstag habe es geregnet, doch auf dem 
Weg in die Kirche erhellte plötzlich die Sonne 
den glitzernden Weg – der in eine lange und 
zufriedene Ehe führte. Mit dem Erlös aus dem 
Kleid möchte sie ihren Mann zum vierzigsten 
Hochzeitstag einladen. Das älteste Kleid 
stammt von Hannelore. Sie und ihr Karl kom-
men beide aus gutem Haus. Als Karl aus russi-
scher Gefangenschaft zurückkehrte, kamen 
sie sich über eine Tante näher. Heute ist die 
neunzigjährige Dame verwitwet. Auf die Fra-
ge, wie man es schaffe, so alt und doch so fit zu 
sein, antwortet sie: «Ich esse Wurst ohne Brot 
und gehe jede Woche schwimmen.»
 
Aufgepeppt: Die Kleider von früher zeigen 
den Wandel der Zeit: In den fünfziger Jahren 
sind sie häufig nicht bodenlang, haben aber 
sehr hochgeschlossene Designs. Viel Spitze 
kam zum Einsatz. In den Siebzigern sorgte der 
Empirestil für Furore, es gibt auch schlichte 
Kleider aus schöner Spitze und mit Blumen-
applikationen. Die achtziger und neunziger 
Jahre sind geprägt von viel Material, Puff-
ärmeln und Schleiern. Ich nähe allzu Bauschi-
ges um oder bringe ein neues Unterkleid an, 
verwende farbige Satinbänder und passende 
Accessoires, um dem Kleid eine frische Note zu 
geben und es an die Neuzeit anzupassen.
 
Schön und günstig: Die Neukundinnen sind 
begeistert. Sie lieben die Vorstellung, dass be-
reits eine andere Frau in diesem Kleid ein 
dauerhaftes Glück gefunden hat, und man-
che sagen, sie würden das Kleid wiederum an 
ihre Töchter und Schwiegertöchter in spe ver-
erben wollen. Ein weiterer Pluspunkt ist na-
türlich der Preis: Die vererbten Hochzeits-
kleider sind günstig, und die Romantik gibt 
es gratis dazu. 

Thiel

Frühlingsgefühle
Von Andreas Thiel _ Was  
man so sagt, wenn man  
nichts denkt.

Frau: Hast du etwas 
gesagt?
Mann: Nein.
Frau: Was denkst du
denn gerade?
Mann: Nichts.
Frau: Wenn du
 nichts denkst, könn-
test du wenigstens
etwas sagen.
Mann: Was soll ich
denn sagen?
Frau: Etwas, das mich beruhigt.
Mann: Du bist beunruhigt?
Frau: Ja.
Mann: Was beunruhigt dich denn?
Frau: Dass du nichts sagst.
Mann: Du musst dir keine Gedanken machen.
Frau: Eine Frau macht sich aber immer Ge-
danken.
Mann: Wozu? Eine Frau kann doch gar nicht 
denken.
Frau: Denkst du das wirklich?
Mann: Das war ein Witz.
Frau: Du findest auch nie die richtigen Worte.
Mann: Darum sage ich  ja nichts.
Frau: Du könntest ja mal versuchen, das Rich-
tige zu sagen.
Mann: Was wäre denn richtig?
Frau: Etwas Nettes.
Mann: Ich liebe dich.
Frau: Das sagst du jetzt bloss, um mich zu be-
ruhigen.
Mann: Du wolltest doch, dass ich etwas sage, 
das dich beruhigt.
Frau: Ja, aber etwas Nettes.
Mann: Das war doch nett.
Frau: Ja, aber zu spät.
Mann: Das habe ich fast gedacht.
Frau: Wenn du weniger denken würdest, 
 würdest du vielleicht mal das Richtige sagen.
Mann: Aber eigentlich habe ich doch gar 
nichts gedacht.
Frau: Es ist besser, wenn du jetzt nichts mehr 
sagst.
Mann: Irgendwie beunruhigt mich das alles.
Frau: Siehst du?

Andreas Thiel, Jahrgang 1971, ist Schriftsteller 
und Kabarettist.

www.vererbt.com 

www.facebook.com/vererbt

Protokoll: Franziska K. Müller

«Romantik gibt es gratis dazu»: Judit Erb.
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Zu Tisch

Gentleman des guten Geschmacks
André Jaeger schliesst seine «Fischerzunft» – Anlass zur Würdigung 
eines stilbildenden Kochs. Von David Schnapp

Betritt man die «Fischerzunft», direkt am 
ruhig fliessenden Rhein in Schaffhausen, 

betritt man ein Land des Lächelns. André Jaeger 
und seine Partnerin Jana Zwesper haben die 
 seltene Fähigkeit, jedem einzelnen Gast das 
 Gefühl zu geben, dieses Ausnahmerestaurant 
sei nur für ihn da. Nach dem Essen – dazu kom
me ich gleich noch – sitzen wir mit Jaeger beim 
Kaffee. Er erzählt von seinen Plänen nach der 
Schliessung des Hauses Ende Juni. Vierzig Jahre 
lang stand er der «Fischerzunft» vor, dem 
 Restaurant mit Hotel, das schon seine Eltern 
 geführt hatten.

Jaegers Arbeit war stilbildend, bei der Inte
gration fernöstlicher Geschmackswelten in die 
europäische Nouvelle Cuisine hat er Pionier
arbeit geleistet. Nun freut er sich wie ein kleiner 
Junge, der einen grösseren LegoBausatz in 
 Angriff nimmt, auf die Zeit danach. Eine Vor
bereitungsküche hat er sich zu Hause ein
gerichtet, er wird als Botschafter des guten 
 Geschmacks für Relais & Châteaux die Welt 
 bereisen, aber der grosse Teil seiner Zukunft sei 
noch offen, sagt Jaeger.

Seit der Spitzenkoch (19 GaultMillau
Punkte, ein MichelinStern) im März bekannt
gegeben hat, dass er aufhört, ist das Restaurant 
praktisch ausgebucht. Zum Abschied serviert 
Jaeger nochmals Klassiker seiner Küche, «Sig
nature Dishes», wie man sagt. Da ist zum Bei
spiel das Foiegras«Snickers», eine vollendet 

Wein

Leichtigkeit des Seins
Von Peter Rüedi

Die Vervielfältigung entleert ihren Gegen
stand. Das gilt für das Gesicht von George 

Clooney oder Roger Federer wie für Musikstü
cke, die es in die Warteschlaufe von Telefonanla
gen geschafft haben. Klar, die «Träumerei» von 
Schumann oder Mozarts «Kleine Nachtmusik» 
sind, was sie sind. Im Prinzip. In der Praxis aber 
verwandelt sie die millionenfache Wiederho
lung zum Objekt meines Überdrusses. Der Zau
ber ist abgewetzt wie der Schmelz eines Zahns. 
Der Nerv liegt blank. Oder die «Vier Jahreszei
ten»: Nicht erst, seit ein Ausschnitt aus dem 
«Frühling» mich im TVSpot zum Kauf von 
Blumendünger animieren will, gehen sie mir 
auf den Sack. Mehr noch und jenseits des Vival
di: Wiewohl natürlich Einwände gegen Jahres
zeiten so lächerlich sind wie welche gegen das 
Wetter, habe ich etwas gegen die Verpflichtung 
zu Frühlingsgefühlen oder Herbstmelancho
lien. Folglich halte ich (um endlich beim Gegen
stand dieser Kolumne anzulangen) auch nichts 
von «Sommerweinen», die uns wieder alle Kata
loge schmackhaft machen wollen. Weshalb soll 
mir ein knackig frischer grüner portugiesischer 
Alvarinho nicht einen trüben Winterabend illu
minieren, und was passt besser zu, sagen wir: 
grillierten Kalbsnieren als ein substanzieller 
ChâteauneufduPape? Eben. Der Kühlschrank 
ist erfunden, und die Zentralheizung auch. Von 
all dem abgesehen, sei dem geneigten Leser nun 
doch ein kühles Fläschchen ans warme Herz ge
legt, das alle Voraussetzungen für einen idea len 
«Sommerwein» hätte: sozusagen die Wein ge
wordene Leichtigkeit des Seins. Sie heisst 
 «Agnobianco» und stammt vom kleinen Produ
zenten Masari im Veneto (nicht zu verwechseln 
mit dem Giganten Masi aus der gleichen Appel
lation). Es ist ein Weisser aus 60 Prozent Garga
nega (der VenetoTraube schlechthin) und 40 
Prozent Durella (die mit ihrer Säure den Namen 
zu Recht trägt). Gewachsen auf Böden mit viel 
 Basalttuff, ist er mit einem Hauch von Linden
blüten, den Apfel und Zitrusaromen, mit seiner 
Würze ein über sich selbst hinaus inspirierender 
Weisser, beschwingt und blühend. Nicht nur 
zur Sommerszeit.

Masari, Valdagno: Agnobianco Veneto IGT 2013. 
12,5 %. Vinoversum, Neftenbach. Fr. 11.70 (bis Ende Mai, 
dann Fr. 13.–). www.vinoversum.ch

Jede Nuance herausgearbeitet: Signature Dishes von André Jaeger.

abgeschmeckte Terrine, geschichtet mit einem 
nicht zu süssen ErdnussKaramell, umhüllt 
von Schokolade. Es gibt vieles, was man an ei
nem solchen Gericht falsch machen kann, Jae
ger macht (natürlich) alles richtig. Die Aromen 
sind feinsinnig ausbalanciert, nichts nimmt 
überhand, jede Nuance ist herausgearbeitet.

Yin und Yang der Spitzenküche

Jaeger, ein Gentleman des guten Geschmacks, 
lebt und kocht mit sozusagen buddhistischer 
Gelassenheit. Sein Weg führt durch die Mitte, 
immer findet er das Gleichgewicht, mit höchs
ter Sorgfalt werden die Produkte behandelt. 
Die Roulade aus Seezunge und Jakobsmuschel 
etwa, perfekt saftig gegart und aromatisiert 
mit Nussbutter und chinesischer Kwantung 
Gewürzmischung.

Auf dem Dessertteller (mächtig, aber fein: 
MoccaTiramisu, Caramelcreme, Lattemac
chiatoEis) ist das Zeichen für Yin und Yang als 
vergängliches SchokoladepulverEmblem an
gebracht. Das Prinzip sich anziehender Ge
gensätze steht für Jaegers Lebensprinzip und 
für das Wesen der Spitzenküche, wie er sie be
treibt: Viel Arbeit, viele Ideen, und am Ende ist 
es ein grosses, aber flüchtiges Vergnügen. 

Die Fischerzunft, Rheinquai 8, 8200 Schaffhausen. 
Tel. 052 632 05 05. Montags und dienstags geschlossen. 
Nur noch bis 30. Juni 2015 geöffnet.
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Auto

Gesucht: Kurve
Wenn der Weg ebenso wichtig ist wie das Ziel, kann man Audi TT 
Roadster fahren. Von David Schnapp

An die erste Fahrt mit einem Audi TT erin
nere ich mich noch sehr gut. Allerdings sass 

ich nicht am Steuer – in Ermanglung eines Füh
rerscheins –, sondern war Beifahrer im brand
neuen Coupé eines Kollegen. Es war Ende der 
neunziger Jahre, als die ersten TT auf den Markt 
kamen, der Kollege am Steuer fuhr die einfachs
te Motorisierung, den 1,8LiterTurbomotor in 
Verbindung mit Allradantrieb. Damit liess sich 
der kompakte, rundliche Wagen wie auf Schie
nen eindrücklich durch die Kurven treiben.

An dieses eine erste Mal in einem TT erinnere 
ich mich gerne und steige in einen «gletscher

Audi TT Roadster

Leistung: 230 PS, Hubraum: 1984 ccm
Höchstgeschwindigkeit: 250 km/h
Preis: Fr. 59 700.–; Testwagen Fr. 77 000.–

weissen» TT Roadster der neuesten Generation 
ein. Es ist einiges passiert in den 17 Jahren seit 
dem ersten TT. Die Form wirkt nicht mehr so 
lieblich wie das rundliche Urmodell, sondern 
strahlt mit seinen markanten Kanten eine ge
wisse Grundaggressivität aus. Das Interieur
Design ist aus technischer Sicht fast spektaku
lär modern. Ein virtuelles Cockpit hinter dem 
Lenkrad zeigt über einen hochauflösenden 
LCDBildschirm Drehzahl und Geschwindig
keit, aber auch Navigations und Multimedia
informationen an, und die Bedienung der Kli
maanlage ist vollständig in die Lüftungsdüsen 
integriert. Insgesamt ist das trotz gesteigerter 
Komplexität erstaunlich intuitiv zu bedienen. 

Höchste Fertigungsqualität und eine lange 
Liste von bisweilen kostspieligen Aufrüstungs
optionen sind bei einem Audi selbstverständ
lich: Von der angenehmen Nackenheizung 
(Fr. 640.–) über das wohlklingende B&O
Soundsystem (Fr. 1180.–) bis zum praktischen 
Fernlichtassistenten (Fr. 210.–) wird vieles ange
boten, was ein Auto wohl nicht schneller, aber 
komfortabler macht. Der Platz für Gepäck ist 
übrigens übersichtlich, 280 Liter Volumen wer

den angegeben, da muss man dann halt über
legen, was man wirklich mitnehmen will.

Darf’s noch etwas mehr sein?

Wie der Kollege bin ich mit dem kleineren der 
beiden TFSIMotoren unterwegs: 4 Zylinder, 
knapp 2 Liter Hubraum und 230 PS mit Allrad
antrieb bei einem Gewicht von 1570 Kilogramm 
(inklusive Fahrer). Damit ist der Audi TT Roads
ter kein reinrassiger Sportwagen, aber immer 
noch ein Auto, das beim Fahren Spass macht. Es 
mag wohl eine halbe Gedenksekunde geben, 
bevor der Turbolader richtig loslassen kann. 
Dann aber geht es schnell vorwärts, nach 5,6 Se
kunden fährt man 100 km/h, und wer will und 
darf, kann bis 250 km/h beschleunigen. Für 
noch mehr Beschleunigung muss man den TTS 
wählen, dort gibt es immerhin 80 PS mehr für 
immerhin 13 700 Franken obendrauf.

Aber beim Audi TT geht es eigentlich gar 
nicht in erster Linie darum, wie viel Leistung er 
hat, sondern eher um die Frage, wie diese Leis
tung auf die Strasse kommt. Und da bietet der 
kompakte Zweisitzer beste Unterhaltung 
durch die Kombination aus Strassenlage mit 
tiefem Schwerpunkt und dem Allradantrieb für 
die Sicherheit und die schnelle Kurve. Und auf 
jede von ihnen habe ich mich gefreut, jede 
 AutobahnAuf oder Abfahrt, jede Biegung 
der Landstrasse war eine höchst vergnügliche 
 Angelegenheit auf Rädern.
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Giuseppe Scaglione
Von Mark van Huisseling _ Der Radiounternehmer aus Basel 
versucht es noch einmal. Was macht er dieses Mal besser?

«Noch nicht tot»: Radiounternehmer und Comeback-Kid Scaglione, 45.

Eine ehemalige Lokalradiochefin schrieb in 
der Basler Zeitung über dich: ‹Führt heute 

erfolgreich Radio 105›, im Dezember 2013. Im 
Januar 2014 musstest du Konkurs anmelden. 
Kam die nicht draus, oder sah man’s nicht 
kommen?» – «Der Punkt ist, und das ist das 
Groteske: Wir waren erfolgreich bis am 
Schluss, im Hörermarkt. Wir haben kurz davor 
zum dritten Mal den Preis ‹Radio of the Year› 
entgegengenommen, aufgrund der Hörerzah-
len, die wir stark steigern konnten; im Sponso-
ringbereich haben wir tolle Resultate erzielt . . . 
Das Einzige, was nicht funktioniert hat, war 
die Zusammenarbeit mit [Radio] Energy, de-
nen wir die Vermarktung klassischer Radio-
werbung übergeben hatten.» – «Haben die das 
extra gemacht?» – «Das Interessante ist, dass 
ich dazu nicht viel sagen muss, weil schon viel 
gesagt wurde, unter anderem von Roger Scha-
winski. Ich lass das mal so stehen.» – «Also ja.» 
– «Am Schluss haben wir eine Klage ein-

Sein liebstes Restaurant: «Das ‹Costa Brava›, da hast  
du das Gefühl, du seist in den Ferien.» «Costa Brava», 
Limmatstrasse 267, Zürich, Tel. 044 272 27 71

gereicht gegen Energy, das hätten wir nicht ge-
macht, wenn alles okay gewesen wäre.»

Giuseppe Scaglione, 45, ist ein Radiounter-
nehmer aus Basel. 1997 gründete er Radio 105 
in Zürich. Mit der zur Mehrheit gespielten 
 Urban Music – R & B, Hip-Hop oder Electronic 
– sprach er vor allem ganz junge Hörer an. 
Nach einer Neuvergabe von Sendekonzessio-
nen des Departements für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation im Jahr 2008 er-
hielt Scaglione zwei Konzessionen; Ringiers 
Radio Energy dagegen bekam keine Konzes-
sion, und Scaglione verkaufte eine an Energy. 
Dieses Unternehmen hätte dafür Werbezeit 
von Radio 105 verkaufen sollen. Als diese Ein-
nahmen ausblieben, gelang es Scaglione nicht, 
den Fortbestand des Senders zu sichern. «Weil 
Investoren ihre Finanzierungszusagen zu-
rückzogen», sagt er. Roger Schawinksi kaufte 
diesen, das heisst die Konzession, aus der Kon-
kursmasse. Ende Mai nimmt Scagliones neuer 

Sender mit Namen «My 105» den Betrieb auf; 
Musikprogramme – ohne Nachrichten, Wet-
ter, Verkehr et cetera – werden über das World 
Wide Web verbreitet. Scaglione ist verheiratet 
und lebt in Nottwil.

«In der Schweiz am Sonntag schrieb ein Kolum-
nist, du seist kein guter Geschäftsmann . . .» – 
«Grundsätzlich lag er falsch mit dem Titel 
‹Nachruf›. Das macht man bei Toten. Guter 
oder schlechter Geschäftsmann? Was man nicht 
vergessen darf: Ich habe den Betrieb achtzehn 
Jahre geführt, und wir hatten Erfolg bei einem 
Publikum, von dem man sagt, es höre kein 
 Radio. Ich kann die Meinung nicht teilen. Und, 
übrigens, sechzig Prozent der Radios verlieren 
Geld, sie haben einfach das Glück, dass sie einen 
Besitzer haben, der das vermag.» – «Apropos 
Nachruf. Du sagst: ‹Wenn das Lokalradio nicht 
tot ist, liegt es im Sterben.› Weshalb?» – «Die 
Branche ist unter Druck durch Spotify [Musik-
Streaming-Angebot] und die technische Ent-
wicklung. Und es ist nicht mehr zeitgemäss, 
schon der Begriff ‹Lokalradio› – weil die Leute 
mobil sind, auf dem Smartphone Medien kon-
sumieren. Und dann das Gebiete-Zuteilen: Von 
da bis dort darfst du senden . . . Das entspricht 
nicht mehr den Gewohnheiten.»

«Was kann dein neues My 105, was ein Lokal-
radio oder ein Webradio nicht kann?» – «Wir 
haben acht verschiedene Streams [Musikstil-
richtungen]. Grundsätzlich gehen wir nicht so 
tief in Sparten rein wie andere Webradios, wir 
senden nicht nur Musik von einer weissen 
 Gitarre aus Los Angeles. Gleichzeitig sind wir 
nicht so limitiert in der Musikauswahl wie ein 
Lokalradio, das mit einem Kanal alle happy ma-
chen muss, wir haben immerhin acht [Kanäle], 
und das können wir ausbauen. Und das Zweite 
ist, wir haben Interaktivität mit dem Publi-
kum; die, die wollen, können sich einbringen 
über das Internet. Man muss nicht, es läuft auch 
ohne, aber man kann durch ein Voting-System 
die Rotation [Musikauswahl] beeinflussen – 
Daumen rauf, Daumen runter. Das ist einzigar-
tig.» – «Der Vorteil eines übers World Wide Web 
verbreiteten Radios ist das grosse Sendegebiet, 
man kann es auf der ganzen Welt hören. Der 
Nachteil ist – das grosse Sendegebiet. Werbe-
kunden sagen, der Streuverlust sei zu gross . . .» 
– «Es ist nicht so, dass wir kein definiertes 
 Gebiet haben, wir konzentrieren uns auf die 
Deutschschweiz. Wir sind hier aktiv, reden 
Schweizerdeutsch, das gibt  Nähe, und wir 
 machen Events. Das gibt ein  Package, man wird 
als lokaler Player wahrgenommen. Der Begriff 
‹lokal› verändert sich einfach: Lokal war früher 
zum Beispiel die Stadt Bern, heute ist’s die 
Deutschschweiz.» – «Was sind deine Lieblings-
songs zurzeit?» – «Ou, das sind so viele . . . Ich 
bin ein Fan von tanzbarer Musik, im Moment 
von Robin Schulz.»
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Lösungswort _ Sehr persönliche Sachen
Die rosa eingefärbten Felder ergeben waagrecht fortlaufend das gesuchte Lösungswort.

Waagrecht _ 3 Die Vorsprünge ziehen sich 
ganz schön in die Länge. 7 Sie hilft den 
Stress zu entschleunigen. 12 Als Klei-
dungsstück betrachtet eine würdevoll 
schmückende Tracht. 15 Jagdgrund der 
Inuit, lange ist es her. 16 Man findet won-
der damit entzückend. 17 Brennstoff mit 
reinigender Wirkung. 18 Ganz und gar 
menschlich, dass sich hinter ihr einiges tut. 
19 In überspanntem Zustand hört sie sich 
unangenehm an. 20 Gruppe und Standard 
in Sachen bewegte Bilder. 22 Name, Per-
son und ein Buch der Bibel. 23 Ihre kleine 
Schwester trägt den Namen Ariette. 25 Ob 
ganz in Grün oder Gelb ist hier dasselbe. 
27 Das 1. Buch und der Prophet tragen den-
selben Namen. 30 Ein Knie, ja - da geht’s 
bestimmt um Kunst. 33 Mythisch, keltisch: 
Gereints Braut. 34 Steuer, altbekannt. 

 37 Kurz dieser additive Farbraum. 39 Als 
Teil der Tracht, war sie Zeichen päpstlicher 
Macht. 40 Also, sprachen die Romands, 
und das war’s dann auch. 42 So voll wirkt 
es formvollendet. 45 Formel 1: Prosts 
grosser Rivale von einst. 47 Zugegeben: 
Die Taten sind im Rückblick nicht ganz 
vollbracht. 48 Ja, dieser Mike, ein ganz 
schön stürmischer Kerl! 50 Da stampf-
ten Schweizer einst gerne mit den Füssen. 

 51 Bei ihm ist sehr tiefer Schlaf garantiert. 
 52 Griechisches Pendant zum F. 53 Mass-

einheit, die Informatiker bestens kennen. 
 54 Esther und was Kosmetik aus ihr machte.

Waagrecht _ 1 GOMORRHA 6 NDENI 10 APU-
LIEN 12 SKIPISTEN 15 CLIVE (Barker, Buchti-
tel: Bücher des Blutes) 17 SATIN 18 TRA-
GOEDIE 19 SAUSER 20 INHABERIN 23 BALA-
BAC 26 ANL (-age, Synonym f. Naturell; franz. 
age f. Alter) 27 EDA 28 KREDITHAI 31 NESTLE 
34 NITRAT 35 SEETANG 37 ZARIN 38 EDEL-
GAS 39 ENZO (Vorname des Gründers des Kon-
zerns sowie Ferrari-Modell) 40 NETTO 

 41 GINSENG

Senkrecht _ 1 (Regen-) GUSS 2 MAITA (Aki: 
Erfinderin des Tamagotchi) 3 RAINS (engl. f. 
trop. Regenzeit) 4 HATTRICK 5 APER 6 NICO 
(Icon) 7 DELETE 8 ENID (dein) 9 IDEE 

 11 UNABHAENGIG 13 KASKADE 14 PIURA 
16 VISITATION 21 ANDI (Schweiger, Koch-
show auf RTL 2) 22 BLITZEN 23 BENGEL 

 24 LASSEN 25 BELEGT 29 TRANS (-alpin) 
 30 HARZE 32 TELE (-boy) 33 ETAT 36 ASO

Lösung zum Denkanstoss Nr. 416                      
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Senkrecht _ 1 Der Hund sieht wie so einer 
aus und ist ein rassenreiner. 2 Jugendwahn 
passt zu solchem Aging. 3 Es muss nicht 
immer Kaviar sein, deren Fleisch schmeckt 
auch. 4 Neben Melete und Aoide die Drit-
te der musischen Trias. 5 Campbell’s – seit 
Warhol unververgesslich und oft gegessen. 
6 Ihr Geplätscher gefiel Jeremias Gotthelf. 

 8 Der Raum hat Grenzen. 9 Wer von Exodus 
spricht, denkt auch an ihn. 10 Fliessende 
Grenzgängerin aus Frankreich. 11 Von dort 
über den Nilstaudamm. 13 Als Präsident 
spielte er seine Paraderolle. 14 Sein «Thea-
ter der Grausamkeit». 21 Er führt Menschen 
zum oder hinters Licht. 24 Mit seiner Abson-
derung sondert er sich von Feinden ab. 

 26 Ob die Bemerkung von Camilleri stammt? 
27 Würzen hat für Amerikaner viel mit der 
Jahreszeit zu tun. 28 Tierische Täuschung 
und Tarnung sind bei ihr mit im Spiel. 

 29 Ziemlich abgestandene Sache - Skifahrer 
freut’s. 31 Der flauschige Begleiter fürs Nas-
se. 32 Womit der Bau Früchte trägt. 35 Gross 
wird sie politisch gesehen damit. 36 In Afri-
ka zählt man rund 200 Millionen von ihnen. 
38 Fische mögen wir am liebsten ohne (Ez.). 
41 So endlich dann zum Abschluss geführt. 
43 Pferdesport: Gangart mit Schwebe-

 phase. 44 Da ist irgendwie Milch mit im Spiel. 
46 Wir brauchen sie und sie brauchen uns. 
49 Kurz: Der nach dem US-Physiker Over-

 hauser benannte Kern-Overhauser-Effekt.

Lösungswort _ RAETSELRATEN

14. Mai 2015
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